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EDITORIAL

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

seit drei Monaten gibt es Krieg in der Uk-
raine. Er wäre vermeidbar gewesen, hätte 
es den Willen zum Frieden gegeben, den 
Versuch des Verstehens, die Suche nach 
einem gemeinsamen Weg.

Die Lösung wäre einfach gewesen. 
Michail Gorbatschow, Olof Palme, Wil-
ly Brandt und Egon Bahr hatten sie ge-
meinsam definiert: Das gemeinsame Haus 
Europa, gemeinsame Sicherheitspolitik, 
die Einsicht, dass im Atomzeitalter jeder 
Krieg der Großmächte zum Atomkrieg 
werden kann, den niemand gewinnen wird.

Die Chance zum Frieden, die 1989 be-
stand, ist jetzt zerstört. Der Krieg in der 
Ukraine ist ein Stellvertreterkrieg, in dem 
sich die NATO als Werkzeug des Macht-
staates USA mit Russland anlegt, um den 
Endsieg im Kalten Krieg zu erringen. 
Russland hat angegriffen, aber dieser An-
griff hat eine Vorgeschichte, eine lange 
Kette von Provokationen. 

Das Ziel der USA, es ist nicht am 24. Fe-
bruar 2022 entstanden, hat Präsident Biden 
benannt: Regime Change in Russland. Prä-
gnant ausgedrückt: Ein Abnutzungskrieg 
des Typs Afghanistan 1979, der zu etwas 
führen soll, dass man Jelzin 2.0 nennen 
kann, nämlich die feindliche Übernahme 
Russlands durch Einsetzen eines gefügi-
gen Statthalters.

Eine neutrale Ukraine, die kein Mitglied 
der NATO wäre, sondern eine Pufferzone 
zwischen Russland und den NATO-Staa-
ten, die ihre verfeindeten Volksgruppen 
mit einer Schweizer Lösung (weitgehender 
Autonomie) hätte zusammenhalten kön-
nen, die Handel nach Ost und West zum 
Nutzen aller hätte betreiben können, wäre 
möglich gewesen.

Auf dem World Economic Forum Ende 
Mai 2022 hat Henry Kissinger, einer der 
Staatsmänner, der die oben skizzierte Lö-
sung vorgeschlagen hatte, jetzt gemahnt, 
dass es wohl nur die Wahl zwischen der 
Teilung der Ukraine und einem großen 
Krieg gibt. Er wird wahrscheinlich wie-
der nicht gehört werden, denn statt der 

alten, weiß(s)en Realpolitiker regieren 
jetzt Angehörige der Woke-Kultur, de-
nen die Furcht vor dem Atomkrieg zu 
fehlen scheint.

Die Medien des Westens, die einst so 
viel Aufhebens um die Ausdrucksfreiheit 
machten, solange es die Sowjetunion als 
Gegenbild gab, agieren jetzt als Propagan-
da-Instrumente an der Heimatfront – die 
deutschen Medien, als wären wir Kriegs-
partei. Pluralität, die Interessen aller Kon-
fliktparteien darzustellen – was journa-
listische Pflicht ist – wird zum Verrat 
deklariert, der geahndet werden muss, in 
der Öffentlichkeit, aber auch juristisch und 
geheimdienstlich. Die Feindsender RT und 
Sputnik wurden bereits vor Beginn des 
Konfliktes abgeschaltet, kritische Stim-
men aus den eigenen Ländern wie KenFM, 
Consortiumnews oder Mintpressnews in 
den sozialen Medien und Plattformen ent-
monetarisiert oder gleich abgeschaltet, ih-
ren dissidenten Unternehmensführern kün-
digen Paypal und Banken die Konten.

Wir haben uns an das Argument ge-
wöhnt, dass Facebook, Twitter, YouTu-
be oder auch Google private Firmen sind, 
die wie die Besitzer eines Cafés Hausver-
bot erteilen können. Aber sind sie nicht 
eher Telefongesellschaften vergleichbar, 
die sich nicht darum zu kümmern haben, 
was an den Apparaten gesprochen wird, 
wie Clarence Thomas, Richter am Obers-
ten Gerichtshof der USA, 2021 kommen-
tierte? Und darf der Staat seine Zensur-
Drecksarbeit an willige Helfer in den 
IT-Konzernen delegieren, um seine Hän-
de in Unschuld waschen zu können? Wel-
che Gesellschaftsordnung sollen diese Me-
thoden ermöglichen?

Wir leben in finsteren Zeiten. Das ist das 
Leitthema dieser Ausgabe von Free21. Ich 
wünsche Ihnen trotzdem einen schönen 
Sommer und verabschiede mich mit dem 
Gruß, den sich die Deutschen am Ende des 
2. Weltkrieges zuraunten: „Bleib übrig!“
Ihr Dirk Pohlmann, 
Chefredakteur Free21

Kriegsziel:

Regime Change

Free21 wird international! 
Unser Team übersetzt international 
relevante Artikel aus dem Eng-
lischen ins Deutsche und Dänische 
sowie umgekehrt. Bist Du in zwei 
der drei Sprachen zuhause und in 
beiden stilistisch und orthografisch 
sicher? Dann freuen wir uns über 
Deine Hilfe beim Übersetzen bzw. 
Korrekturlesen.

Wenn Du uns ehrenamtlich unter-
stützen möchtest, schreib uns an 
translate@free21.org

Übersetzer/in
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Der Bürgerkrieg im Donbass ist „der längste Krieg in Europa seit 1945“. Auszug aus dem gleichnamigen 
Buch von Ulrich Heyden.

Die Waffen sprechen wieder

Autor: Ulrich Heyden
Jahrgang 1954, ist seit 
1992 freier Korrespon-
dent in Moskau. Er ar-
beitet für den Freitag, Te-
lepolis und RT Deutsch. 
Von 2001 bis 2014 war er 
Korrespondent der Säch-
sischen Zeitung. Parallel 
arbeitete er für einen Pool deutschsprachi-
ger Zeitungen, unter anderem für die Salz-
burger Nachrichten, Die Presse, Aargauer 
Zeitung, Südostschweiz, Mittelbayerische 
Zeitung, Südkurier. Er ist Mitautor des Bu-
ches „Opposition gegen das System Putin“, 
Autor des Buches „Ein Krieg der Oligarchen. 
Das Tauziehen um die Ukraine“ und Co-
Regisseur des Films „Lauffeuer“ über den 
Brand im Gewerkschaftshaus von Odessa 
am 2. Mai 2014. Er kommentiert in russi-
schen Fernseh- und Radio-Sendungen po-
litische Ereignisse in Deutschland. Weitere 
Informationen unter www.ulrich-heyden.de

Symbolbild mit Buchcover von „Der längste 
Krieg in Europa seit 1945“ von Ulrich 
Heyden.

Dieser Text wurde zuerst am 07.04.2022 auf www.rubi-
kon.news unter der URL <https://www.rubikon.news/
artikel/die-waffen-sprechen-wieder> veröffentlicht. 
Lizenz: Ulrich Heyden, Lizenz: CC BY-NC-ND 4.0

Dieses Buch handelt vom Krieg im Don-
bass, der 2014 begann. Es berichtet von 
Menschen, deren Dörfer und Städte von 
der ukrainischen Armee und rechtsradi-
kalen Freiwilligenbataillonen beschossen 
werden, von Kindern, die am Geräusch er-
kennen, um was für eine Granate oder Ra-
kete es sich handelt und woher geschossen 
wird, von freiwilligen Kämpfern, die sich 
an der „Kontaktlinie“ tief in die Erde ein-
gegraben haben und gelegentlich auch zu-
rückschießen. Der Autor hat die interna-
tional nicht anerkannten Volksrepubliken 
Donezk und Lugansk seit 2014 mehrmals 
besucht. Er analysiert, warum der Konflikt 
in der Südostukraine entstand — wo der 
Anteil der Russischsprechenden ukraine-
weit am höchsten ist — und warum das 
Waffenstillstandsabkommen „Minsk 2“ 
immer wieder gebrochen wurde. Das Fazit 
des Autors: Die Ukraine könnte als neu-
trales Land zwischen Russland und dem 
Westen in Frieden leben. Jeder Versuch, 
das Land auf eine Seite zu ziehen, wird 
es zerreißen. Exklusivabdruck aus „Der 
längste Krieg in Europa seit 1945: Augen-
zeugenberichte aus dem Donbass“.

Einleitung

Dass es in der Ostukraine seit April 2014 
einen Krieg gibt, darüber hatten die gro-
ßen Medien in Deutschland die letzten 
Jahre nur spärlich berichtet. So war die 
Öffentlichkeit in Deutschland schockiert, 
als Russlands Präsident Wladimir Putin 
am 24. Februar 2022 den Beginn einer 
„militärischen Spezialoperation“ in der 
Ukraine bekannt gab. Das Ziel dieser 
Operation sei — so der Kremlchef — 
„der Schutz der Volksrepubliken Donezk 
und Lugansk“ und die „Demilitarisierung 
und Entnazifizierung der Ukraine“.

Diese Begründung war nach Meinung 
der deutschen Medien hanebüchen. Im 
Grunde gehe es Wladimir Putin nur um 
den Wiederaufbau eines russischen Im-
periums. Auch andere osteuropäische 
Länder könnten jetzt Opfer russischer 
Aggression werden. Dass Russland mona-
telang erfolglos mit Vertretern der USA, 
Frankreich, Deutschland und der NATO 
über Sicherheitsgarantien und eine Ab-
sage bezüglich eines NATO-Beitritts der 
Ukraine verhandelt hatten, war plötzlich 



5Publiziert auf Free21 am 12.05.2022, 6:00 Uhr

Krieg & Frieden

vergessen. Ob es richtig war, Russland Si-
cherheitsgarantien zu verweigern, stand 
weder vor noch nach dem russischen Ein-
marsch in der Ukraine zur Debatte.

Die Öffentlichkeit im Westen hat-
te nicht mit dem russischen Einmarsch 
gerechnet. Zwar hatte die Bild-Zeitung 
schon am 3. Dezember 2021 getitelt „Pu-
tins geheimer Angriffsplan für die Ukrai-
ne“ [1] und eine Grafik veröffentlicht, die 
faktisch das zeigte, was dann am 24. Feb-
ruar 2022 wirklich begann, aber die Dro-
hungen des US-Präsidenten mit „nie da-
gewesenen Sanktionen“ gegen Russland 
im Falle eines Angriffes auf die Ukraine, 
hatten wohl viele Menschen glauben las-
sen, dass der Kreml dieses Risiko nicht 
eingehen werde.

Ratlose Russlandfreunde

Wladimir Putin, sein Sprecher Dmit-
ri Peskow und der russische Außenmi-
nister Sergej Lawrow hatten in den Mo-
naten vor dem 24. Februar 2022 immer 
wieder erklärt, Russland werde nicht — 
wie von westlichen Geheimdiensten und 
Medien behauptet — in die Ukraine ein-
marschieren.

Als dann der Kremlchef am 24. Febru-
ar 2022 die „Spezialoperation“ bekannt 
gab, fühlten sich nicht wenige Russland-
freunde in Deutschland getäuscht und 
ratlos. Sie erklärten, sie müssten jetzt ihr 
Verhältnis zur russischen Politik über-
prüfen oder sie zogen sich aus der Öf-
fentlichkeit zurück.

Doch war es wirklich eine Täuschung? 
Der stellvertretende Leiter der russi-
schen Präsidialverwaltung Dmitri Ko-
sak hatte bereits am 8. April 2021 er-

klärt, dass wenn Kiew Kriegshandlungen 
im Donbass aufnehme, sei das „der An-
fang vom Ende“ für die Ukraine. Russ-
land sei in diesem Fall gezwungen, seine 
Bürger zu schützen. 600.000 Bewohner 
des Donbass hatten zu diesem Zeitpunkt 
bereits einen russischen Pass.

Am 21. April 2021 erklärte Wladimir 
Putin in seiner Rede vor der Föderalen 
Versammlung, dass wenn in der Ukraine 
„eine rote Linie überschritten wird, die wir 
selbst festlegen, wird die Antwort asym-
metrisch, schnell und hart sein“.

Am 21. Dezember 2021 erklärte der 
Kremlchef: „Natürlich, werden wir –wie 
ich schon bemerkt habe – in dem Fall, 
dass die westlichen Kollegen eine kla-
re aggressive Linie fortsetzen, adäquate 
militär-technische Maßnahmen ergrei-
fen, auf unfreundliche Schritte werden 
wir hart reagieren“ [2].

Dass die Russlandfreunde in Deutsch-
land in Debatten ausschließlich Russ-
lands friedliche Absichten hervorhoben, 
war angesichts der antirussischen Kriegs-
hysterie in den deutschen Medien ver-

ständlich, aber nicht weitsichtig.

Russland hatte schon 1999 im Tschet-
schenienkrieg gezeigt, dass es bei Gefahr 
für seine staatliche Souveränität — da-
mals ging es um von arabischen Staaten 
finanzierten islamischen Fundamentalis-
mus in Tschetschenien und eine Ausbrei-
tung des Separatismus in Russland — mi-
litärisch zuschlägt.

Statt Fakten, Stimmungsmache

Nach dem Einmarsch der russischen Ar-
mee in die Ukraine spielten die großen 
Medien in Deutschland keine gute Rolle. 
Sie heizten die Stimmung gegen Russ-
land weiter auf, indem sie unterstellten, 
Russland werde möglicherweise weitere 
osteuropäische Länder überfallen. Von 
Diplomatie war keine Rede mehr, nur 
noch von Aufrüstung. In Deutschland 
lebende Russen waren das erste Mal seit 
dem Kalten Krieg wieder mit verächtli-
chen Äußerungen im Alltag konfrontiert.

Die Situation wurde von den Medien 
auch falsch gewichtet. Es wurde behaup-

tet, in der Ukraine habe der „erste Krieg 
in Europa nach dem Zweiten Weltkrieg“ 
begonnen. Tatsächlich war es die NATO 
— unter Beteiligung der deutschen Luft-
waffe —, die 1999 im Kosovokrieg Zie-
le in Serbien bombardierte. Das war der 
erste Krieg in Europa seit 1945.

Auch verschwiegen die deutschen Poli-
tiker und großen Medien, dass der Krieg 
in der Ukraine nicht 2022 begann, son-
dern bereits 2014. Im Februar 2014 fand 
in Kiew — angeführt von rechtsradika-
len, militanten Gruppen — ein Staats-
streich statt. Der amtierende Präsident 
Viktor Janukowitsch wurde unter Mord-
drohungen aus Kiew verjagt.

Zwei Monate später, am 14. April 2014, 
schickte der geschäftsführende nicht-ge-
wählte ukrainische Präsident Aleksan-
dr Turtschinow Truppen in den Donbass. 
Sie sollten im Rahmen einer „Antiterro-
ristischen Operation“ die Separatisten 
aus Regierungsgebäuden in Donezk und 
Lugansk vertreiben.

Diese „Operation“ kostete bis heute 
14.000 Menschen das Leben. 5.000 Men-
schen starben in der Volksrepublik Do-
nezk, 4.000 in der Volksrepublik Lugansk 
und 5.000 Menschen in dem von Kiew 
kontrollierten Teil des Donbass [3].

Ich habe mit den Menschen  
im Donbass gesprochen

Dieses Buch handelt von dem nun schon 
acht Jahre andauernden Krieg im Don-
bass. Es handelt von Menschen, deren 
Dörfer und Städte von der ukrainischen 
Armee und rechtsradikalen Freiwilligen-
bataillonen beschossen wurden, von Kin-
dern, die am Geräusch erkennen, um was 
für eine Granate oder Rakete es sich han-
delt und woher geschossen wird, von frei-
willigen Kämpfern, die sich an der „Kon-
taktlinie“ zur Zentralukraine tief in die 
Erde eingegraben haben und gelegentlich 
auch zurückschießen. Mein Buch handelt 
auch von Ärzten, die direkt an der De-
markationslinie in einem Krankenhaus 
arbeiten, ungeachtet des Geschützdon-
ners, der immer wieder von der ukraini-
schen Seite herüberhallt.

Ich habe den Bewohnern der Volksre-
publiken zugehört, wo sie sich auch ge-
rade befanden, in Schulen und Kinder-

Screenshot Twitter
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gärten, auf Straßen, in von Geschossen 
zerlöcherten Häusern, an den Grenzüber-
gängen zur Ukraine oder in den Amtsstu-
ben von Lugansk und Donezk.

Warum ich dieses Buch geschrieben 
habe? Weil die großen deutschen Medi-
en über den Krieg im Donbass nur aus 

der Sichtweise Kiews berichten.

Im vorliegenden Buch habe ich mei-
ne Reportagen, Interviews und Analysen 
aus dem Donbass zusammengefasst. Ei-
nige davon sind bereits bei Telepolis, den 
NachDenkSeiten, Der Freitag, Rubikon, 
Neues Deutschland, Die Wochenzeitung 
und RT DE veröffentlicht. Einiges liegt 
das erste Mal in gedruckter Form vor. Die 
schon veröffentlichten Texte wurden vom 
Autor zum Teil gekürzt.

Niemand, der aus den  
Volksrepubliken berichtet

In Deutschland ist es seit 2014 aufgrund 
einer einseitigen Medienberichterstattung 
nicht mehr möglich, sich eine auf Fak-
ten beruhende, eigene Meinung über den 
Konflikt im Donbass zu bilden. Es fehlt 
die Faktenbasis.

Die deutschen Chefredakteure schicken 
seit 2014 keine Journalisten mehr in die 
Volksrepubliken. Nur bei den Wahlen im 
November 2018 waren deutsche Fern-
sehjournalisten in Donezk und Lugansk. 
Deutsche Journalisten und Politiker be-
suchten im Donbass immer nur die ukra-
inische Seite vor der „Kontaktlinie“. Von 
dort schauten sie hinüber in „feindliches 
Gebiet“, in das Gebiet „der von Russland 
unterstützten Separatisten“. Das erinnert 
an die Zeit der deutschen Teilung, wo man 
von Aussichtsplattformen in Westberlin 
nach Ostberlin schauen konnte.

Man schaut, versteht aber nichts. Denn 
man weiß nicht, wie die Menschen in den 
Volksrepubliken leben. Bis auf die bei-
den Bundestagsabgeordneten der Partei 
Die Linke Wolfgang Gehrcke und Andrej 
Hunko sowie Gunnar Lindemann von der 
AfD hat kein einziger deutscher Politiker 
der großen deutschen Parteien jemals die 
Volksrepubliken besucht und dort mit den 
Menschen gesprochen.

Die Menschen in den Volksrepubliken 
scheinen so etwas wie Aussätzige zu sein. 
Denn es ist vonseiten des Auswärtigen 
Amtes noch nicht mal erwünscht, dass 

humanitäre Hilfe aus Deutschland über 
Russland an die Volksrepubliken geliefert 
wird. Durch die Ukraine wollen deutsche 
Bürgerinitiativen wie „Zukunft Donbass“ 
und „Friedensbrücke e. V.“ ihre humani-
täre Hilfe mit Lastwagen nicht schicken. 
Das ist ihnen wegen der ukrainischen Na-
tionalisten, die schon mal Transporte an-
halten, zu gefährlich.

Hysterische Reaktionen  
auf humanitäre Hilfe

Als die Bundestagsabgeordneten der Par-
tei Die Linke, Wolfgang Gehrcke und An-
drej Hunko, im Februar 2015 mit einem 
Kleinbus und vier Kleinlastern humanitä-
re Hilfe für Krankenhäuser in die Volks-
republik Donezk brachten [4], verurteil-
te der Berliner Tagesspiegel die Reise 
in scharfem Ton [5]. Die Abgeordneten, 
so das Blatt, hätten sich mit dem „War-
lord“ Aleksandr Sachartschenko — da-
mals Leiter der Volksrepublik Donezk 
— fotografieren lassen. Sachartschenko 
habe sich schlecht über Juden geäußert, 
behauptete der Tagesspiegel ohne stich-
haltigen Beweis.

Während viele Menschen in den Volks-
republiken in von ukrainischen Geschos-
sen beschädigten Häusern leben, hatten 
deutsche Intellektuelle, die sich der Post-
Maidan-Regierung verbunden fühlen, 
seit 2014 nichts Besseres zu tun, als je-
den Deutschen, der aus den Volksrepub-

liken berichtete, Hilfe dorthin organisier-
te oder die Kiewer Regierung kritisierte, 
im Internet und in den Medien als „Pu-
tinfreund“, „Nationalisten“ und „Antise-
miten“ zu brandmarken.

Lebenslanger Bann  
für Kiew-Kritiker

Die „Beweise“ für diese Behauptungen 
hatten die Anhänger der ukrainischen 
Regierung mühsam aus zum Teil viele 
Jahre alten Internetbeiträgen zusammen-
geklaubt. Richtigstellungen und ein Feh-
lereingeständnis von Seiten des wegen 
„Antisemitismus“ beschuldigten ukraini-
schen Journalisten Ruslan Kotsaba wur-
den von den Anhängern der Kiewer Re-
gierung in Deutschland ins Lächerliche 
gezogen. Es wurde schnell klar: Links-
grüne Ukrainefreunde in Deutschland 
versuchten die Kritiker der Kiewer Re-
gierung in Deutschland mit einem lebens-
langen Bann zu belegen.

Ein Lichtblick in dieser aufgeheizten 
Stimmung war eine am 11. Juni 2018 von 
der Bundestagsfraktion der Partei Die 
Linke in Berlin organisierte Konferenz 
mit dem Titel „Menschenrechte und Me-
dienfreiheit in der Ukraine“. Auf dieser 
Konferenz wurde sachlich und anhand 
von Fakten diskutiert. Die fast vier Stun-
den dauernde Konferenz tagte mit mehr 
als hundert Teilnehmern im Paul-Löbe-
Haus, einem Nebengebäude des Bundes-
tages.

Es sprachen die Bundestagsabgeordne-
ten der Partei Die Linke, Andrej Hunko, 
Heike Hänsel, Zaklin Nastic und Stefan 
Liebich, die ukrainische Aktivistin Je-
lena Bondarenko, der ukrainische Jour-
nalist Ruslan Kotsaba, der Kiewer Men-
schenrechtsanwalt Walentin Rybin und 
viele andere. Sie berichteten mit konkre-
ten Beispielen über die Repressionen ge-
gen Andersdenkende in der Ukraine. Ich 
hielt einen Beitrag zur Verfolgung von 
Journalisten in der Ukraine [6].

Die großen deutschen Medien berich-
teten trotz hochkarätiger Besetzung nicht 
über die Veranstaltung. Berichte gab es 
aber bei RT DE, Telepolis [7] und der 
Verdi-Journalisten-Zeitung „Menschen 
machen Medien“ [8]. Die junge Welt in-
terviewte den Konferenzteilnehmer Le-

Bundestagsabgeordneter von Die Linke, Andrej 
Hunko. Foto: Jan Kühn, CC BY-SA 4.0
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onid Koschara [9], der bis zum Staats-
streich 2014 Außenminister der Ukraine 
war.

Eine komplette Video-Aufzeichnung 
der Konferenz ist bis heute im Internet 
abrufbar [10]. Aber leider gibt es keine 
schriftliche Broschüre mit den Konfe-
renzbeiträgen. Und es gibt auch bis heu-
te keine deutschsprachige Dokumentati-
on über alle Menschenrechtsverletzungen 
und Einschränkungen der Medienfreiheit 
in der Ukraine. So ist es für Menschen, 
die weder Russisch noch Ukrainisch kön-
nen, enorm schwer, sich ein Bild von den 
wirklichen Zuständen in der Ukraine zu 
machen und sich mit Faktenwissen an 
Diskussionen zu beteiligen.

Man muss kein Anhänger von Wladi-
mir Putin sein, um festzustellen, dass 
Rechtsextremismus und Ultranationalis-
mus in der Ukraine von staatlichen Stel-
len gefördert werden und einen starken 

Einfluss auf die Gesellschaft haben.

Es gibt viele Beispiele, mit denen man 
diese These belegen kann. Die für mich 
eindeutigsten Beispiele sind der bis heute 
nicht von staatlichen ukrainischen Stel-
len geahndete Brandanschlag auf das Ge-
werkschaftshaus von Odessa am 2. Mai 
2014 und die schon acht Jahre dauern-
de „Anti-Terror-Operation“ im Donbass.

Ukraine verhängt  
Informationssperre

Erschwert wird der Informationszugang 
auch dadurch, dass die ukrainische Regie-
rung 2014 eine Informationssperre über 
die Volksrepubliken verhängte. Man kann 
von der Ukraine aus zwar in die Volks-
republiken fahren, muss sich dann aber 
darauf gefasst machen, dass man auf der 
ukrainischen Website Mirotworets (Frie-
densstifter) gelistet wird.

Die Website Mirotworets wurde auf 
Initiative von Anton Geraschenko — seit 
2019 stellvertretender Innenminister der 
Ukraine — geschaffen, um Journalisten, 
denen man eine Nähe zu den Separatis-
ten unterstellt, als „Feinde der Ukrai-
ne“ an den Pranger zu stellen. Auf Mi-
rotworets sind Tausende Journalisten, 

Politiker und einfache Bürger mit Ad-
ressen gelistet.

Ich war seit 2014 oft in den Volksrepub-
liken. Bei meinen Reisen in den Donbass 
habe ich nicht nach russischen Panzern 
und russischen Militärberatern gesucht. 
Aber natürlich habe ich immer dann, 
wenn ich einen Panzer oder anderes mi-
litärisches Gerät sah, meine Begleiter ge-
fragt, woher das Gerät ist. Und sie sagten 
immer: „Das ist von den Ukrainern er-
beutet.“ Ich hatte keinen Grund an dieser 
Aussage zu zweifeln. Dass es im Donbass 
russische Militärberater gibt, ist vorstell-
bar, lässt sich aber nicht beweisen.

Dass 2014/15 viele Russen als Freiwil-
lige mit der Waffe in der Hand die Volks-
republiken mit verteidigten, hat selbst 
der russische Präsident Wladimir Putin 
nicht bestritten. Diese Freiwilligen seien 
„dem Ruf ihres Herzens gefolgt“, so der 
Kremlchef. Es handele sich nicht um rus-
sische Truppen. Nichtsdestotrotz behaup-
teten deutsche Medien und Politiker seit 
2014 immer wieder ohne Belege, in den 
Volksrepubliken seien offizielle russische 
Truppen stationiert.

Die Falschdarstellungen  
deutscher Medien

Die wichtigsten Falschdarstellungen 
über die Ukraine in den deutschen Me-
dien sind meiner Meinung nach Folgende: 

Von den deutschen Medien wird konse-
quent verschwiegen, dass die Ukraine ein 
multinationaler Staat ist. Bei der Volks-
zählung 2001 nannten 67 Prozent Ukra-
inisch und 29 Prozent der Befragten Rus-
sisch ihre Muttersprache [11].

Verschwiegen wird auch die Zwangsukra-
inisierung der russischen Bevölkerung in 
der Ukraine nach 2014. Seit Januar 2021 
darf in der Ukraine im öffentlichen Raum 
nur noch Ukrainisch gesprochen werden. 
Russischunterricht gibt es nur noch bis 

zur vierten Klasse.

Die deutschen Medien und Politiker 
übernehmen immer mehr die neue ukra-
inische Geschichtsschreibung, nach der 
die Hungersnot (ukrainisch: Holodomor) 
in der Ukraine Anfang der 1930er-Jah-
re ein Mittel von Stalin war, die ukrai-
nische Bevölkerung wie bei einem Völ-
kermord zu vernichten. Im Februar 2022 
legte die deutsche Außenministerin An-
nalena Baerbock Blumen am Holodo-
mor-Denkmal in Kiew ab. Dabei ist in 
der Geschichtswissenschaft allgemein 
bekannt, dass es in der Zeit nach der 
Zwangskollektivierung schwere Hun-
gersnöte nicht nur in der Ukraine, son-
dern auch in Südrussland und im sow-
jetischen Kasachstan gab.

Warum, so frage ich, hat bis heute kein 
einziger deutscher Politiker Blumen am 

Im Inneren des Gewerkschaftshauses in Odessa nach dem Feuer - Foto: Lsimon , CC BY-SA 4.0
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Gewerkschaftshaus von Odessa niederge-
legt, wo am 2. Mai 2014, nachdem ukrai-
nische Ultranationalisten Feuer gelegt hat-
ten, 42 Regierungskritiker starben?

Der einzige Bundestagsabgeordnete, 
der in Odessa mit Angehörigen der im 
Gewerkschaftshaus Umgekommenen 
gesprochen hat, war Andrej Hunko von 
der Partei Die Linke, der Odessa 2014 
mehrmals besuchte [12]. Warum wurde 
er von keinem deutschen Fernsehsender 
eingeladen, um als Augenzeuge über sei-
ne Gespräche mit den Angehörigen und 
die schleppenden Untersuchungen zum 
Brand zu berichten?

Frank-Walter Steinmeier, der Odessa 
Ende Mai 2014 — damals als Außenmi-
nister — besuchte und angeblich einen 
Kranz am Gewerkschaftshaus niederle-
gen wollte [13], nahm von seinem Vor-
haben Abstand, nachdem Igor Paliza, der 
Vorsitzende der Gebietsverwaltung von 
Odessa, ihm davon abgeraten hatte. Eine 
Kranzniederlegung könne neue Unruhen 
auslösen, hatte Paliza gewarnt.

Sowjetführer vergrößerten  
die Ukraine

Deutsche Medien und Politiker ver-
schwiegen, dass der Ukraine, die bis zur 
Oktoberrevolution zum Russischen Kai-
serreich gehörte, von sowjetischen Füh-
rern Territorien angegliedert wurden. 
1922 wurden vom sowjetischen Russ-
land auf Initiative von Lenin der Sowje-
tischen Ukrainischen Republik Teile des 
Donbass abgetreten, die früher zum rus-
sischen Zarenreich gehörten.

Im Westen bekam die Ukraine 1939 
durch den Hitler-Stalin-Pakt von Polen 
die Gebiete Lwiv, Iwano-Frankiwsk und 
Ternopil. Im Süden bekam die Ukraine 
1954 — auf Anweisung von Sowjetfüh-
rer Nikita Chruschtschow — die Krim 
geschenkt.

Als die Post-Maidan-Regierung im Fe-
bruar 2014, einen Tag nach dem Staats-
streich, der russischen Sprache — in den 
Gebieten mit hohem russischen Bevölke-
rungsanteil — den Status einer zweiten 
offiziellen Sprache — neben dem Ukra-
inischen — entzog, war das der Auslö-
ser für den „russischen Frühling“ in der 
Südostukraine.

Im russischsprachigen Südosten der 
Ukraine hatte sich schon seit der Orange-
nen Revolution 2005 und den Zwangsuk-
rainisierungsmaßnahmen unter Präsident 
Viktor Juschtschenko Unzufriedenheit 
unter den russischsprachigen Ukrainern 
angestaut. Während des „russischen 
Frühlings“ wurden dann in Charkow, 
Donezk und Lugansk offizielle Gebäude 
besetzt. Doch den Grund für diese Be-
setzungen verschwiegen die großen deut-
schen Medien.

Der Donbass als Bindeglied  
zwischen Sowjetrussland  
und der bäuerlichen Ukraine

Dass es am 7. April 2014 zur Grün-
dung der Volksrepubliken Donezk und 
Lugansk kam, hatte nicht nur aktuelle 
politische Gründe, sondern auch histo-
rische Wurzeln. Der Donbass war seit 
Beginn des 17. Jahrhunderts das zentra-
le russische Industrie- und Bergbauge-
biet. Aus ganz Russland — und später 
der Sowjetunion — kamen Arbeitskräfte 
verschiedener Nationalitäten in den Don-
bass. Russisch war die Sprache, welche 
die verschiedenen Nationalitäten im Don-
bass — Russen, Ukrainer, Tataren, Grie-
chen und Moldauer — verband.

Die Ukraine — beziehungsweise ihre 
politische Führung — wollte sich nach 
der Oktoberrevolution 1917 aus dem 
russischen Staat lösen und schloss mit 
Deutschland und Österreich-Ungarn am 
9. Februar 1918 einen Separatfrieden ab, 
den sogenannten „Brotfrieden“. Deutsch-
land und Österreich hofften, dass man in 
der Ukraine dringend benötigte Lebens-
mittel eintreiben könne.

Eine Woche nach Abschluss des Sepa-
ratfriedens zogen deutsche und österrei-
chische Truppen — insgesamt 500.000 
Mann— in die Ukraine ein. Doch we-
gen der politisch und wirtschaftlich cha-
otischen Zustände in der Ukraine konnte 
nur ein Teil der erhofften Lebensmittel-
lieferungen eingetrieben werden. Ende 
1918 zogen die deutschen Truppen aus 
der Ukraine wieder ab.

Bereits vor dem deutschen Einmarsch 
wurde am 28. Januar 1918 in der ostuk-
rainischen Stadt Charkow als Gegenge-
wicht gegen eine antisowjetische Ukraine 
die sowjetische „Donezk-Kriworosch-Re-
publik“ gegründet. Das Gebiet dieser Re-
publik umfasste große Teile der Ost-Uk-
raine, wie Charkow, Donezk, Lugansk 
und Cherson.

Im Februar 1919 wurde die Donezk-
Kriworosch-Republik auf Initiative Le-
nins aufgelöst. Die Sowjetmacht in der 

Grenzen der Ukrainischen Sozialistischen Sowjetrepublik in den Jahren 1917-1928, 
Foto: Hellerick, CC BY-SA 4.0
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Ukraine werde — so offenbar das Kal-
kül von Lenin — nur auf sicheren Bei-
nen stehen, wenn das Industriezentrum 
Donbass, das sprachlich und wirtschaft-
lich mit Russland eng verbunden war, zur 
„Ukrainischen Sozialistischen Sowjetre-
publik“ gehört. Der proletarische-prorus-
sische Donbass sollte — so offenbar der 
Plan von Lenin — Bindeglied zwischen 
der bäuerlichen Ukraine und Sowjetruss-
land werden.

Bundeswehr sitzt im ukrainischen 
Verteidigungsministerium

Bereits vor dem russischen Einmarsch 
in die Ukraine wurde überdeutlich: 
Deutschland ist im ukrainischen Bürger-
krieg Konfliktpartei. Die großen deut-
schen Medien und die deutsche Politik 
schweigen zur Verfolgung der Opposition 
in der Ukraine, zum Brand des Gewerk-
schaftshauses in Odessa, zu den Morden 
an Oppositionellen und zur Abschaltung 
von vier oppositionellen ukrainischen 
Fernsehkanälen 2021.

Berlin schickte massiv Finanzhilfe in 
die Ukraine, ohne diese an irgendwel-
che Bedingungen zu knüpfen. Seit 2014 
wurden von Deutschland 1,8 Milliarden 
US-Dollar an Wirtschaftshilfen bereit-
gestellt und „Programme zur Förderung 
der Rechtsstaatlichkeit und zur Korrup-
tionsbekämpfung in der Ukraine unter-
stützt“, wie es in einer Stellungnahme der 
Bundesregierung heißt. „Als Mitglied der 
Europäischen Union und als deren größ-
ter Beitragszahler hat Deutschland die 
ukrainische Regierung seit 2014 mit 17 
Milliarden Euro finanziell unterstützt.“
Weit fortgeschritten ist die Verzahnung 
zwischen der Bundeswehr und dem uk-
rainischen Militär.

Der ukrainische Botschafter in 
Deutschland Andrej Melnik erklärte am 
6. Februar 2022 in der ARD-Sendung 
Anne Will überraschend:„

Das deutsche Verteidigungsminis-
terium hat seine strategischen Berater in 
unserem Verteidigungsministerium seit 
Jahren sitzen und arbeiten, und die deut-
sche Seite ist bestens informiert, was wir 
brauchen und was wir nicht brauchen.”

Mit seiner Äußerung wollte Melnik 
klarstellen, dass Deutschland sehr ge-
nau wisse, was die Ukraine außer Helmen 
an militärischem Gerät brauche. Melnik 
zeigte mit seiner provokativen Äußerung, 
dass er nicht nur als Diplomat unterwegs 
ist, sondern auch als Antreiber, welcher 
der Bundesregierung Nachhilfeunterricht 
in antirussischer Politik gibt.

Bisher galt es als offenes Geheimnis, 
dass Berater aus den USA und Mitarbei-
ter des amerikanischen Geheimdiensts 
CIA in den ukrainischen Regierungsin-
stitutionen sitzen. Dass aber die Bundes-
wehr „strategische Berater“ im ukraini-
schen Verteidigungsministerium sitzen 
hat, ist eine Neuigkeit, welche die Bun-
desregierung wohl gerne unter den Tep-
pich gekehrt hätte.

Werden Asow-Kämpfer in  
deutschen Krankenhäusern  
gesund gepflegt?

Wie weit die militärische Zusammen-
arbeit der Bundeswehr und der ukraini-
schen Streitkräfte bis zum Einmarsch der 
russischen Truppen schon gediehen war, 
konnte man auf der Website der Bundes-
regierung nachlesen:„

Innerhalb der militärischen Unter-
stützung leistet auch die Bundeswehr ei-
nen wichtigen Beitrag zur militärischen 
Ausbildung und Beratung in der Ukraine. 

Diese Form der Unterstützung ermöglicht 
einen intensiven Erfahrungsaustausch. 
Bisher konnten insgesamt 551 ukrainische 
Soldaten und Soldatinnen ihre Ausbildung 
in Deutschland erfolgreich beenden“ [14].

Von dem intensiven Erfahrungsaus-
tausch profitiert auch die strategische Pla-
nung der Bundeswehr. Die Erfahrungen 
der ukrainischen Soldaten, die gegen Se-
paratisten kämpfen, die vermutlich rus-
sische Berater haben, sind für die Strate-
gen der Bundeswehr und der NATO von 
höchstem Wert.

Weiter heißt es in einer Mitteilung 
der Bundesregierung: „Weitere militäri-
sche Unterstützung leistet Deutschland 
in Form von Sanitätsleistungen.“ Exak-
te Zahlen nannte das Internetportal ntv: 
„Seit 2019 unterstützt Deutschland da-
neben den Ausbau des ukrainischen Sa-
nitätsdienstes. Derzeit finanziert Berlin 
ein Feldlazarett im Wert von 5,3 Millio-
nen Euro. Zudem wurden seit 2014 insge-
samt 149 verletzte Sicherheitskräfte aus 
der Ukraine in deutschen Krankenhäu-
sern behandelt“ [15].

Die aufwendige Verlegung von ukraini-
schen Soldaten mit einem hochmodernen 
Lazarettflugzeug der Bundeswehr nach 
Deutschland und die Weiterverteilung 
der verwundeten Ukrainer auf deutsche 
Krankenhäuser stieß 2018 zu Recht auf 
Kritik des Bundestagsabgeordneten der 
Partei Die Linke, Alexander Neu, damals 
Mitglied des Verteidigungsausschusses 
des Bundestages.

Foto: Bundesregierung
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Neu fragte 2018 in einem Gespräch mit 
der Deutschen Welle, ob die Hilfe für die 
ukrainischen Soldaten unparteiisch ist 
„oder stellt sie eine Solidarmaßnahme für 
das Putsch-Regime in Kiew dar? Warum 
werden keine verletzten ostukrainischen 
Zivilisten, die es zu Tausenden gibt, be-
handelt?“

Neu wollte in einer Kleinen Anfrage 
an die Bundesregierung unter anderem 
wissen, welche der nach Deutschland 
ausgeflogenen Ukrainer, „in den offizi-
ellen Streitkräften“ dienten und „wie vie-
le in den paramilitärischen Bataillonen 
wie dem faschistischen Asow-Bataillon“. 
Nach Recherchen des Fernsehmagazins 
Fakt waren in den vergangenen Jahren 
unter den ausgeflogenen Verletzten auch 
Kämpfer des rechtsradikalen Regiments 
Asow [16].

Keine großen deutschen  
Hilfsorganisationen in den  
„Volksrepubliken“

Auch finanzielle Hilfen für die Infra-
struktur im Donbass strich die Bun-
desregierung vor dem russischen Ein-
marsch gerne groß heraus. Doch es wird 
verschwiegen, dass diese Hilfen nur dem 
von der Ukraine kontrollierten Nordteil 
des Donbass zu Gute kam.

Im Dezember 2017 meldeten deut-
sche Medien, Deutschland unterstütze 
die Ostukraine mit 2,5 Millionen Euro 
„Weihnachtshilfe“. Die deutsche Bot-
schaft in Kiew teilte auf ihrer Website 
mit, dass das Geld an die „Caritas Uk-
raine“ gehen soll, die dann „in den Ge-
bieten Donezk und Lugansk“ humani-
täre Hilfe leisten soll. Doch damit war 
nur der Nordteil der Gebiete Donezk und 
Lugansk gemeint, die unter Kontrolle von 
Kiew stehen.

Keine der großen deutschen Hilfsorga-
nisation — weder der deutsche Caritas-
verband noch das Deutsche Rote Kreuz 
— sind in Donezk und Lugansk tätig. 
Die Menschen in dem Teil der „Ostu-
kraine“, der nicht unter Kontrolle von 
Kiew steht, bekommen auch keinerlei 
humanitäre Hilfe vom deutschen Staat. 
Nur einige deutsche privat organisier-
te Hilfsorganisationen, wie die Berliner 
„Friedensbrücke Kriegsopferhilfe e. V.“ 

und das Thüringer Aktionsbündnis „Zu-
kunft Donbass“ organisieren seit 2014 hu-
manitäre Hilfslieferungen in die Volks-
republiken.

Das deutsche Außenministerium sieht 
diese mit deutschen Spendengeldern fi-
nanzierten Hilfslieferungen äußerst kri-
tisch. Raissa Steinigk vom Aktionsbünd-
nis „Zukunft Donbass“ berichtete mir im 
Jahr 2017, sie sei vom deutschen Außen-
ministerium angerufen worden. Man habe 
ihr gesagt, dass sich die ukrainische Bot-
schaft beim deutschen Außenministerium 
beschwert hat. Das, was „Zukunft Don-
bass“ tue, sei „illegal“, so die Anruferin 
aus dem deutschen Außenministerium.

Deutsche Parlamentarier  
gegen humanitäre Hilfe für 
Lugansk und Donezk

Jeder Transport mit einem Zwanzigton-
ner, der, organisiert von der Initiative 
„Zukunft Donbass“, ausrangierte Kran-
kenhausausrüstung aus Deutschland nach 
Lugansk bringt, kostet 4.000 Euro.

Um die humanitäre Aktion bekannter 
zu machen und mehr Spender zu gewin-
nen, hatte Raissa Steinigk 2017 Thüringer 
Bundestagsabgeordnete angeschrieben. 
Doch keiner der Angeschriebenen machte 
eine Hilfszusage. Einige Bundestagsabge-
ordnete hätten ihr ungeschminkt erklärt, 
sie würden die Hilfsaktion nach Lugansk 
nicht unterstützen, da Russland der Urhe-
ber des Krieges im Donbass sei. Andere 
Abgeordnete reagierten mit Ausflüchten.

In ihrem Brief an den Thüringer CDU-
Bundestagsabgeordnete Albert Weiler bat 
Raissa Steinigk nicht nur um Unterstüt-
zung. Sie äußerte auch Kritik:„

Wir, das Aktionsbündnis ‚Zukunft 
Donbass‘ und die Mitstreiter sind satt 
über Lippenbekenntnisse und die ‚Un-
macht‘ der deutschen Politiker und freu-
en uns über die wachsenden Aktivitäten 

der Kirche in Deutschland.“

Weiler reagierte verärgert. Er antwor-
tete Steinigk: „In Ihrem Schreiben vom 
23. Januar 2017 treffen Sie widersprüch-
liche Aussagen. Auf der einen Seite üben 
Sie scharfe Kritik an den politisch Ver-

antwortlichen. Andererseits stellen Sie 
mit Nachdruck Forderungen an mich und 
meine Kollegen. Ich möchte Sie daher da-
rauf hinweisen, dass ich in dieser Region 
nicht untätig bin. Ich leiste einen Beitrag 
zum Friedenserhalt im Baltikum und Ost-
europa und werde mich auch in Zukunft 
weiter stark für die Verbesserung der dor-
tigen Situation einsetzen.“

Worin dieser „Beitrag zum Friedenser-
halt in Osteuropa“ besteht, schrieb Wei-
ler nicht.

Christian Hirte, ebenfalls CDU-Bun-
destagsabgeordneter aus Thüringen, ant-
wortete auf die Unterstützungsanfrage der 
Initiative „Zukunft Donbass“:

„Leider kann ich nicht überall — auch 
wenn ich die Arbeit und das Ansinnen 
mit großem Respekt betrachte — ein-
greifen.“

Der Abgeordnete versprach die Anfra-
ge an den Kollegen Karl-Georg Wellmann, 
Leiter der Deutsch-Ukrainischen Parla-
mentariergruppe, weiterzugeben.

Doch von Wellmann hat Raissa Stei-
nigk seitdem nichts gehört. Wellmann 
ist gegenüber Russland als Hardliner be-
kannt und vermutlich ist ihm die Initia-
tive „Zukunft Donbass“ aus Thüringen 
suspekt. Im ZDF-Morgenmagazin hat-
te der Abgeordnete die „Separatisten“ in 
Lugansk und Donezk im Februar 2015 
als „Werkzeuge der Russen“ bezeichnet. 
Es gäbe einen „permanenten Zufluss von 
Munition, von Waffen, von Kämpfern, 
von Logistik aus Russland.“

Am 24. April 2017 schrieb Raissa Stei-
nigk alle Abgeordneten des Thüringer 
Landtags, auch Ministerpräsident Bodo 
Ramelow an. Keiner der Abgeordneten 
habe geantwortet.

2014 wurden die deutschen  
Korrespondenten aus dem  
Donbass abgezogen

Schon 2014 zeichnete sich ab: Je mehr 
sich die Macht der Separatisten im Don-
bass festigte, desto weniger waren die 
Chefredakteure großer deutscher Medi-
en daran interessiert, den faktischen Sieg 
der Separatisten auch noch durch eigene 
Berichte zu bestätigen. So verlegte man 
sich auf das Totschweigen des Donbass. 
Man wollte offenbar vermeiden, dass es 
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Mitleid für die Menschen in den Volks-
republiken gibt, die unter dem Beschuss 
ukrainischer Artillerie leiden.

Ein deutscher Mainstream-Journalist 
hatte immerhin den Mut, die Abwesen-
heit deutscher Korrespondenten im Don-
bass öffentlich zu problematisieren. Im 
Juni 2014 schrieb der damalige Spiegel-
Reporter Moritz Gathmann — heute Res-
sortchef beim Magazin Cicero — im In-
ternet-Portal Ostpol, dass die deutschen 
Korrespondenten das Kriegsgebiet Don-
bass verlassen hätten. „Nachrichten aus 
der Ostukraine sind auf die hinteren Zei-
tungsseiten gerückt, deutsche Korrespon-
denten sind abgereist.“

Doch lassen wir den Reporter selbst zu 
Wort kommen:

„Ein lauer Sommerabend auf der Ve-
randa des „Ramada Donezk“ unweit der 
seit Monaten von Separatisten besetzten 
Gebietsverwaltung. Man speist T-Bone-
Steaks und trinkt Cocktails, aus den Laut-
sprechern kommt Lounge-Musik.

Auf der Terrasse sitzen polnische Jour-
nalisten, Franzosen, Amerikaner und 
Spanier. Bemerkenswert abwesend sind 
die deutschen Journalisten: Neben mir 
sitzt dort Ende vergangener Woche nur 
noch Stefan Scholl, langjähriger Moskau-
Korrespondent für deutsche Regionalzei-
tungen. (…)

Es ist wenige Tage her, da lieferten sich 
ukrainische und russische Kämpfer hefti-
ge Kämpfe um den Flughafen der Stadt, 
auch rund um den Bahnhof starben Men-
schen bei Feuergefechten. Daraufhin ga-

ben ARD und ZDF bekannt, dass sie aus 
Sicherheitsgründen ihre Teams aus Do-
nezk abziehen. (…)

Wer erfahren will, was im Osten des 
Landes passiert, der muss momentan auf 
russischsprachige, englische oder franzö-
sische Medien ausweichen“ [17].

Die Gefahr für deutsche Journalisten 
schätzte Gathmann als gering ein. „

Grundsätzlich gilt: Als deutscher 
Journalist muss man davon ausgehen, 
sich endlose Tiraden über die falsche Po-
litik Angela Merkels anhören zu müssen. 
Die Gefahr, im Keller eines selbst ernann-
ten ‚Volksbürgermeisters‘ zu landen, ist 

dagegen gering.“

Seit 1983 bin ich in  
der Ukraine unterwegs

Ist ein Buch über die Volksrepubliken Do-
nezk und Lugansk nicht zwangsläufig ein-
seitig, wird sich der Leser vielleicht fra-
gen? Ich glaube, ich habe ein ganz gutes 
Bild von der Ukraine. Ich kenne das Land 
seit 1983, als ich das erste Mal mit einem 
Privatauto in der Ukraine — damals als 
Tourist — unterwegs war. 1992 lebte ich in 
Kiew zwei Monate in einer ukrainischen 
Familie. Von da an habe ich die Ukraine 
regelmäßig besucht. Im Juli 2014 drehte 
ich in Odessa das erste Material für den 
Film „Lauffeuer“ über den Brand im Ge-
werkschaftshaus [18].

Doch mit diesem Film habe ich es mir 
mit der Regierung in Kiew verscherzt. Im 
April 2016 bekam ich im Flughafen von 
Odessa ein Einreiseverbot für fünf Jahre 
in meinen deutschen Pass gestempelt.

Der Grund sei, so teilte es mir das deut-
sche Auswärtige Amt mit, dass ich 2015 
Donezk von Russland — und nicht wie 
vorgeschrieben — von der Ukraine aus 
besucht hatte.

Seit meinem Einreiseverbot habe ich 
mich weiter intensiv mit der Entwick-
lung in der Ukraine beschäftigt und im-
mer, wenn es mir möglich war, habe ich 
in Russland oder Deutschland Inter-
views mit Bürgern aus der Ukraine ge-
führt. Meist waren es Menschen aus dem 
Lager der russlandfreundlichen ukraini-
schen Opposition.

Warum riskierte ich ein  
Einreiseverbot?

In der Volksrepublik Donezk war ich in 
den Jahren 2014, 2015, 2017, 2018 und 
2020. Immer reiste ich von Russland aus 
ein. Dabei war ich mir bewusst, dass ich 
mit meinen Reisen in die „Volksrepubli-
ken“ ein Einreiseverbot in die Ukraine 
riskiere. Ich habe dieses Risiko auf mich 
genommen, weil ich fürchtete, dass die 
ukrainischen Behörden mich wegen mei-
ner kritischen Artikel über den Maidan 
und meinen Film „Lauffeuer“ nicht in die 
Volksrepubliken weiterfahren lassen.

Auch fürchtete ich, dass mich ukraini-
sche Nationalisten und Faschisten in der 
Ukraine auf der Straße anfallen, wie es 
seit 2014 zahlreichen Oppositionellen in 
der Ukraine passiert ist. Mehrere ukra-
inische Oppositionelle wurden seit 2014 
ermordet, 2015 der Russland-freundliche 
Schriftsteller Oles Busina und 2016 der 
westlich-orientierte, liberale Journalist 
Pawel Scheremet.

Der mit dem Berliner Dokumentarfil-
mer Marco Benson, der Video-Gruppe 
„Leftvision“ und mir gemeinsam produ-
zierte Film „Lauffeuer“ hatte im Internet 
hohe Zugriffszahlen. Der Film wurde auf 
zahlreichen Diskussionsveranstaltungen 
zur Ukraine im deutschsprachigen Raum 
gezeigt. Die großen deutschen Medien 

Mark Bartalmai im Film Ukrainian Agony - Der verschwiegene Krieg, Screenshot
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verschwiegen „Lauffeuer“ allerdings. Im 
deutschen Fernsehen wurde unser Film 
nicht gezeigt.

„Öffentlich-rechtliche“ gegen  
unabhängige Dokumentarfilmer

Doch das war noch eine geringe Strafe 
für eine wahrheitsgemäße Berichterstat-
tung. Schlimmer erging es dem deutschen 
Dokumentarfilmer Mark Bartalmai, der 
zwei Jahre in Donezk gelebt, das Kriegs-
geschehen per Video dokumentiert und 
zwei Dokumentarfilme gemacht hatte, 
„Ukrainian Agony — Der verschwiege-
ne Krieg“ [19] und „Frontstadt Donezk — 
Die unerwünschte Republik“ [20].

Nach seinem ersten Dokumentarfilm 
über den Krieg in der Ostukraine wurde 
Bartalmai in den Fernsehsendungen Fakt 
(MDR) und Frontal (ZDF) zur besten 
Sendezeit „Propaganda für Russland“ 
vorgeworfen. Bartalmai, der bei den 
Dreharbeiten sein Leben riskiert hatte, 
wurde dem deutschen Fernsehpublikum 
abfällig als „selbst ernannter Kriegsre-
porter“ vorgestellt. Er habe den Beruf 
des Journalisten gar nicht erlernt, war-
fen ihm die Journalisten der öffentlich-
rechtlichen Kanäle vor. Man fragt sich, 
warum diese Journalisten die Präsiden-
ten der USA und der Post-Maidan-Uk-
raine — die zuvor Schauspieler, Oligar-
chen oder Komiker waren — noch nie 
wegen mangelnder fachlicher Reife kri-
tisiert haben.

Ein Mittel, Kritik an der ukrainischen Re-
gierung in Deutschland zu unterdrücken, 
war auch, dass man Journalisten und Ak-
tivisten Kontakte mit Reichsbürgern oder 

russischen Nationalisten vorwarf.

Als Oleg Muzyka — Überlebender 
des Brandes im Gewerkschaftshaus 
von Odessa und anerkannter politischer 
Flüchtling in Deutschland — im Dezem-
ber 2015 ein Filmfestival mit Filmen 
zur Odessa-Tragödie und zum Krieg im 
Donbass veranstalten wollte, wurde das 
verhindert [21].

Berliner „Haus der Demokratie“ 
cancelt Odessa-Filmfestival

Das Berliner Kino „Babylon“ und das Ber-
liner „Haus der Demokratie“ zogen an-
fängliche Zusagen für das Filmfestival 
zurück. Die Leitung des „Hauses der De-
mokratie“ erklärte in einem Schreiben, das 
geplante Filmfestival widerspreche den 
Grundsätzen des Hauses. Festivalorga-
nisator Oleg Muzyka habe Kontakte zu 
rechtspopulistischen und nationalistischen 
Gruppen wie den „Reichsbürgern“. Weiter 
heißt es in dem Schreiben: „Der Grundan-
satz der von Ihnen geplanten Veranstaltung 
erscheint uns eher als eine Fortführung des 
Bürgerkrieges mit diskursiven Mitteln. Da-
mit ist es Teil des Problems und kein An-
satz zur Lösung des Konfliktes im zivil-
gesellschaftlichen Sinne.“

Eigene Untersuchungen, Analysen und 
Filme zu den Ereignissen im Odessa und 
im Donbass hat der deutsche Mainstream 
seit 2014 nicht vorgelegt. Offenbar ist es 
ihm ganz recht, dass die Verbrechen der 
Staatsstreichregierung in Kiew größeren 
Teilen der deutschen Bevölkerung nie be-
kannt wurden.
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Das zentralisierte US-Impe-
rium setzt Propaganda, 
Zensur und Algorithmen 
aus dem Silicon Valley 
zur Manipulation ein. [1] 
Das ist das dringlichste 
Problem unserer Zeit. Denn 
es verhindert dadurch, 
dass die Aufmerksamkeit 
auf alle anderen Probleme 
gelenkt wird. Und alles 
deutet darauf hin, dass es 
noch viel, viel schlimmer 
wird.

Ausgerichtet auf ein gemeinsames Ziel: 

Die westliche Gesellschaft als 
Werkzeug der US-Infokriege

Dieser Text wurde zuerst am 02.05.2022 auf https://caitl-
injohnstone.com unter der URL <https://caitlinjohnstone.
com/2022/05/02/western-civilization-is-being-organized-
around-winning-us-infowars/> veröffentlicht. Lizenz: 

Caitlin Johnstone, CC BY-NC-ND 4.0

Ich möchte noch einmal betonen, dass 
die Zensur, die wir jetzt im Zusammen-
hang mit der Ukraine erleben [2], von ei-
ner ganz anderen Art ist als alles, was wir 
bisher gesehen haben. Dieses Mal wird 
gar nicht erst so getan, als ginge es dar-
um, Leben zu retten oder die Demokra-
tie zu schützen. Sondern es heißt einfach:„

Wir müssen kontrollieren, was die 
Menschen über diesen Krieg denken.“

Nachdem einmal akzeptiert war, dass 
Desinformation und Fehlinformation von 
oben eingedämmt werden müssen, nah-
men Regierung und Tech-Unternehmen 
dies als Freibrief, in unserem Namen zu 
entscheiden, was wahr und was falsch ist. 
Wir wissen das, weil sie uns jetzt wegen 
des Krieges ganz offen mit Propaganda 
und Zensur überziehen.

Als Sie zugestimmt haben, dass Re-
gierung und Tech-Unternehmen zusam-

menarbeiten dürfen, um die offiziellen Er-
zählungen über Covid als sakrosankt zu 
erklären und alles Abweichende zu zen-
sieren, wussten Sie nicht, dass sie ihnen 
damit auch die Befugnis erteilten, in Ih-
rem Namen zu entscheiden was wahr und 
was falsch ist.

Aber es hat sich jetzt herausgestellt, 
dass genau das passiert ist. Im Nachhin-
ein scheint es ziemlich offensichtlich zu 
sein, oder? Man kann „Desinformation“ 
und „Fehlinformation“ nicht regulieren, 
ohne zuerst einmal zu bestimmen, was 
genau das ist. Und man kann nicht be-
stimmen, was das ist, ohne jemandem 
die Autorität dafür zu übertragen, eben 
diese Unterscheidungen zu treffen. Es 
gibt keine wohlwollenden, unparteii-
schen und allwissenden Instanzen, de-
nen man dahingehend vertrauen könnte, 
sie wären in unserem Namen objekti-
ve Schiedsrichter der absoluten Reali-
tät. Es gibt nur fehlerhafte menschliche 
Wesen, die in ihrem eigenen Interesse 
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handeln. Und genau deshalb werden wir 
jetzt auch zensiert und mit Kriegspropa-
ganda überzogen.

Buchstäblich im nächsten Moment - 
nachdem wir ihnen gerade die Befugnis 
erteilt hatten, in unserem Namen zu ent-
scheiden, was in Bezug auf Covid wahr 
oder falsch ist - begannen dieselben Re-
gierungs-, Medien- und Tech-Instituti-
onen mit ihrer Propaganda und Zensur 
in Bezug auf einen Krieg, an dem wir 
nicht einmal offiziell beteiligt sind. Und 
das auf einem Propaganda- und Zensur-
Niveau, das dem des Zweiten Weltkriegs 
entspricht. Es war, als ob sie nun alle sa-
gen würden: „Oh gut, jetzt dürfen wir das 
endlich machen“. Der Konsens, es sei in 
Ordnung, eine schockierende Informati-
onssperre über die Ukraine zu verhängen, 
war bereits am Tag des russischen Ein-
marsches gebildet und vorbereitet wor-
den. Es wurde wie selbstverständlich als 
gegeben hingenommen, dass sie auch die-
se Befugnis hätten.

In den letzten zwei Jahren wurde man 
als „Impfgegner“ und Schlimmeres be-
schimpft, wenn man der Meinung war, 
dass mit der Regierung verbundene mo-
nopolistische Megakonzerne die Dis-
kussion über Covid-Maßnahmen, die 
jeden betreffen, nicht einschränken soll-
ten. Aber nun stellt sich heraus, dass ge-
nau diejenigen, die diese Warnungen [3] 
ausgesprochen haben [4], zu 100 Prozent 
Recht hatten.

Jetzt – da wir sehen, was aus uns wird 
– erkennen wir, dass es weitaus gefähr-
licher war, diesen mächtigen Institutio-
nen die Befugnis darüber zu erteilen, in 
unserem Namen Fakten von Fiktion zu 
unterscheiden, als es Fehlinformationen 
über einen Virus jemals hätten sein kön-
nen. Und nun stehen wir hier, und das 
Imperium richtet „Desinformations“-
Gremien ein [5], während es gleichzei-
tig die Aggressionen gegenüber Russ-
land von Tag zu Tag eskaliert und sich 
darauf vorbereitet, in nicht allzu ferner 
Zukunft dasselbe mit China zu tun. Un-
sere gesamte Zivilisation ist darauf aus-
gerichtet, die Propagandakriege der USA 
zu gewinnen.

Zensur ist schlecht. Denn nur durch 
die freie Meinungsäußerung kann sich 
eine Gesellschaft an der Wahrheit ori-
entieren, Kurskorrekturen vornehmen, 

Screenshot Twitter: Das wird so unglaublich zum Kotzen. Ich habe das Gefühl, dass ich 
diesen Kerl auch dann satt hätte, wenn ich die Ukraine-Narrative des Imperiums voll 
und ganz glauben würde.

Screenshot Twitter: Wenn Russland es macht ist es Desinformation. Wenn es die 
Ukraine macht ist es Folklore.
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wenn sie in die Irre geht, und Macht zur 
Verantwortung ziehen. Dies gilt unab-
hängig davon, ob die Zensur von der Re-
gierung oder von Tech-Oligarchen aus-
geübt wird. Nur Schwachköpfe tun so, 
als sei dies eine seltsame Sache des rech-
ten Flügels [6].

Man sagt: „Redefreiheit bedeutet nicht 
Reichweitenfreiheit!“

Und die Antwort darauf lautet immer: 
Doch, du Idiot! Wenn Menschen, die die 
Macht des Status quo unterstützen, Zu-
gang zu den größten Plattformen zur Ver-
stärkung ihrer Rede haben, während Kri-
tiker hierzu keinen Zugang bekommen, 
wird der eigentliche Zweck des Schutzes 
der Redefreiheit zunichte gemacht. Der 
Schutz der freien Meinungsäußerung ist 
genau deshalb verankert [7], weil die un-
eingeschränkte Meinungsäußerung eine 
Kontrolle der Macht darstellt [8]. Wenn 
Kritiker der Machtstrukturen des Sta-
tus quo von den großen Plattformen aus-
geschlossen werden, auf denen sich die 
Menschen Gehör verschaffen, ist diese 
Funktion zunichte gemacht worden.

Man kann nicht von Meinungsfrei-
heit in einer Gesellschaft sprechen, in 
der Kritiker der herrschenden Orthodo-
xie des Status quo nicht die Freiheit ha-
ben, sich genau dort zu äußern, wo sie 
auch gehört werden. Aus genau demsel-
ben Grund kann man auch sagen, dass 
die Menschen in Saudi-Arabien keine 
Meinungsfreiheit haben. Denn die ha-
ben sie nur, solange niemand ihre Kri-
tik an der Regierung hört.

Da die Meinungsfreiheit dazu dient, 
die Macht des Status quo zu kontrol-
lieren, müssen gerade diejenigen Stim-
men, die diesen Status quo kritisieren, 
besonders geschützt werden. Einige die-
ser Stimmen werden unangenehm sein. 
Aber die Alternative ist es, einem Wahr-
heitsministerium die Entscheidung zu 
erlauben, welcher Dissens gerade zuläs-
sig ist - eine Autorität, die mit Sicherheit 
missbraucht werden wird.

Die Rede ist nicht frei, wenn sie nicht 
in allen Bereichen frei ist, in denen sich 
Menschen versammeln, um zu sprechen. 
Wenn nur die Befürworter des Status quo 
freien Zugang zu allen Plattformen haben, 
dann gibt es keine freie Meinungsäuße-
rung mehr - und die Macht hat viel mehr 
Möglichkeiten, unkontrolliert von der Öf-
fentlichkeit das zu tun, was sie will. Zu 
sagen, alles sei in Ordnung, denn es steht 
den Leuten ja immer noch frei, zu Gab 
oder Truth Social zu gehen, um ihre Kri-
tik an den etablierten ukrainischen Nar-
rativen oder was auch immer zu äußern, 
ist genau dasselbe, wie zu sagen, alles sei 
in Ordnung, weil die Leute ihre Kritik an 
der Regierung ja immer noch in ein Loch 
im Boden sprechen können. Freie Mei-
nungsäußerung findet nicht statt!

Die Zustimmung dazu erteilten wir in 
dem Moment, als wir diesen Mächten er-
laubten, sich die vollständige Deutungs-
hoheit darüber anzumaßen, was eine 
„Fehlinformation“ ist. Es ist jedoch nie 
zu spät, diese Zustimmung zu widerru-
fen. Es bedeutet nur, dass es ein harter 
Kampf sein wird, unsere Stimmen wie-
der den Händen unserer Machthaber zu 
entreißen.

Screenshot Twitter: Wenn Russland es macht 
ist es Desinformation. Wenn es die Ukraine 
macht ist es Folklore.
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com/p/silicon-valley-should-not-restrict?s=w>
[5] Oh God It‘s Going To Get SO Much Worse 
<https://caitlinjohnstone.substack.com/p/oh-god-
its-going-to-get-so-much-worse?s=w>
[6] Elon Musk and the Tech Bro Obsession With 
‚Free Speech‘ <https://time.com/6171183/elon-
musk-free-speech-tech-bro/>
[7] <https://caitlinjohnstone.substack.com/p/
lets-back-up-a-sec-and-ask-why-free?s=w>
[8] Let‘s Back Up A Sec And Ask Why Free Speech 
Actually Matters <https://caitlinjohnstone.
substack.com/p/lets-back-up-a-sec-and-ask-why-
free?s=w>
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Vor fünf Jahren starb, von 
der Öffentlichkeit unbe-
merkt, der russische Oberst-
leutnant Stanislaw Petrow. 
Im Herbst 1983 stand die 
Welt infolge eines Raketena-
larms im sowjetischen Rake-
tenabwehrzentrum unmit-
telbar vor einem Atomkrieg. 
Der diensthabende Offizier 
Stanislaw Petrow behielt die 
Nerven. Am 19.05.2017 starb 
er einsam in seiner Platten-
bauwohnung bei Moskau.

Der einsame Tod des Mannes,
der die Welt gerettet hat

Dieser Text wurde zuerst am 14.05.2018 auf www.rt.de 
unter der URL <https://bundesregierunghatimmerrecht.
rtde.tech/opinion/leo-ensel/69721-der-einsame-tod-
des-mannes-der-die-welt-gerettet-hatte-vor-einem-jahr-

starb-stanislaw-petrow/> veröffentlicht. Lizenz: Leo Ensel, RT 
Deutsch, CC BY-NC-ND 4.0

Fast zehn Jahre hatte es gedauert, bis die 
Nachricht von seiner Millionen Men-
schenleben rettenden Nicht-Tat allmäh-
lich in die Welt sickerte. Und dann dau-
erte es nochmals Jahre, bis er langsam 
wenigstens einen Bruchteil der Anerken-
nung erhielt, die er verdient: Der  ehe-
malige Oberstleutnant der Sowjetarmee 
Stanislaw Petrow hatte im Herbst 1983 
durch eine einsame mutige Entscheidung 
sehr wahrscheinlich einen Dritten Welt-
krieg verhindert und damit das Leben 
von Millionen, gar Milliarden Menschen 
gerettet. 

Die Nacht vom 25. zum  
26. September 1983

Zur Erinnerung: In der Nacht vom 25. auf 
den 26. September, mitten im kältesten 
Kalten Krieg, schrillte um 0:15 Ortszeit 
im sowjetischen Raketenabwehrzentrum 
bei Moskau die Sirene. Das Früh-Warn-
System meldete den Start einer ameri-
kanischen Interkontinentalrakete. Dem 
diensthabenden Offizier Petrow blieben 
nur wenige Minuten zur Einschätzung 
der Lage. Im Sinne der damals geltenden 
Abschreckungslogik „Wer zuerst schießt, 
stirbt als zweiter!“ hatte die Sowjetfüh-
rung weniger als eine halbe Stunde Zeit, 
den alles vernichtenden Gegenschlag aus-
zulösen. Petrow analysierte die Situati-
on und meldete nach zwei Minuten der 
Militärführung Fehlalarm infolge eines 
Computerfehlers. 
Während er noch telefonierte, zeigte das 
System einen zweiten Raketenstart an, 
kurz darauf folgten ein dritter, vierter, 
fünfter Alarm. Stanislaw Petrow behielt 
trotz allem die Nerven und blieb bei sei-
ner Entscheidung. Nach weiteren 18 Mi-
nuten extremster Anspannung passier-
te – nichts! Der diensthabende Offizier 
hatte recht behalten. Es hatte sich in der 
Tat um einen Fehlalarm gehandelt; wie 

sich ein halbes Jahr später herausstellte, 
infolge einer äußerst seltenen Konstel-
lation von Sonne und Satellitensystem, 
noch dazu über einer US-Militärbasis. 
Das sowjetische Abwehrsystem hatte 
diese Konfiguration als Raketenstart 
fehlinterpretiert.

Was geschehen wäre, wenn Petrow zu 
einer anderen Einschätzung gelangt und 
dem als äußerst argwöhnisch geltenden 
Parteichef Andropow den Anflug mehre-
rer amerikanischer Interkontinentalraketen 
gemeldet hätte – und dies im Vorfeld der 
Stationierung von US-Mittelstreckenra-
keten in Westeuropa und drei Wochen 
nach dem Abschuss einer südkoreani-
schen Passagiermaschine über der russi-
schen Insel Sachalin –, das kann sich jeder 
ausrechnen, der bereit ist, die notwendige 
Phantasie und den Mut aufzubringen, Eins 
und Eins zusammenzuzählen. Nie hat die 
Welt vermutlich so unmittelbar vor einem 
alles vernichtenden atomaren Weltkrieg 
gestanden. Wer war dieser Mann, dem wir 
die Rettung unserer Gegenwart, Vergan-
genheit und Zukunft verdanken?

Autor: Dr. Leo Ensel
Dr. Leo Ensel („Look at 
the other side!“) ist Kon-
fliktforscher und inter-
kultureller Trainer mit 
Schwerpunkt „Postsow-
jetischer Raum und Mit-
tel-/Ost-Europa“. Veröf-
fentlichungen zu den Themen „Angst und 
atomare Aufrüstung“, zur Sozialpsycholo-
gie der Wiedervereinigung sowie Studien 
über die Deutschlandbilder im postsow-
jetischen Raum. Im Neuen West-Ost-Kon-
flikt gilt sein Hauptanliegen der Überwin-
dung falscher Narrative, der Deeskalation 
und der Rekonstruktion des Vertrauens. 
– Der Autor legt Wert auf seine Unabhän-
gigheit. Er fühlt sich ausschließlich den 
genannten Themen und keinem nationa-
len Narrativ verpflichtet.

Leo Ensel besuchte Stanislaw Petrow in seiner 
Wohnung in Frjasino am 03.07.2016 (Foto: 
Queery-54, Wikimedia.org, CC BY-SA 4.0)
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Ein sowjetisches Leben in kurzen Stri-
chen skizziert: 1939 bei Wladiwostok ge-
boren, der Vater Jagdflieger, die Familie 
eines Soldaten muss oft umziehen. Spä-
ter wird er selbst Berufssoldat. Für seine 
weltrettende Entscheidung wurde er zu-
erst gerüffelt, dann weder befördert noch 
bestraft. Den frühen Tod seiner geliebten 
Frau Raissa scheint er nie verwunden zu 
haben. Die Journalistin Ingeborg Jacobs 
hat vor drei Jahren über ihn, die Zeit des 
Kalten Krieges und die berühmte Nacht 
im Herbst 1983 ein kluges einfühlsames 
Buch verfasst [1].

Ein verhinderter Friedensnobel-
preisträger im Plattenbau

Als ich im Jahre 2010 zum ersten Mal von 
Stanislaw Petrow und den Ereignissen 
des 26. September 1983 erfuhr, musste 
ich mich erst einmal setzen. Nachdem 
ich endlich wieder zu mir gekommen 
war, mir bewusst gemacht hatte, was da 
eigentlich geschehen war und was ich 
zusammen mit der ganzen Welt diesem 
Mann verdanke, schossen mir folgende 
Fragen durch den Kopf:

Warum erhält dieser Mann nicht den 
Friedensnobelpreis? Warum steht diese 
Geschichte nicht in den Lesebüchern al-
ler Kinder dieser Welt? Als warnendes 
Beispiel dafür, wie weit es die Mensch-
heit mit ihrem Wettrüsten bereits gebracht 
hatte. Und als ermutigendes Beispiel für 
menschlichen Mut und Zivilcourage.

Und: Wie lebt dieser Stanislaw Petrow 
als russischer Rentner in seiner vermut-
lich 60 Quadratmeter großen Wohnung 
im Plattenbau? Hat er mehr als 200 Euro 
im Monat? Und: Wie geht es ihm? Ist er 
gesund? Glücklich?

Ich wusste nichts über ihn und hatte 
doch, ohne es erklären zu können, ein 
Gefühl: Dieser Mann ist nicht glücklich! 
Im Mai 2013 nahm ich Kontakt mit ihm 
auf. Ich schickte Stanislaw Petrow einen 
Dankesbrief zusammen mit einer schö-
nen Armbanduhr, auf deren Rückseite 
eine Dankeswidmung eingraviert war, 
und Geld. Wenig später erhielt ich von 
ihm eine sehr freundliche Mail.
Es dauerte noch drei Jahre, bis ich ihn 
im Sommer 2016 in Frjasino bei Moskau 
besuchte. Als das Taxi vor dem großen 

Wohnblock in der Uliza 60 let SSSR hielt, 
stand er schon, in der Hand eine Stoff-
tasche, vor dem Eingang. Er kam gerade 
vom Kiosk, wo er noch Mineralwasser für 
uns beide eingekauft hatte. Ich sah einen 
schmächtigen älteren Mann mit fahler Ge-
sichtsfarbe, schon etwas klapprig auf den 
Beinen, der erkennbar schlecht sah. Wie 
er mir später erzählte, war eine Star-Ope-
ration nicht erfolgreich verlaufen.

Vor diesem Treffen hatte ich Angst ge-
habt. Ich wusste, dass seine zunehmende 
Bekanntheit ihm durchaus nicht immer 
zum Vorteil gereicht hatte. Die wenigs-
ten seiner Besucher waren uneigennützig 
gewesen, von einem dänischen Regisseur 
waren er und seine Geschichte wie eine 
Goldmine zynisch ausgebeutet worden. 
Er war zu recht misstrauisch.

Wir setzten uns in seine Küche und 
es wunderte mich nicht: Viele russische 
Männer, vor allem die älteren, tun sich 
schwer mit der Führung eines eigenen 
Haushalts – und das konnte man deut-
lich sehen. Ich fuhr alle meine Anten-
nen so weit wie möglich aus, ignorier-
te die verwahrloste Küche und schaute 
ihm nur in seine schönen wässrig-hell-
blauen Augen. Eine Stunde nahm er sich 
Zeit, und ich erlebte auf dem abgewetzten 
speckigen Küchenmobiliar aus Kunstle-
der einen freundlichen, klugen, sensiblen 
und gebildeten Mann mit einer kräftigen 
dunklen Stimme. 

Als ich ihn aus sentimentalen Gründen 
bat, mir ein Autogramm in mein Buch 
[2] über Angst und atomare Aufrüstung 
zu schreiben, das ich 1982 im Vorfeld 
der NATO-Nachrüstung verfasst hatte, 
meinte er schmunzelnd: „Normalerweise 
sind es doch die Autoren, die Autogram-
me geben!“ Und er malte, aufgrund sei-
ner schlechten Augen, vorsichtig jeden 
Buchstaben. 

Als ich später mir alles genauer an-
schaute, staunte ich nicht schlecht: Als 
Datum hatte er mir den 3. Juli 1916 no-
tiert. Der Retter der Welt hatte sich um 
ganze hundert Jahre geirrt! Der Kont-
rast war hinreißend: Hier irrte er sich um 
hundert Jahre – aber in der Nacht, als es 
Spitz auf Knauf stand, in der es um Sein 
oder Nichtsein für den gesamten Plane-
ten ging, da hatte er schlafwandlerisch 
alles richtig gemacht! Der Abschied war 
freundschaftlich und herzlich.

Späte Anerkennung

In den letzten zehn Jahren seines Lebens 
kam es dann doch noch zu einer gewis-
sen späten Anerkennung. Er erhielt Ein-
ladungen nach New York, Westeuropa 
und besonders oft nach Deutschland. Und 
einige Preise waren nicht nur mit Ehre 
verbunden, sondern zum Glück auch mit 
– Geld! Und doch blieb er, so scheint es 
mir, zugleich der einsame Mann in der 
verstaubten unbenutzten Küche seiner 
Plattenbauwohnung, endlose 50 Kilo-
meter vom Moskauer Stadtzentrum, vom 
Kreml entfernt.

Anlässlich einer Preisverleihung 2012 
in Baden-Baden kam es am Ende eines 
Interviews, das die WELT [3] mit ihm 
führte, zu folgendem bemerkenswerten 
Dialog: 

„Die Welt: Herr Petrow, sind Sie ein Held? 
Stanislaw Petrow: Nein, ich bin kein Held. 
Ich habe einfach nur meinen Job richtig 
gemacht.
Die Welt: Aber Sie haben die Welt vor 
einem Dritten Weltkrieg bewahrt. 
Stanislaw Petrow: Das war nichts Beson-
deres.“

Man halte für einen Moment lang inne 
und mache sich klar, was dieser nüchterne 
Satz Petrows bedeutet: Er ist nichts we-
niger als das Understatement der Welt-
geschichte!

Am 19. Mai 2017 starb Stanislaw Pet-
row im Alter von 77 Jahren in Frjasino. 
Wie mir sein Sohn Dmitri Anfang Sep-
tember 2017 mitteilte, wurde er im engs-
ten Familienkreis beigesetzt.

Quellen:
[1] Westend Verlag, Ingeborg Jacobs „Stanislaw 
Petrow: Der Mann der den Atomkrieg verhinderte“, 
am 25.09.2015, <https://www.westendverlag.
de/buch/stanislaw-petrow-der-mann-der-den-
atomkrieg-verhinderte/>
[2] Amazon, Franz-Josef Ensel „Richtige Angst 
und falsche Furcht“,  <https://www.amazon.
de/Richtige-Angst-falsche-Furcht-Franz-Josef/
dp/3596233445>
[3] Welt, Heike Vowinkel „"Um 0.15 Uhr schrillte die 
Sirene los"“, am 27.02.2012, <https://www.welt.de/
print/die_welt/politik/article13890067/Um-0-15-
Uhr-schrillte-die-Sirene-los.html>
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Das Pentagon hat seine 
jüngste Nationale Vertei-
digungsstrategie (NDS) [1] 
vorgelegt. Ein Bericht, der 
alle vier Jahre erstellt wird, 
um der Öffentlichkeit und 
der Regierung einen umfas-
senden Überblick über die 
Planung, die Aufstellung, 
die Entwicklungen und die 
Schwerpunktbereiche der 
US-Kriegsmaschinerie zu 
geben.

Das ultimative Ziel der USA ist 
nicht Russland – es ist China

(Quelle: Pixabay, mohamed_hassan, Pixabay License)

Angesichts der waghalsigen Politik zwi-
schen Moskau und der US-Macht-Allianz 
in diesem Jahr könnte man annehmen, 
dass Russland als Feind Nummer Eins in 
der NDS 2022 auftaucht, doch das wäre 
falsch gedacht. Das US-“Verteidigungs-
“Ministerium reserviert diesen Platz für 
dieselbe Nation, die ihn schon seit vielen 
Jahren innehat: China.

Dave DeCamp von Antiwar schreibt 
Folgendes dazu [2]: „Die vollständige 
NDS ist noch geheim, aber das Penta-
gon veröffentlichte ein Informations-
blatt [3] zu dem Dokument, in dem es 
heißt, dass es ‚dringend handeln wird, 
um die Abschreckung aufrechtzuerhal-
ten und zu stärken, wobei die Volksre-
publik China (VRC) unser wichtigster 
strategischer Konkurrent und die größ-
te Herausforderung für das Ministerium 
ist‘. Das Informationsblatt skizziert vier 
Prioritäten des Pentagon:
1. �Verteidigung des Heimatlandes gemäß 

der wachsenden vielfältigen Bedrohun-
gen durch die VR China

2. �Verhinderung strategischer Anschläge 
gegen die Vereinigten Staaten, ihre 
Verbündeten und Partner

3. �Verhinderung von Angriffen bei gleich-

zeitiger Vorbereitung, sich notfalls in 
Konflikten durchzusetzen, dies mit Pri-
orität auf der VR China im indopazi-
fischen Raum, gefolgt vom Russland-
Problem in Europa.

4. �Aufbau widerstandsfähiger gemein
samer Streitkräfte und eines Verteidi
gungsnetzwerks.„

Das Pentagon sagt, dass China 
zwar im Mittelpunkt stünde, Russland 
aber wegen seines Einmarsches in der 
Ukraine eine ‚akute Bedrohung‘ darstelle“,

schreibt DeCamp und zeigt damit auf, 
dass das Imperium Moskau als Feind 
zweiten Ranges betrachtet.

Im Vorfeld eines Treffens mit Chinas 
Außenminister Wang Yi hat der russische 
Außenminister Sergej Lawrow einige 
Kommentare gemacht, die das eigentliche 
Problem des US-zentrierten Imperiums 
mit Moskau deutlich machen [4].„Wir 
werden gemeinsam mit Ihnen und unse-
ren Sympathisanten auf eine multipolare, 
gerechte und demokratische Weltordnung 
hinarbeiten“, sagte Lawrow der chinesi-
schen Regierung am Mittwoch.

Dieser Text wurde zuerst am 31.3.2022 auf www.
caitlinjohnstone.com unter der URL <https://caitl-
injohnstone.com/2022/03/31/the-us-empires-ulti-
mate-target-is-not-russia-but-china/> veröffentlicht.  
Lizenz: Caitlin Johnstone , CC BY-NC-ND 4.0
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Und genau das, meine Damen und Her-
ren, ist der wahre Grund, warum wir in 
den letzten fünf bis sechs Jahren so viel 
hysterisches Geschrei über Russland ge-
hört haben. Es ging nie um russische Ha-
cker. Auch nicht um ein Pipi-Video aus 
dem Kreml. Auch nicht um den Trump 
Tower. Auch nicht um GRU-Kopfgelder 
in Afghanistan [GRU: Russischer Mili-
tär-Geheimdienst]. Auch nicht um Mana-
fort, Flynn, Bannon, Papadopoulos oder 
irgendeinen anderen Nachnamen der Wo-
che aus dem Umfeld von „Russiagate“. Es 
geht nicht einmal wirklich um die Ukra-
ine. Das sind alles Vehikel zur Formung 
des Narrativs, die vom US-Geheimdienst-
kartell manipuliert wurden. Sie sollen Un-
terstützung für einen finalen Showdown 
gegen Russland und China erzeugen, um 
das Entstehen einer multipolaren Welt zu 
verhindern [5].

Die US-Regierung verfolgt seit dem Zu-
sammenbruch der Sowjetunion die Poli-
tik, den Aufstieg von Mächten zu verhin-
dern, die ihre imperialen Pläne für die 
Welt in Frage stellen könnten [6]. Wäh-
rend des (ersten) Kalten Krieges bestand 
die von Imperiumsmanagern wie Hen-
ry Kissinger vorangetriebene Strategie 
darin, China zu umwerben aus der Not-
wendigkeit heraus, es von der UdSSR weg 
zu bringen [7]. Zu diesem Zeitpunkt sa-
hen wir, wie Geschäftsbeziehungen zwi-
schen China und den USA zu immensen 
Profiten für bestimmte Personen in bei-
den Nationen und zum Zufluss von Reich-
tum führten, der China nun dazu führt, 
die USA als wirtschaftliche Supermacht 
zu überholen [8].

Mit dem Ende der UdSSR entfiel auch 
die Notwendigkeit, mit China freundlich 
verbunden zu bleiben, und in den darauf 
folgenden Jahrzehnten kam es zu einer 
Kehrtwende hin zu einer sehr viel feind-
licheren Beziehung zu Peking [9].

Die Geschichte könnte es eines Ta-
ges als größten strategischen Fehler des 
US-Imperiums ansehen, dass die Mana-
ger des Imperiums die Übernahme des 
postsowjetischen Russland als imperialen 
Lakaienstaat voraussagten, der als Waffe 
gegen den neuen Feind Nummer Eins in 
China eingesetzt werden könnte. Stattdes-
sen geschah genau das Gegenteil.

Die frühere Außenministerin Hillary 
Clinton sagte letztes Jahr auf dem Bloom-
berg New Economy Forum, sie habe „jah-

Das „Pentagon“, Sitz des US Verteidigungsministeriums. (Quelle Wikimedia Commons, mari-
ordo59, CC BY-SA 2.0)

Vergleich Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen von 1980 bis 2021 und Prognosen bis 
2027 (in Milliarden US-Dollar: China (oben), USA (unten). China wird in absehbarer Zeit die 
USA überholen. (Quelle: IMF, © Statista, 2022)
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relang gehört, dass Russland aufgrund der 
Probleme an seiner Grenze und des Auf-
stiegs Chinas eher bereit sein würde, sich 
dem Westen anzunähern und sich auf po-
sitive Weise mit Europa, dem Vereinigten 
Königreich und den USA zu verbinden“ 
[10]. Aber das geschah nicht.

„Das haben wir nicht gesehen“, sagte 
Clinton. „Was wir stattdessen gesehen ha-
ben, ist eine gezielte Bemühung von Putin, 
China vielleicht noch fester zu umarmen.“ 
Die Erwartung des Imperiums, dass Mos-
kau von sich aus zum imperialen Thron 
kriechen würde, bedeutete, dass keine 
wirklichen Anstrengungen unternom-
men wurden, um Wohlwollen zu erzeu-
gen und die Freundschaft des Landes zu 
gewinnen. Die NATO dehnte sich einfach 
immer weiter aus [11], und das Imperium 
wurde in seinen globalen Eroberungsspie-
len immer aggressiver [12] und kriegeri-
scher [13]. Dieser Irrtum hat zu dem ulti-
mativen Alptraum der Strategen geführt, 
gegen zwei verschiedene Mächte gleich-
zeitig um die globale Vorherrschaft kämp-
fen zu müssen. Da die Architekten des Im-
periums fälschlicherweise vorhersagten, 
dass Moskau Peking am Ende mehr fürch-
ten würde als Washington, wurde die Ver-
bindung aus Chinas Wirtschaftsmacht und 
Russlands Militärmacht, auf die Experten 
schon seit Jahren hinweisen [14], nur noch 
größer [15] und enger [16].

Und jetzt haben wir es mit russischen 
und chinesischen Amtsträgern zu tun, die 
offen über ihre Pläne zur Schaffung ei-
ner multipolaren Welt sprechen, während 
chinesische Kommentatoren Witze über 
die durchsichtigen Manöver des US-Im-
periums machen, um Peking wegen der 
Invasion in der Ukraine gegen Moskau 
aufzubringen: Auf dem großen Schach-
brett des Imperiums ist Russland die 

Dame, aber China ist der König. So wie 
es beim Schach hilft, die stärkste Figur 
des Gegners auszuschalten, um leichter 
zum Schachmatt zu kommen, wäre das 
US-Imperium gut beraten, zu versuchen, 
Chinas nuklearen Supermacht-Freund zu 
stürzen. Und, wie Joe Lauria (Chefredak-
teur von Consortium News) es kürzlich 
ausdrückte, „letztendlich eine Jelzin-ähn-
liche Marionette in Moskau wiederher-
zustellen“ [17].

Was wir nun in den großen internatio-
nalen Nachrichten beobachten können, ist 
der Aufstieg einer multipolaren Welt, die 
– Kopf voran – mit einem Imperium kol-
lidiert, das überzeugt davon ist, die unipo-
lare Vorherrschaft müsse um jeden Preis 
erhalten bleiben – selbst wenn dies bedeu-
tet, einen sehr kurzen nuklearen Dritten 
Weltkrieg herauszufordern.

Es ist der letzte verzweifelte Versuch 
des US-Hegemons, die Kontrolle zu si-
chern, bevor er jede Chance dazu für im-
mer verliert. Viele anti-imperialistische 
Kommentatoren, die ich regelmäßig lese, 
scheinen recht überzeugt zu sein, dass der 
Versuch scheitern wird. Ich persönlich 
hingegen denke, dass solche Prognosen 
ein wenig voreilig sein könnten. So, wie 
sich die Schachfiguren bewegen, sieht es 
auf jeden Fall so aus, als gäbe es einen 
Plan. Ich glaube nicht, sie würden diesen 
Plan durchziehen, gäbe es keine Aussicht 
auf Erfolg.

Eines scheint klar zu sein: Die einzi-
ge Möglichkeit des Imperiums, den Auf-
stieg Chinas zu stoppen, besteht in Ma-
növern, die für die ganze Welt äußerst 
störend und auch existenzbedrohend sein 
werden. Wenn Sie glauben, die Dinge sei-
en jetzt schon verrückt, dann warten Sie 
nur, bis sich das imperiale Fadenkreuz auf 
Peking richtet.

Quellen:
[1] Wikipedia, „National Defense Strategy“, 
<https://en.wikipedia.org/wiki/National_Defense_
Strategy_(United_States)>
[2] Anti War, Dave DeCamp, „China Identified as 
Top Threat in New National Defense Strategy“, am 
29.3.2022, <https://news.antiwar.com/2022/03/29/
china-identified-as-top-threat-in-new-national-
defense-strategy/>
[3] U.S. Departement of Defense, „Fact Sheet: 
2022 National Defense Strategy“, <https://media.
defense.gov/2022/Mar/28/2002964702/-1/-1/1/
NDS-FACT-SHEET.PDF>
[4] France 24, AFP, „Russian FM hails China 
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Die Aufnahme ukrainischer Flüchtlinge in Polen hat das Bild eines Landes gezeichnet, das Flüchtlinge 
willkommen heißt. Doch die Krise an der Grenze zu Weißrussland erzählt eine ganz andere Geschichte.

Solidarität bilden gegen Polens 
heuchlerische Flüchtlingspolitik

Autor: Grupa Granica
Grupa Granica ist ein Zusammenschluss 
von Nichtregierungsorganisationen (NGOs) 
für humanitäre Hilfe und autonomen Grup-
pen, die seit August 2021 die an der pol-
nisch-weißrussischen Grenze eingeschlos-
senen Menschen unterstützen und die 
Situation dort dokumentieren.

Der Einmarsch Russlands in die Ukrai-
ne hat mehr als 10 Millionen Menschen 
dazu gezwungen, ihre Heimat zu verlas-
sen und sich in Sicherheit zu bringen. Die 
meisten von ihnen haben innerhalb des 
Landes Zuflucht gesucht. Aber bis An-
fang April sind etwa 4,2 Millionen Men-
schen ins Ausland geflohen, von denen 
sich derzeit etwa 2,4 Millionen in Polen 
befinden. Für diejenigen, die dort aufge-
nommen wurden, sehen wir als Reakti-
on auf diese brutale Krisensituation die 
Fähigkeit zur Unterstützung. An sich ist 
dies ein Beispiel dafür, wie Gesellschaf-
ten die Täuschung des Mangels teilwei-
se überwinden und die Grundbedürfnisse 
der Menschen erfüllen können.

Gleichzeitig untergräbt die Leichtigkeit, 
mit der jetzt innerhalb weniger Wochen 
Hilfe und Unterkunft für Millionen von 
Menschen organisiert wird, die Grund-
annahme der angeblichen „Flüchtlings-
krise“ in Europa, bei der es nie um einen 
Mangel an Platz oder Ressourcen ging. 
Eine Person brachte es bei Twitter auf den 
Punkt: „Europa hatte nie eine Migranten-
Krise. Es hat eine Rassismus-Krise.“ [1] 
Diese Wahrheit wird nicht nur durch die 

Art und Weise bestätigt, wie nicht-weiße 
Flüchtlinge, die die Ukraine verlassen, an 
den Grenzen behandelt werden, sondern 
auch durch die humanitäre Krise, die sich 
seit dem Sommer 2021 an der polnischen 
Grenze zu Weißrussland abspielt. Hier 
werden die Flüchtlinge nicht mit heißem 
Tee und kostenlosem Transport empfan-
gen, sondern mit Tränengassalven, Sta-
cheldraht und Pushbacks.

Seit letztem Sommer haben Tausende 
von Menschen versucht, von Weißruss-
land aus nach Polen zu gelangen. Dabei 
wurden sie von den weißrussischen Be-
hörden gedrängt und von den polnischen 
Grenzbeamten gewaltsam zurückgeschla-
gen. Wochen- und monatelang saßen sie 
zwischen den beiden Grenzen fest und 
waren inmitten der beiden Staaten ver-
zweifelt immobilisiert. Obwohl diese Kri-
se zwischenzeitlich in den Hauptnach-
richten auftauchte, wurde sie größtenteils 
– getreu der Geschichte der Festung Eu-
ropa an allen Fronten – weitgehend ig-
noriert.

Mehrere Solidaritätsgruppen, die sich 
an der Seite der lokalen Bevölkerung in 
der Grenzregion organisieren, bieten den 

Dieser Text wurde zuerst am 03.04.2022 auf www.roar-
mag.org unter der URL <https://roarmag.org/essays/
poland-belarus-refugees-boarder/> veröffentlicht. Lizenz: 
Grupa Granica/ROAR Magazine, CC BY-NC-ND 4.0
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Menschen, die in dem bergigen Gelände 
unterwegs sind, Unterstützung an. Zu ih-
nen gehört die Grupa Granica [2] – eine 
Koalition, die als Teil der Graswurzel-
Bewegung auf die Krise an der Grenze 
zu Belarus gegründet wurde. Wir spra-
chen mit ihnen, um mehr über die Situ-
ation an der Grenze zu erfahren: Einem 
weiteren Brennpunkt des rassistischen, 
gewalttätigen und kriminellen europäi-
schen Grenzregimes.

Seit diesem Interview wurden mehre-
re Mitglieder der Grupa Granica-Koaliti-
on von den polnischen Behörden unter 
dem erfundenen Vorwurf des illega-
len Schmuggels von Menschen über die 
Grenze festgenommen [3]. Dies zeigt, wie 
weit der polnische Staat bereit ist zu ge-
hen, um die lebensrettende Solidaritäts-
arbeit der Aktivisten in der Grenzregi-
on zu kriminalisieren und zu behindern.

Als Reaktion auf diesen eindeuti-
gen Akt der Einschüchterung hat Gru-
pa Granica erklärt: „Die Erhebung von 
Strafanzeigen gegen vier Aktivisten, die 
selbstlos Flüchtlingen an der polnisch-
weißrussischen Grenze helfen, sollte 
als Beispiel für unrechtmäßige Schika-
nen und Einschüchterung von Menschen 
betrachtet werden, die das Leben ande-
rer retten. Was sie an der ukrainischen 
Grenze zu Helden macht, macht sie an 
der Grenze zu Weißrussland ungerecht-
fertigterweise zu Kriminellen. Das pol-
nische Recht verbietet nicht nur nicht, 
sondern befiehlt sogar, denjenigen zu 
helfen, deren Leben in Gefahr ist. Des-
halb lehnen wir die Kriminalisierung der 
humanitären Hilfe für Flüchtlinge ent-
schieden ab!“ [4]

ROAR verurteilt die Aktionen des pol-
nischen Staates und steht in voller Soli-
darität mit den Genossen der Grupa Gra-
nica. 

Können Sie uns einen Überblick über die 
Situation an der polnisch-weißrussischen 
Grenze seit letztem Sommer geben?

Grupa Granica: Die humanitäre Krise an 
der Grenze zwischen Polen und Weiß-
russland dauert schon seit über neun Mo-
naten an. Seit Juli 2021 hatte die auto-

kratische Regierung des belarussischen 
Präsidenten Aleksandr Lukaschenko 
Menschen vor allem aus Afghanistan 
und destabilisierten Teilen des Nahen Os-
tens und Afrikas mit dem Versprechen 
zur Reise nach Belarus ermuntert, über 
die polnische Grenze in die Europäische 
Union zu gelangen. Dies war Teil eines 
finsteren Machtspiels zwischen dem bela-
russischen Regime und der Europäischen 
Union als Reaktion auf die EU-Sanktio-
nen in den Jahren 2020 bis 2021 nach der 
Niederschlagung der Wahlopposition und 
der Straßendemonstrationen.

Im August 2021 steckten 32 Flüchtlin-
ge in der polnischen Grenzstadt Usnarz 
Górny zwischen den beiden Landesgren-
zen fest, da Grenzbeamte auf beiden 
Seiten ihre Reise verhinderten. Zu der 
Gruppe gehörten 27 Männer und fünf 
Frauen, alle aus Afghanistan. Sie schlie-
fen in Zelten, und außer etwas Brot, das 
sie von den belarussischen Grenzsolda-
ten erhielten, bekamen sie keine Hilfe 
und waren gezwungen, Wasser aus ei-
nem nahe gelegenen Fluss zu trinken. 
Aktivisten aus Polen wurden von pol-
nischen Grenzbeamten daran gehindert, 
der Gruppe zu helfen. Nach einigen Wo-
chen des Stillstands umzingelten polni-
sche Polizisten und Grenzsoldaten die 
Gruppe und zwangen sie gewaltsam zu-
rück nach Belarus. Es war ein symboli-
scher Moment, in dem die Behörden ihre 
extreme Gewalt offenlegten und die Ge-
sellschaft nicht in der Lage war, darauf 
zu reagieren. Die Aktivisten in der Re-
gion wurden gezwungen, diese zu ver-
lassen.

Ab August wurden kleine Gruppen von 
Aktivisten entlang der polnisch-weißrus-
sischen Grenze aktiv und versuchten, den 
Menschen zu helfen, die aus Weißruss-
land kamen. Dies war der Beginn des-
sen, was die Regierung und die Medien 
als „Migrationskrise“ bezeichnet haben. 
Was aber in Wirklichkeit – aufgrund des 
Ausmaßes der Gewalt, einschließlich der 
Todesfälle – eindeutig eine humanitäre 
Krise ist. Belarussische Behörden lock-
ten Menschen mit falschen Versprechun-
gen an die Grenze, wo viele dann von 
polnischen Grenzsoldaten aufgegriffen, 
geschlagen und zurückgedrängt wurden. 
Einige versuchten bis zu 20-mal, auf die 
polnische Seite zu gelangen.

Infolge der Grausamkeit und der Un-
fähigkeit des polnischen Staates zu ei-
ner Reaktion, haben sich lokale Gemein-
schaften und Graswurzel-Bewegungen 
radikalisiert und die Sache selbst in die 
Hand genommen, indem sie den Men-
schen, die in den Wäldern entlang der 
Grenze festsitzen, humanitäre Hilfe 
leisten und diese Gewalt dokumentier-
ten. Das Netzwerk Grupa Granica – ein 
informeller Zusammenschluss von 14 
NGOs und Aktivisten mit unterschied-
lichem Hintergrund, darunter No-Bor-
der-Gruppen, Anarchisten und andere 
Linke – ist in diesem Zusammenhang 
entstanden.

Viele ortsansässige Gruppen trotzen 
dem Kriegsrecht und tun, was sie kön-
nen, um das Leid und den Tod, das über 
die Flüchtlinge und Migranten gebracht 
wird, zu stoppen. Obwohl die Behörden 
durch die Verhängung des Kriegsrechts 
in den Grenzgebieten diese Hilfsmaßnah-
men kriminalisieren, leisten Aktivisten 
weiterhin Hilfsdienste und dokumentie-
ren die Situation.

Könnten Sie die Rolle des belarussischen 
und des polnischen Staates beim Zustan-
dekommen dieser Situation näher erläu-
tern?

Beide sind auf ihre Weise für diese Krise 
verantwortlich, da sie die Migranten als 
Werkzeuge zum Wegwerfen, Spielfiguren 
oder sogar als strategische Aktivposten in 
einem Kontext „hybrider Kriegsführung“ 
betrachten. Seit dem Spätsommer 2021 
hat Lukaschenkos Regime die Ängste der 
EU-Staats- und Regierungschefs und der 
Gesellschaft in Bezug auf die Migration 
auf zynische Weise ausgenutzt. Seine Re-
gierung hat Tausenden von Menschen, die 
einen Weg in die EU suchten, Visa ausge-
stellt, um sie dann zur irregulären Einrei-
se nach Polen, Litauen oder Lettland zu 
zwingen. Unter Ausnutzung des Mangels 
an sicheren humanitären Korridoren und 
der Möglichkeit, internationalen Schutz 
zu beantragen, führte Lukaschenko ein 
System von „Visa und Tickets nach Eu-
ropa“ ein. Die Menschen kamen in Minsk 
an, ohne etwas über diese Zusammenhän-
ge zu wissen, und ein Netz von Reisebü-
ros, Taxis oder Militärfahrzeugen sorg-
te dann für die Weiterreise zur Grenze. 
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Dort waren sie extremer Gewalt ausge-
setzt – Schläge, Stromschläge, Vergewal-
tigung, Hunger, Inhaftierung und vieles 
mehr. Natürlich hatten sie keine Möglich-
keit, einfach auf polnisches oder EU-Ter-
ritorium überzusetzen, und wurden von 
Anfang an von den polnischen Behörden 
barbarisch behandelt.

Nach diesem Kriegsnarrativ verhängte 
Polen Anfang September den Ausnahme-
zustand über drei Kilometer der Grenz-
regionen (Podlachien und Lublin). Infol-
gedessen wurde sowohl polnischen als 
auch internationalen Reportern, Aktivis-
ten, Organisationen und medizinischen 
Hilfsteams der Zugang zum Grenzgebiet 
untersagt. Nach der polnischen Verfas-
sung hätte die „Kriegsrechtszone“ (oder 
„Rote Zone“) nur für drei Monate zuge-
lassen werden dürfen. Nach Ablauf dieses 
Zeitraums änderte man jedoch einfach 
das Gesetz und hat seitdem das Kriegs-
recht in dem Gebiet auf unbestimmte Zeit 
verlängert. Das Ergebnis ist die systema-
tische Militarisierung der Grenze und des 
täglichen Lebens in der Grenzregion so-
wie eine Politik, die Aktivisten, Journalis-
ten und Hilfsorganisationen den Zugang 
zum Grenzgebiet verwehrt. Nur Bewoh-
ner aus der Roten Zone können das Ge-
biet betreten.

Da den Medien und Aktivisten der Zu-
tritt verwehrt wird, sind die meisten In-
formationen aus dem Grenzgebiet prak-
tisch staatliche Propaganda. Im Oktober, 
als es aufgrund des Drucks von Aktivis-
tengruppen und Journalisten nicht mehr 
möglich war, das Ausmaß der Gewalt an 
der Grenze zu verbergen, organisierte die 
polnische Regierung eine Pressekonfe-
renz. Dort wurden die nationalen und in-
ternationalen Medien mit obszönen, ras-
sistischen Fiktionen über „räuberische“ 
Migranten konfrontiert, die das Land „in-
filtrieren und angreifen“ wollen. Das ab-
surde Ausmaß an rassistischer Desinfor-
mation, das im politischen Diskurs Polens 
und in den Medien allgemein zur Norm 
geworden ist, ist unglaublich. Die allge-
meine Botschaft der Pressekonferenz lau-
tete, dass jeder Migrant männlich und in 
irgendeiner Form zoophil, ein russischer 
Agent oder drogenabhängig sei. Die ers-
ten Todesopfer der Politik des Zurück-
drängens sollen an den Folgen des „Dro-
genkonsums“ gestorben sein.

Die Angst der polnischen Regierung 
davor, dass ihre illegalen und repressi-
ven Methoden aufgedeckt werden, zeigt 
sich darin, dass sie sogar Frontex – de-
ren Hauptsitz sich in Warschau befindet 
– verboten hat, die Rote Zone zu betre-
ten. Scheiß auf Frontex, natürlich, aber 
das zeigt, wie sehr die rechte Regierung 
darauf bedacht ist, dort die Kontrolle zu 
behalten. Und es ist bezeichnend dafür, 
wie sie die EU zugunsten der Verfolgung 
ihrer nationalistischen Agenda wissent-
lich missachten wird.

Könnten Sie die Reaktion des polnischen 
Staates aus Ihrer Sicht in einen größeren 
Zusammenhang stellen, sei es historisch 
oder im Hinblick auf seine Stellung in-
nerhalb des EU-Grenzregimes?

Die polnische Politik des Zurückdrän-
gens an der belarussischen Grenze ist 
keine neue Entwicklung; ähnliche Prak-
tiken waren bereits zwischen 2013 und 
2015 weit verbreitet, mit Berichten über 
mehrfaches Zurückdrängen, insbesondere 
von Tschetschenen an offiziellen Grenz-
übergängen [7]. Es wurde zu einem all-
gemeinen Trend entlang der feindseligen 
Grenzen und Routen der EU, die Genfer 
Konvention in der Praxis nicht mehr an-
zuwenden – wodurch die Aufteilung in 
diejenigen, die Anspruch auf Sicherheit 
haben, und in diejenigen, die aus anderen 
Gründen flüchten, nicht mehr stattfindet.

Unter dem Banner einer Politik der „Si-
cherheit“ haben die polnischen Staats-
organe auf zynische Weise rassistische 
Klischees verstärkt und eine Toleranz 
gegenüber staatlicher Gewalt gezüchtet. 
Dies trägt auch dazu bei, die eigenen nati-
onalistischen Machtspiele zu legitimieren. 
Staatsgrenzen haben schon immer dazu 
gedient, Hierarchien und soziale Spal-
tungen auf der geopolitischen Weltkarte 
zu bewahren. Die von Lukaschenko ge-
schürte Krise eröffnet dem polnischen 
Staat die Möglichkeit, eine härtere Gren-
ze durchzusetzen und defensive fremden-
feindliche Loyalitäten im eigenen Land 
weiter zu festigen.

Seit dem Ende des kommunistischen 
Regimes im Jahr 1989 basiert die pol-
nische Migrationspolitik auf internati-
onalen Vereinbarungen und Verträgen 
über Sicherheitsmaßnahmen an der Ost-

grenze des Schengen-Raums, d.h. auf der 
Verstärkung der Grenzen und einem or-
ganisierten Abschiebesystem. Seit dem 
Zweiten Weltkrieg war das Land außer-
dem besonders inselartig und homogen. 
Es gab kaum eine öffentliche Debatte 
über irgendeine grundlegende Idee von 
Multikulturalismus, wenig Kontakt mit 
Menschen außerhalb Polens – und in die-
sem Umfeld konnte die Angst vor dem 
„Anderen“ gedeihen. Es ist eine bekann-
te Geschichte.

Jahrelang haben Politiker und Medi-
en Migranten als Bedrohung für die na-
tionale Sicherheit dargestellt. Die frem-
denfeindliche und rassistische Sprache 
stammt direkt aus dem Neonazi-Wörter-
buch. Bereits 2015, als der Diskurs über 
die „Flüchtlingskrise“ in ganz Europa an 
Fahrt aufnahm, sprachen die polnischen 
Behörden öffentlich und offen über die 
„Parasiten“, die von den Flüchtlingen mit-
gebracht werden, und von der Notwendig-
keit, den Nationalstaat gegen sogenannte 
Vergewaltiger und Terroristen verteidi-
gen zu müssen.

Unabhängig davon, ob es sich um Po-
len oder ein anderes europäisches Land 
handelt, sollten wir natürlich nicht ver-
gessen, dass sich die große Mehrheit der 
Flüchtlinge und Migranten im globalen 
Süden befindet. Polens rassistische Hys-
terie ist nur eine weitere Version eines 
allgemeineren europäischen Wahns über 
eine „Migrantenkrise“. Und sie dient 
dazu, die Gesellschaft besser zu kont-
rollieren und den Staat zu stärken. All 
dies verdeutlicht die tiefe Krise westli-
cher politischer Institutionen, wenn es 
darum geht, die Verantwortung für die 
andauernde Geschichte der westlichen 
Welt in Bezug auf Ressourcenabbau und 
Destabilisierung im Nahen Osten und 
im globalen Süden zu übernehmen. Po-
len ist weit davon entfernt, eine imperia-
listische Macht zu sein, aber mit seinem 
Beitritt zur NATO im Jahr 1999 und zur 
Europäischen Union im Jahr 2004 hat es 
seine Interessen entscheidend mit denen 
der traditionelleren westlichen Mächte in 
Einklang gebracht.

Inzwischen haben sich bestimmte 
grundlegende Standards (wie die grund-
sätzliche Weigerung, Menschen sterben 
zu lassen) in gefährlicher Weise verscho-
ben. Was früher für viele als Ausnahme 
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galt – eine Abweichung vom Gesetz und 
eine Ausnahme von der Regel – ist heu-
te zur Norm geworden und wird kaum 
noch hinterfragt. Dies zeigt sich in der 
Normalisierung und Gewöhnung an die 
steigende Zahl von Todesfällen, die durch 
die staatliche Politik und die Vermiss-
tenfälle im Grenzgebiet verursacht wer-
den, – und an der Tatsache, dass niemand 
für diese Ungerechtigkeiten zur Rechen-
schaft gezogen wird. Die Entmenschli-
chung des „Anderen“, der als existenziell 
anders als die polnische Mehrheit ange-
sehen wird, – in einer weitgehend homo-
genen Gesellschaft – bereitet den Boden 
für die Gewalt.

Wie hat der polnische Staat zusätzlich 
zur militarisierten Zone und der Blocka-
de des Zugangs zur Grenze sonst noch re-
agiert? Es gibt auch Pläne für den Bau 
einer massiven Grenzmauer. Können Sie 
darüber sprechen?

Die Verhängung des Ausnahmezustands 
wurde vor allem deshalb notwendig, um 
alle möglichen Parteien daran zu hin-
dern, die Behörden zu überwachen und 
das Ausmaß der von der Regierung or-
chestrierten Brutalität und Gewalt zu ver-
öffentlichen. Dazu gehört auch, dass die 
tatsächliche Zahl der Todesfälle, die di-
rekt auf die angewandte Politik zurückzu-
führen sind, die Zahl der zurückgescho-
benen Kinder und die Formen der Folter, 
denen die Migranten ausgesetzt waren, 
verschwiegen werden.

Bis heute (Mitte März 2022) wird die 
Zahl der bestätigten Todesopfer auf pol-
nischer Seite auf 19 geschätzt. Auf der 
belarussischen Seite gibt es natürlich kei-
ne Informationen, weil die Medien des 
belarussischen Regimes nicht darüber be-
richten werden. Niemand ist in der Lage, 
eine genaue Schätzung abzugeben. Aber 
nach dem, was wir gesehen haben, ist es 
nicht unvernünftig, Massengräber auf der 
polnischen Seite zu erwarten.

Zusätzlich zu Pushbacks und Kriegs-
recht hat der Staat Pläne für den Bau ei-
ner Stahlmauer mit Stacheldraht entlang 
der polnisch-weißrussischen Grenze vor-
gelegt. Der Bau begann am 25. Januar 
2022 und soll mindestens mehrere Mo-
nate dauern. Abgesehen von den humani-
tären Auswirkungen, den Grenzübertritt 

noch gefährlicher zu machen, lehnen wir 
den Plan auch wegen der enormen ökolo-
gischen und wirtschaftlichen Kosten sei-
nes Baus, die unumkehrbar sein werden, 
entschieden ab. Die Mauer wird entlang 
eines wertvollen und geschützten Ge-
biets gebaut werden, einem der wertvolls-
ten Wälder Europas – dem Białowieża-
Urwald –, der seit Jahren von Aktivisten 
gegen seine Zerstörung verteidigt wird.

Was die wirtschaftlichen Kosten be-
trifft, so hat die Regierung beschlossen, 
eine schwindelerregende Summe von bis 
zu 1,6 Milliarden Zloty (ca. 360 Millio-
nen Euro) für eine „Investition“ auszu-
geben, die zum Scheitern verurteilt ist. 
Das ist sie deshalb, weil noch keine ein-
zige Mauer die erzwungene Migration 
von Menschen gestoppt hat, die vor Krieg, 
Armut, Gewalt, Verfolgung oder Folter 
fliehen. Und das alles in Zeiten rasant 
steigender Inflation und der anhaltenden 
COVID-19-Pandemie.

Der Betrag, der für die Mauer bereitge-
stellt wird, ist mehr als zehnmal so hoch 
wie der diesjährige Haushalt des polni-
schen Ausländeramtes. Diese Einrich-
tung ist für die Durchführung von Ver-
fahren zum internationalen Schutz und 
für die Verwaltung von Flüchtlingszen-
tren zuständig. In diesen Zentren wer-
den diejenigen inhaftiert, die es schaffen, 
die Grenze zu überqueren, wenn sie ein 
formelles Asylverfahren beantragen. Sie 
sind praktisch Gefängnisse mit überfüll-
ten Zimmern, schlechter medizinischer 
Versorgung, schlechter Verpflegung und 
minimalen Kontakten zur breiteren Ge-
sellschaft. Es gab zahlreiche Proteste von-
seiten der Eingeschlossenen – je nach Zen-
trum quer durch alle Geschlechter und 
Altersgruppen –, die eine menschenwür-
dige Behandlung forderten.

Statt solcher Mauern und Gefängnis-
se sollte die Regierung öffentliche Mit-
tel für den Aufbau von Institutionen, 
Ämtern und Organisationen bereitstel-
len, die über die notwendigen Ressour-
cen und Kompetenzen verfügen, um 
eine Migrationspolitik umzusetzen, die 
die Rechte, die Würde und die Sicher-
heit von Migranten in den Mittelpunkt 
stellt. Dies sind die Grundsätze, die die 
Graswurzel-Solidaritätsgruppen in den 
letzten Monaten in der Praxis demons-
triert haben.

Der Staat hat dieses Konzept des hybri-
den Krieges hervorgehoben und die Fra-
ge der Migration zu einer Frage der nati-
onalen Sicherheit gemacht. Wie hat sich 
dies auf den Druck ausgewirkt, der auf 
solidarisch handelnde Gruppen ausge-
übt wird?

Der polnische Staat hat Menschen kri-
minalisiert, die Hilfe leisten und auf das 
Problem aufmerksam machen. Indem 
er die humanitäre Krise zu einem poli-
tisch-militärischen Konflikt mit Weiß-
russland erklärt hat, schuf er eine Situ-
ation, in der selbst polnische staatliche 
Rettungsdienste im Grenzgebiet einge-
schränkt sind. Krankenwagen, Sanitäter 
und das Polnische Rote Kreuz sowie alle 
Institutionen und internationalen Orga-
nisationen, die in der Lage wären, die 
Migranten zu finden und ihnen soforti-
ge Hilfe zu leisten, dürfen die Rote Zone 
nicht betreten. Aus Angst vor politischen 
Reaktionen halten sich diese Organisa-
tionen an die von der Regierung aufge-
stellten Regeln und üben somit nicht ge-
nug Druck aus, um eine Änderung der 
Regeln zu erreichen.

Alle polnischen NGOs, die der Grupa 
Granica angehören, haben erklärt, dass 
sie in die Rote Zone wollen, ebenso wie 
einige internationale NGOs. Aber die Re-
gierung lässt das nicht zu. Die Antwort 
ist klar: Nach dem neuen Gesetz „ist es 
eine No-Go-Zone. Wir müssen das Land 
verteidigen“. Diejenigen, die die Migran-
ten unterstützen, sind „nützliche Idioten“ 
in Lukaschenkos hybridem Krieg, und sie 
stellen auch eine Bedrohung für die Si-
cherheit des Landes dar.

Ähnlich wie in anderen Ländern, in de-
nen die Solidarität unterdrückt wird, wer-
den Freiwillige wegen Schleusung, Unter-
stützung der illegalen Einwanderung und 
mehr angeklagt. Einfache Handlungen wie 
die Bereitstellung von Tee oder Decken 
für unterkühlte Migranten werden krimi-
nalisiert. Jeglicher Zugang zum Grenzge-
biet ist verboten, selbst wenn eine Person 
in Lebensgefahr schwebt – wenn sie nach 
Wochen im Wald, in denen sie Blätter ge-
gessen und Wasser aus dem Fluss getrun-
ken hat, einen Krankenwagen ruft.

Viele in der polnischen Gesellschaft 
haben jedoch erkannt, dass eine humane 
Reaktion auf die Situation an der Gren-
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ze eine grundlegende Pflicht ist. Aus 
diesem Grund sind Koalitionen wie die 
Grupa Granica entstanden, die es in ei-
nem anderen Kontext nie gegeben hät-
te. Verschiedene NGOs, Aktivisten und 
Anwohner arbeiten zusammen und sind 
entschlossen, weiterhin einzugreifen und 
praktisch auf die Krise zu reagieren. 
Ebenso können nur selbstorganisierte 
Strukturen und zeitlich befristete Ko-
alitionen, wie die unsere, die Politiker 
zwingen und den Druck für eine Ände-
rung der Politik ausüben.

Die wahren Helden sind die Frauen, 
Männer und Kinder, die in ihren Hei-
matländern oder auf ihrem Weg hierher 
Kriege – und wer weiß, was noch alles  an 
Repressionen – erlitten haben. Die Auf-
rechterhaltung von Solidarität, Unterstüt-
zung und Formen der Zusammenarbeit, 
um alle gewalttätigen Grenzmechanis-
men sichtbar zu machen – das ist unsere 
grundlegende Pflicht.

Was hat sich vor allem seit der Invasion 
der Ukraine geändert?

Kurz, die Situation an der polnisch-weiß-
russischen Grenze hat sich seit der Mas-
senflucht aus der Ukraine in keiner Weise 
verbessert. Es ist gut dokumentiert, dass 
es ein diskriminierendes Verfahren für 
die Aufnahme von Menschen gab, die 
gezwungen waren, aus der Ukraine zu 
fliehen. Dieser Tatsache können wir nur 
wenig hinzufügen. Wir werden unsere 
Arbeit fortsetzen, auch wenn der Staat 
seine Kriminalisierung der Solidarität 
verschärft. Die Menschen an der bela-
russischen Grenze sind immer noch mit 
der gleichen Realität konfrontiert, dass 
sie dort festsitzen – vor- und zurückge-
drängt – und ihnen jegliche Sicherheit 
verwehrt wird.

Einerseits änderte der polnische Staat 
mit dem Massenexodus aus der Ukraine 
seine Politik, um einen leichteren Grenz-
übertritt zu ermöglichen. Dies erlaub-
te eine schnellere Flucht vor dem Krieg 
und hat offensichtlich gezeigt, dass ein 
völlig anderer Umgang mit der Migrati-
on möglich ist. Auf den Bildern aus dem 
Grenzgebiet sehen wir Soldaten und die 
Armee, die den Menschen helfen, sowie 
polnische und ausländische NGOs, die 
grundlegende Hilfe leisten. In Wirklich-

keit wird die wichtigste Arbeit von der 
Gesellschaft geleistet (Einzelpersonen 
oder NGOs, nicht nur aus Polen, sondern 
auch aus anderen Ländern. Viele von ih-
nen sind selbstorganisiert und arbeiten 
unentgeltlich). Dieses Netzwerk der So-
lidarität kann einem derartigen Dauer-
druck aber nicht standhalten, wenn es 
keine Macht und keine Instrumente für 
den sozialen Wandel hat. Die Frustrati-
on wächst, weil die polnischen Behörden 
die Situation in der Ukraine gleichzeitig 
für politische Zwecke nutzen – um die 
Geschichte und die tägliche Gewalt an 
der Grenze zu Weißrussland auszulö-
schen und der Welt zu zeigen, dass Polen 
„Flüchtlinge willkommen heißt“.

In der Tat wird Polen auf der interna-
tionalen Bühne heute weitgehend als ein 
Land wahrgenommen, das Flüchtlingen 
Hilfe und Zuflucht gewährt. Und das 
stimmt nicht, denn es handelt sich nur um 
eine sehr oberflächliche Hilfe, die auf ras-
sistischen Spaltungen beruht. Diese Poli-
tik ist Ausdruck eines systemischen Ras-
sismus, der die Menschen auf der Flucht 
unterteilt in diejenigen, die Hilfe oder 
Grundrechte verdienen, und diejenigen, 
die sie nicht verdienen.

Entlang der Grenze zu Weißrussland 
gibt es immer noch eine große Zahl 
von Menschen, die keine andere Wahl 
haben und trotz der eisigen Kälte, des 
Mangels an Unterkünften, Nahrungs-
mitteln oder medizinischer Versorgung 
versuchen, die Grenze zu überqueren. 
Heute ist jedes Zurückdrängen ein Ri-
siko für ihre Gesundheit und ihr Leben. 
Viele Menschen, die seit letztem Herbst 
versucht haben, nach Polen zu gelan-
gen, versuchen es immer noch. Sie ha-
ben den Winter in einem Lagerhaus auf 
einem ehemaligen belarussischen Mili-
tärstützpunkt oder in Minsk oder Grod-
no verbracht und kämpfen immer noch 
für ein besseres Leben, indem sie versu-
chen, nach Europa zu gelangen.

Solange ein politischer Diskurs, der 
auf Lügen und Entmenschlichung be-
ruht, unangefochten bleibt, wird die ge-
walttätige Politik, die sich daraus ergibt, 
mit der Komplizenschaft der breite-
ren polnischen Gesellschaft weiterge-
hen. Als Antwort auf diese rassistische 
staatliche Gewalt müssen wir uns ein-
mischen und organisieren, indem wir 

gemeinsam mit den Menschen, die un-
terwegs sind, Unterstützungsstrukturen 
aufbauen. Gemeinsam werden wir wei-
ter zurückschlagen.

Sie können hier einen Beitrag zu ihrer 
Arbeit leisten: 
Zrzutka.pl  ist eine Website zum Erstel-
len von Online-Spendenaktionen. „Grupa 
Granica zbiera środki na pomoc prawną 
i rzeczową dla uchodźców!“ („Granica 
Gruppe sammelt Gelder für Rechts- und 
Sachhilfe für Flüchtlinge!“) <https://zr-
zutka.pl/petrsw>

Quellen:
[1] twitter Online-Kurznachrichtendienst, Dr 
Ayo Sogunro - The Observer „Can't get it out 
of my head that Europe cried about a 'migrant 
crisis' in 2015 against 1.4m refugees fleeing 
war in Syria and yet quickly absorbed some 2m 
Ukrainians within days, complete with flags and 
piano music.“ („Es geht mir nicht aus dem Kopf, 
dass Europa 2015 über eine „Migrationskrise“ 
geschrien hat, als 1,4 Millionen Flüchtlinge vor 
dem Krieg in Syrien flohen, und doch innerhalb 
weniger Tage etwa 2 Millionen Ukrainer mit 
Fahnen und Klaviermusik aufgenommen hat.“), 
am 10.3.2022: <https://twitter.com/ayosogunro/
status/1501796804161069062>
[2] Grupa Granica Hilfsorganisation, Homepage, 
gegründet in 2021: <https://www.grupagranica.
pl/>
[3] The Guardian Magazin, Weronika Strzyżyńska  
„Poland detains activists accused of smuggling 
migrants over Belarus border“ („Polen nimmt 
Aktivisten fest, die beschuldigt werden, Migranten 
über die weißrussische Grenze geschmuggelt zu 
haben“), am 25.3.2022: <https://www.theguardian.
com/global-development/2022/mar/25/poland-
detains-activists-accused-of-smuggling-migrants-
over-belarus-border>
[4] Instagram Onlineplattform, Grupa Granica 
Hilfsorganisation „When they helped refugees in 
Ukraine, they were called heroes. For helping in 
Podlasie region, they are called being criminals.“ 
(„Als sie Flüchtlingen in der Ukraine halfen, 
wurden sie Helden genannt. Seitdem sie in 
der Region Podlachien helfen, werden sie als 
Kriminelle bezeichnet.“), am 25.3.2022: <https://
www.instagram.com/p/Cbhr8nxoXMg/>
[5] Zrzutka.pl Tool zum Erstellen von Online-
Spendenaktionen Homepage „Grupa Granica 
zbiera środki na pomoc prawną i rzeczową dla 
uchodźców!“ („Granica Gruppe sammelt Gelder 
für Rechts- und Sachhilfe für Flüchtlinge!“), am 
9.2.2022: <https://zrzutka.pl/petrsw>
[6] The Conversation Magazin, LEONID SCHEGLOV 
„Is the Belarus migrant crisis a ‘new type of 
war"? A conflict expert explains“ („Ist die 
Flüchtlingskrise in Weißrussland eine „neue 
Art von Krieg“? Ein Konfliktexperte erklärt“), 
am 17.11.2021: <https://theconversation.com/
is-the-belarus-migrant-crisis-a-new-type-of-war-
a-conflict-expert-explains-171739>
[7] The Foreign Policy Centre Thinktank, Elena 
Kachanovich-Shlyk und Yan Matusevich „The 
pushback of asylum seekers from the North 
Caucasus and Central Asia at the Polish border“ 
(„Die Abschiebung von Asylbewerbern aus dem 
Nordkaukasus und Zentralasien an der polnischen 
Grenze“), am 4.12.2017: <https://fpc.org.uk/
pushback-asylum-seekers-north-caucasus-
central-asia-polish-border/>
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… und wurde fälschlicherweise als 
„russische Desinformation“ bezeichnet. 
Die Medien, die diese Lüge von Ex-CIA-
Beamten verbreiteten, haben ihre vor der 
Wahl in Umlauf gebrachten Unwahrheiten, 
die von Big Tech benutzt wurden, um die 
Berichterstattung über den Spitzenkandi-
daten zu zensieren, nie zurückgenommen.
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Dieser Text wurde zuerst am 17.3.2022 auf www.green-
wald.substack.com.com unter der URL <https://green-
wald.substack.com/p/the-nyt-now-admits-the-biden-
laptop?s=r> veröffentlicht. Lizenz: Glenn Greenwald, 

Greenwald.Substack.com, CC BY-NC 4.0

Eine der erfolgreichsten Desinformati-
onskampagnen in der modernen ameri-
kanischen Wahlgeschichte fand in den 
Wochen vor den Präsidentschaftswah-
len 2020 statt. Am 14. Oktober 2020 – 
weniger als drei Wochen vor der Wahl 
– begann die älteste Zeitung des Lan-
des, die „New York Post“, mit der Ver-
öffentlichung einer Reihe von Berichten 
[1] über die geschäftlichen Aktivitäten 
des Spitzenkandidaten der Demokraten, 
Joe Biden, und seines Sohnes Hunter in 
Ländern, in denen Biden als Vizepräsi-
dent erheblichen Einfluss ausübte (darun-
ter die Ukraine und China) und im Falle 
seiner Wahl zum Präsidenten wieder aus-
üben würde. [2]

Die Gegenreaktion auf diese Berichter-
stattung war unmittelbar und heftig und 
führte zur Unterdrückung der Geschich-
te durch die US-Medienkonzerne und zur 
Zensur der Geschichte durch führende 
Monopole im Silicon Valley [3]. Die Des-
informationskampagne gegen diese Mel-
dungen wurde von der beinahe offiziel-
len Sprecherin der CIA, Natasha Bertrand 
(damals bei „Politico“, heute bei „CNN“), 
angeführt, deren Artikel am 19. Oktober 
unter dieser Überschrift erschien: „Hun-

ter Biden story is Russian disinfo, dozens 
of former intel officials say“ (Dutzende 
ehemalige Geheimdienstler sagen, die 
Hunter-Biden-Geschichte sei russische 
Desinformation, Anm. d. Red.) [4].

Diese „ehemaligen Geheimdienstler“ 
haben nicht gesagt, dass die „Hunter-Bi-
den-Geschichte russische Desinformati-
on ist“. Vielmehr betonten sie  in ihrem 
Brief das Gegenteil [6]: nämlich, dass sie 
keine Beweise dafür hätten, dass die E-
Mails gefälscht seien oder dass Russland 
etwas damit zu tun habe, sondern dass sie 
diesen „Verdacht“ lediglich aufgrund ih-
rer Erfahrungen geäußert hätten:

Wir möchten betonen, dass wir nicht 
wissen, ob die E-Mails, die der New 
York Post von Präsident Trumps persön-
lichem Anwalt Rudy Giuliani zur Ver-
fügung gestellt wurden, echt sind oder 
nicht, und dass wir keine Beweise für 
eine russische Beteiligung haben – nur 
dass unsere Erfahrung uns zutiefst miss-
trauisch macht, dass die russische Re-
gierung in diesem Fall eine bedeutende 
Rolle gespielt hat.

Aber die Medien, die verzweifelt ver-
suchten, Trumps Niederlage sicherzu-
stellen, hatten keine Zeit für Fakten oder 
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Die New York Times gab kürzlich zu:

Die Story vom 
„Biden-Laptop“ 
stimmte...
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lästige Details, z.B. was diese ehemali-
gen Beamten tatsächlich sagten oder ob 
es tatsächlich wahr war. Sie hatten eine 
Wahl zu manipulieren. Infolgedessen 
wurde die Behauptung, dass es sich bei 
diesen E-Mails um „russische Desinfor-
mation“ gehandelt habe – was bedeutet, 
dass sie gefälscht waren und von Russ-
land hergestellt wurden – zu einem Glau-
bensartikel unter der zu Recht verachte-
ten Klasse der US-Medienmitarbeiter. [7] 
Nur wenige enthielten den sogar entschei
denden Vorbehalt, den die Geheimdienst-
Mitarbeiter selbst betonten: nämlich, dass 
sie keinerlei Beweise hatten, um diese Be-
hauptung zu untermauern. 

Wie ich im vergangenen Septem-
ber feststellte, begannen praktisch alle 
Medien [8] – CNN, NBC News, PBS, 
Huffington Post, The Intercept [9] und 
zu viele andere, um sie alle aufzuzäh-
len [10] – den Inhalt der Berichterstat-
tung völlig zu ignorieren und verbreite-
ten stattdessen immer wieder die Lüge, 
dass diese Dokumente das Nebenpro-
dukt russischer Desinformation seien. 
Die „Huffington Post“ veröffentlichte so-
gar eine als „Bericht“ getarnte Wahlwer-
bung für Joe Biden – die man mit eige-
nen Augen gesehen haben muss, um sie 
glauben zu können [11] –, die die Lüge 
verbreitete, dass die E-Mails „russische 
Desinformation“ seien.

Diese Desinformationskampagne über die 
Biden-E-Mails wurde dann von Big Tech 
genutzt, um eine brutale Zensur jeglicher 
Berichterstattung oder Diskussion über 
diese Geschichte zu rechtfertigen [13]: der 
wohl schwerwiegendste Fall von Zensur 
vor den Wahlen in der modernen ameri-

kanischen Politikgeschichte. 

Twitter sperrte den Twitter-Account 
der „New York Post“ für fast zwei Wo-
chen, weil sie sich weigerte, die Anwei-
sung von Twitter zu befolgen, jeden Hin-
weis auf ihre Berichterstattung zu löschen. 
Die Social-Media-Website blockierte auch 
alle Verweise auf diese Meldungen für alle 
Nutzer; Twitter-Nutzer durften sogar in 
privaten Chats untereinander nicht mehr 
auf die Geschichte verweisen. Facebook 
kündigte über seinen Sprecher, den lang-
jährigen DNC-Mitarbeiter Andy Stone, an, 

Natasha Bertrand, Politico, 19. Oktober 2020 [5]

Mehr als 50 ehemalige Geheimdienstmitarbeiter halten die jüngste Hetzkampagne gegen 
Hunter Biden für einen russischen Desinformationsauftrag. Falsche Biden-Kampagnenanzeige 
der Huffington Post, die sich als „Bericht“ tarnt. Youtube, Glenn Greenwald, Video: https://
youtu.be/3GCkBYx117c [12]
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dass es die Diskussion über die Meldung 
algorithmisch unterdrücken würde, um si-
cherzustellen, dass sie sich nicht verbrei-
te, bis eine „Tatsachenüberprüfung durch 
Facebooks unabhängige Partner für Tat-
sachenüberprüfungen“ stattfinde, die na-
türlich nie stattfand – gerade weil das Ar-
chiv unbestreitbar authentisch war. [14]

Die Authentizität des Archivs war, wie 
ich in einem Videobericht vom Septem-
ber dokumentiert habe [15], von Anfang 
an klar. In der Tat – wie ich in diesem 
Bericht beschrieben habe – riskierte ich 
meine Karriere für seine Echtheit, als 
ich verlangte, dass „The Intercept“ mei-
ne Analyse dieser Enthüllungen veröf-
fentlichen sollte.Und ich kündigte dann 
[16], als seine Anti-Trump eingestellten 
Redakteure jede Diskussion über die-
se E-Mails zensierten hatten [17], gera-
de weil unbestreitbar war, dass das Ar-
chiv authentisch war (James Risen, dem 
ehemaligen „New York Times“-Repor-
ter bei „The Intercept“, wurde von den 
gleichen Redakteuren grünes Licht da-
für gegeben, die CIA-Lüge zu unterstüt-
zen und zu verbreiten [18], als er darauf 
bestand, dass der Laptop ignoriert wer-
den sollte, weil „eine Gruppe ehemaliger 
Geheimdienst-Mitarbeiter einen Brief he-
rausgegeben habe, in dem es heißt, dass 
die Giuliani-Laptop-Geschichte die klas-
sischen Merkmale russischer Desinforma-
tion aufweise“ [19].

Das Archiv war echt. Alle relevanten 
journalistischen Maßstäbe, die man zur 
Überprüfung großer Archive dieser Art 
heranzieht – einschließlich des Snowden-
Archivs und des Brasilien-Archivs [20] 
–,  ließen keinen Zweifel daran, dass es 
echt war. Dazu gehören auch dokumen-
tierte Nachweise von Dritten, die in die E-
Mail-Verläufe einbezogen waren. Sie zeig-
ten, dass die E-Mails, mit denen im Archiv 
wortwörtlich übereinstimmten.

Jegliche Restzweifel an der Echtheit 
des Biden-Archivs – und es hätte keine 
geben dürfen – wurden ausgeräumt, als 
Ben Schreckinger, Reporter von „Poli-
tico“, im vergangenen September ein 
Buch mit dem Titel „The Bidens: Inside 
the First Family’s Fifty-Year Rise to Pow-
er“ (Die Bidens: Der fünfzigjährige Auf-
stieg der First Family zur Macht, Anm. 
d. Red.) veröffentlichte [21], in dem er 
nachwies, dass die wichtigsten E-Mails, 

auf die sich die „New York Post“ stütz-
te, völlig authentisch waren [22]. Unter 
anderem befragte Schreckinger mehrere 
an den E-Mail-Ketten beteiligte Perso-
nen, die bestätigten, dass die in ihrem Be-
sitz befindlichen E-Mails Wort für Wort 
mit denen im Archiv der „Post“ über-
einstimmten. Er erhielt auch Dokumen-
te von der schwedischen Regierung, die 
mit den Schlüsseldokumenten im Archiv 
identisch waren. Sein eigenes Blatt, „Po-
litico“, war eines der wenigen, die sein 
Buch überhaupt zur Kenntnis nahmen. 
Obwohl sie die Tatsache ignorierten, dass 
sie als erstes die Lüge verbreitet hatten, 
die E-Mails seien „russische Desinfor-
mation“, gaben die „Politico“-Redakteu-
re – unter der Überschrift „Doppelter Är-
ger für Biden“ [23] – zu, dass das Buch 
„Beweise dafür findet, dass einiges vom 
Material auf Hunter Bidens Laptop echt 
ist, darunter zwei E-Mails, die im Mittel-
punkt der Kontroverse vom letzten Ok-
tober standen“.

Die entscheidenden Enthüllungen in 
Schreckingers Buch wurden von densel-
ben Medien, die die nun entlarvten Lügen 
der CIA veröffentlichten, fast vollständig 
ignoriert. Sie taten einfach so, als wäre 
das nie passiert. Die Auseinandersetzung 
damit hätte sie gezwungen, eine Tatsache 
anzuerkennen, die für ihre verbleibende 
Glaubwürdigkeit verheerend ist: nämlich, 
dass sie alle eine koordinierte Desinfor-
mationskampagne gebilligt und verbreitet 
hatten, um Joe Biden ins Amt zu helfen 
und Donald Trump zu besiegen. Da sie 
zahlenmäßig stark sind und wissen, dass 
sie nur mit und für Linke sprechen, die es 
glücklich macht zu lügen, um den Demo-
kraten zu helfen, haben sie sich alle in ei-
nem impliziten Schweigegelübde zusam-
mengeschlossen und den neuen Beweis in 
Schreckingers Buch, dass sie alle in den 
Tagen vor der Wahl 2020 eine Desinfor-
mationskampagne unterstützt hatten, ein-
fach ignoriert.

Die „New York Times“ veröffentlich-
te einen Artikel über die umfassenden, 
strafrechtlichen Ermittlungen des FBI zu 
den internationalen Geschäfts- und Steu-
eraktivitäten von Hunter Biden [24]. Vor 
der Wahl war die „Times“ eine der weni-
gen, die skeptisch von der CIA-Lüge be-
richteten und am 22. Oktober feststellten, 
dass „keine konkreten Beweise dafür vor-

Quellen:
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firm“, am 15.10.2020, <https://archive.li/VGvwX>
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liegen, dass der Laptop russische Desin-
formationen enthält“ [25]. Da die Akti-
vitäten von Hunter Biden, gegen den das 
FBI jetzt ermittelt, in direktem Zusam-
menhang mit den E-Mails stehen, die zu-
erst von „The Post“ aufgedeckt wurden, 
mussten sich die Reporter auf das Archiv 
des Laptops stützen, um ihre Berichter-
stattung zu erweitern und zu unterfüt-
tern. Das wiederum erforderte, dass die 
„New York Times“ die Echtheit dieses 
Laptops und seine Herkunft überprüfte 
– was sie nach Angaben ihrer Reporter 
auch erfolgreich tat: Personen, die mit den 
Ermittlungen vertraut sind, sagten, dass 
die Staatsanwälte E-Mails zwischen Bi-
den, Archer und anderen über Burisma 
und andere ausländische Geschäftsakti-
vitäten untersucht hatten. Diese E-Mails 
wurden von der „New York Times“ in 
einem Cache von Dateien gefunden, die 
von einem Laptop zu stammen scheinen, 
den Biden in einer Reparaturwerkstatt in 
Delaware zurückgelassen hatte [26]. Die-
se E-Mail und andere im Cache wurden 
von Personen, die mit ihnen und den Er-
mittlungen vertraut sind, als authentisch 
bestätigt.

Dass die E-Mails authentisch sind, war 
von Anfang an klar. Alle Zweifel wurden 
durch die Veröffentlichung von Schre-
ckingers Buch vor sechs Monaten ausge-
räumt. Nun erklärt das „Paper of Record“ 
selbst ausdrücklich nicht nur, dass die E-
Mails „authentifiziert wurden“, sondern 
auch, dass die ursprüngliche Geschichte 
der „Post“ darüber, wie sie diese Materi-
alien erhalten haben – sie „stammen von 
einem Laptop, den Mr. Biden in einer Re-
paraturwerkstatt in Delaware zurückgelas-
sen hatte“ – „offenbar“ wahr ist.

Folglich verbreiteten die meisten Kon-
zernmedien in den entscheidenden Tagen 
vor den Präsidentschaftswahlen 2020 eine 
absolute Lüge über die Berichterstattung 
der „New York Post“, um die amerikani-
sche Wählerschaft in die Irre zu führen 
und zu manipulieren. 

Folglich haben Big Tech-Monopole, 
zusammen mit Twitter, diese Geschichte 
auf der Grundlage einer Lüge der „Intel-
ligence Community“ zensiert. 

Folglich war das Versprechen des Fa-
cebook-DNC-Mitarbeiters, die Diskus-
sion über die Biden-Laptop-Story nur 
so lange zu unterdrücken, bis ein „Fak-

tencheck“ durchgeführt wäre, ein Be-
trug. Denn wenn ein solcher durchge-
führt worden wäre, hätte er bewiesen, 
dass das Zensurdekret von Facebook auf 
einer Lüge beruhte. 

Folglich wurde Millionen Amerika-
nern die Möglichkeit verwehrt, mehr 
über den führenden Präsidentschaftskan-
didaten zu erfahren. Stattdessen waren 
sie einer Flut von Lügen über die Her-
kunft und die Authentizität dieser Do-
kumente ausgesetzt.

Inzwischen ist die Berichterstattung 
über Hunter Biden irrelevant, da er selbst 
kein Kandidat war. Was die Meldungen 
vor der Wahl relevant machte, war, dass 
sie die Beteiligung von Joe Biden an die-
sen Geschäften aufzeigte. Einwände da-
gegen, dies alles heute zur Kenntnis zu 
nehmen, sind auf trostlose Weise vorher-
sehbar, aber zwecklos. 

In Anbetracht des Krieges in der Ukra-
ine ist jetzt nicht der richtige Zeitpunkt, 
um über all dies zu diskutieren 

Aber warum die meisten Linken und 
ihre Verbündeten in den Medien nichts 
davon hören wollen, liegt daran, dass sie 
glauben, dass ihr edles Ziel (Sieg gegen 
Trump) die eingesetzten Mittel (CIA-Des-
informationen zur Irreführung der Öf-
fentlichkeit) rechtfertige.

Was auch immer sonst wahr sein mag, 
sowohl die CIA/Medien-Desinforma-
tionskampagne in den Wochen vor der 
Wahl 2020 als auch das daraus resul-
tierende Big-Tech-Regime der brutalen 
Zensur, das  uns auferlegt wurde, sind 
von historischer Bedeutung. Die Demo-
kraten und ihre neuen Verbündeten im 
Establishment-Flügel der Republikani-
schen Partei mögen sich mehr über den 
Krieg in der Ukraine aufregen als über 
die Unterwanderung ihrer eigenen Wahl 
durch die unheilige Dreifaltigkeit aus 
Geheimdienst, Konzernpresse und Big 
Tech. Doch das heutige Eingeständnis 
der „New York Times“, dass dieses Ar-
chiv und die darin enthaltenen E-Mails 
die ganze Zeit über echt waren, beweist, 
dass ein gigantischer Betrug von den 
mächtigsten Institutionen des Landes 
begangen wurde. Was viel mehr zählt, 
als das Interesse verschiedener Parteig-
ruppen, ist die Wahrheit über die US-De-
mokratie, die durch dieses geschmack-
lose Spektakel ans Licht kam.

Der damalige Vize- und jetzige Präsident Joe 
Biden und sein Sohn Hunter Biden.
(Quelle Wikimedia Commons)
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Inzwischen ist klar: Die heutige Eskalation des neuen Kalten Krieges 
wurde schon vor über einem Jahr geplant. Amerikas Plan, Nord 
Stream 2 zu blockieren, war in Wirklichkeit Teil seiner Strategie, 
Westeuropa („NATO“) daran zu hindern, durch gemeinsamen Handel 
und Investitionen mit China und Russland Wohlstand zu erlangen.

Der Dollar frisst den Euro
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Symbolbild. USA und China prallen aufeinander. Gemeinfrei.

Wie Präsident Biden und die nationalen 
Sicherheitsberichte der USA verkündeten, 
wird China als der Hauptfeind betrachtet. 
Und das, obwohl China für amerikani-
sche Konzerne sehr nützlich war, um die 
Löhne ihrer Arbeiter zu drücken, indem 
sie die US-Wirtschaft deindustrialisierten 
zugunsten einer chinesischen Industria-
lisierung. Chinas Wachstum wurde hin-
gegen als das ultimative Schreckgespenst 
erkannt: Wohlstand durch Sozialismus. 
Die sozialistische Industrialisierung wur-
de immer als der große Feind der Rentier-
Ökonomie [1] angesehen, die im Jahrhun-
dert seit Ende des Ersten Weltkriegs und 
insbesondere seit den 1980er Jahren von 

den meisten Nationen übernommen wur-
de. Als Ergebnis sehen wir heute ein Auf-
einanderprallen der Wirtschaftssysteme: 
sozialistische Industrialisierung versus 
neoliberaler Finanzkapitalismus.

Das macht den neuen Kalten Krieg ge-
gen China implizit zum Auftakt dessen, 
was zu einem langwierigen Dritten Welt-
krieg führen könnte. Die Strategie der 
USA besteht darin, China seine wahr-
scheinlichsten wirtschaftlichen Verbün-
deten – insbesondere Russland, Zent-
ralasien sowie Süd- und Ostasien – zu 
entreißen. Die Frage war nur, wo man 
mit der Zerstückelung und Isolierung be-
ginnen sollte.

Dieser Text wurde zuerst am 07.04.2022 auf www.
michael-hudson.com unter der URL <https://michael-
hudson.com/2022/04/the-dollar-devours-the-euro/> 
veröffentlicht. Lizenz: Michael Hudson, CC BY-NC-SA 3.0
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Die größte Chance sah man demzufol-
ge darin, mit der Isolierung Russlands 
zu beginnen, sowohl von China als auch 
von der NATO-Eurozone. Es wurde eine 
Reihe von immer schärferen – und, so 
die Hoffnung, tödlichen – Sanktionen 
gegen Russland ausgearbeitet, um den 
Handel der NATO mit Russland zu blo-
ckieren. Alles, was noch fehlte, um das 
geopolitische Erdbeben auszulösen, war 
ein Casus Belli.

Dieser ließ sich ziemlich einfach ar-
rangieren. Der eskalierende neue Kalte 
Krieg hätte im Nahen Osten beginnen 
können – wegen des Widerstands gegen 
Amerikas Aneignung irakischer Ölfel-
der, oder gegen den Iran und diejenigen 
Länder, die ihm dabei helfen, wirtschaft-
lich zu überleben, oder in Ostafrika. Für 
alle diese Regionen wurden Pläne für 
Putsche, farbige Revolutionen und Re-
gimechanges ausgearbeitet. Dazu wur-
de Amerikas afrikanische Armee in 
den letzten ein bis zwei Jahren beson-
ders schnell aufgebaut. Aber die Ukrai-
ne, die seit dem Maidan-Putsch von 2014 
acht Jahre lang einem von den USA an-
geheizten Bürgerkrieg ausgesetzt war, 
bot die Chance auf den ersten großen 
Sieg in der Konfrontation mit China, 
Russland und ihren Verbündeten.

So wurden die russischsprachigen Re-
gionen Donezk und Lugansk mit zuneh-
mender Heftigkeit beschossen. Und als 
Russland immer noch nicht reagierte, 
schmiedete man – Berichten zufolge – 
Pläne für den großen Showdown. Ende 
Februar sollte er beginnen, ausgehend 
von einem durch US-Berater organisier-
ten und von der NATO bewaffneten Blit-
zangriff durch die Westukraine.

Russlands präventive Verteidigung der 
beiden ostukrainischen Provinzen und 
die anschließende militärische Zerstö-
rung von ukrainischer Armee, Marine 
und Luftwaffe in den letzten zwei Mo-
naten durch Russland wurde als Vor-
wand für die Verhängung des von den 
USA konzipierten Sanktionsprogramms 
genutzt, wie es sich uns heute darstellt. 
Pflichtbewusst hat Westeuropa mitge-
macht. Anstatt russisches Gas, Öl und 
Nahrungsmittel zu kaufen, wird es die-
se von den Vereinigten Staaten beziehen 
– zusammen mit stark erhöhten Waffen-
importen.

Der abzusehende Fall des  
Euro-/Dollar-Kurses

Untersuchen wir deshalb, wie sich dies 
auf die Zahlungsbilanz Westeuropas und 
damit auf den Wechselkurs des Euro ge-
genüber dem Dollar auswirken wird.

Der europäische Handel und die In-
vestitionen vor dem Sanktionskrieg ver-
sprachen einen steigenden beiderseiti-
gen Wohlstand zwischen Deutschland, 
Frankreich und anderen NATO-Län-
dern gegenüber Russland und China. 
Russland lieferte reichlich Energie zu 
einem wettbewerbsfähigen Preis, und 
Nord Stream 2 sollte hier einen weite-
ren Quantensprung bringen.

Die Devisen für diesen steigenden 
Importhandel von Energie sollte Euro-
pa durch die Kombination aus Indust-
rie-Exporten nach Russland und Kapi-
talinvestitionen in die Entwicklung der 
russischen Wirtschaft verdienen, z. B. 
durch Investitionen deutscher Automo-
bilunternehmen und Finanzinvestitionen. 
Dieser bilaterale Handel und die Inves-
titionen sind nun gestoppt – und werden 
noch viele, viele Jahre gestoppt bleiben. 
Die NATO hat Russlands Devisenreser-
ven, die in Euro und britischen Pfund ge-
halten werden, beschlagnahmt. Und die 
Russophobie in Europa wird durch US-
Propagandamedien angefacht.

Stattdessen werden die NATO-Länder US-
amerikanisches Flüssiggas kaufen – aber 
zunächst müssen sie erstmal Milliarden 
von Dollar für den Aufbau ausreichender 
Hafenkapazitäten ausgeben, was viel-
leicht bis 2024 dauern kann (viel Glück 

bis dahin). 

Die Energieknappheit wird die Welt-
marktpreise für Gas und Öl drastisch 
ansteigen lassen. Ebenso werden die 
NATO-Länder ihre Waffenkäufe beim 
militärisch-industriellen Komplex der 
USA verstärken. Ihre geradezu pani-
schen Käufe werden den Preis für Waf-
fen in die Höhe treiben. Genauso wer-
den auch die Lebensmittelpreise steigen, 
da ein dramatischer Mangel an Getrei-
de zu erwarten ist: einerseits durch den 

Wegfall der Importe aus Russland und 
der Ukraine, andererseits aus Mangel 
an Ammoniakdünger, der aus Gas her-
gestellt wird.

All diese drei Entwicklungen werden 
den Dollar gegenüber dem Euro stärken. 
Die Frage ist, wie Europa seine interna-
tionalen Zahlungen mit den Vereinigten 
Staaten ausgleichen wird. Was hat es zu 
exportieren, das die US-Wirtschaft ak-
zeptiert, während deren eigener protek-
tionistischer Einfluss wächst – jetzt, da 
der globale Freihandel rasant stirbt?

Die Antwort lautet: Nicht viel. 

Was wird Europa also tun? Ich könnte 
einen bescheidenen Vorschlag machen. 
Jetzt, da Europa immer weniger ein po-
litisch unabhängiger Staat ist, sieht es 
zunehmend mehr wie Panama und Libe-
ria aus – Offshore-Bankenzentren unter 
„Billigflaggen“, die keine echten „Staa-
ten“ sind, weil sie keine eigene Wäh-
rung ausgeben, sondern den US-Dollar 
verwenden. Da der Eurozone monetä-
re Handschellen angelegt wurden, die 
ihre Fähigkeit zur Geldschöpfung auf 3 
Prozent des BIP beschränken – warum 
nicht einfach finanztechnisch das Hand-
tuch werfen und den US-Dollar einfüh-
ren? So wie Ecuador, Somalia oder die 
Turks- und Caicosinseln? 

Ausländischen Investoren würde das 
Sicherheit bringen gegen eine Wäh-
rungsabwertung in ihrem zunehmen-
den Handel mit Europa und dessen Ex-
portfinanzierung.

Die Alternative für Europa besteht da-
rin, dass die Dollar-Kosten seiner Aus-
landsschulden, die es zur Finanzierung 
seines wachsenden Handelsdefizits mit 
den Vereinigten Staaten für Öl, Waffen 
und Lebensmittel aufgenommen hat, ex-

plodieren werden. 

Die Kosten in Euro werden sogar noch 
höher sein, da die Währung gegenüber 
dem Dollar fällt. Die Zinssätze werden 
steigen, was die Investitionen bremst und 
Europa noch abhängiger von Importen 
macht. Die Eurozone wird wirtschaft-
lich zu einer toten Zone.
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Für die Vereinigten Staaten ist dies 
eine Dollar-Hegemonie auf Pump – zu-
mindest gegenüber Europa. Der Konti-
nent würde zu einer etwas größeren Ver-
sion von Puerto Rico werden.

Der Dollar im Vergleich zu den 
Währungen des Globalen Südens

Die letzte Konsequenz ist ein neuer Kal-
ter Krieg, der sich – ausgelöst durch den 
„Ukraine-Krieg“ – in die Eröffnungssal-
ve des Dritten Weltkriegs verwandelt. 
Und er wird wahrscheinlich mindestens 
ein Jahrzehnt, vielleicht zwei, dauern, 
da die USA den Kampf zwischen Neo-
liberalismus und Sozialismus zu einem 
weltweiten Konflikt ausweiten. 

Abgesehen von der wirtschaftlichen 
Eroberung Europas versuchen die Stra-
tegen der USA gleichzeitig, afrikanische, 
südamerikanische und asiatische Länder 
auf ähnliche Weise zu vereinnahmen, 
wie sie es für Europa geplant haben.

Der starke Anstieg der Energie- und 
Lebensmittelpreise wird die Volkswirt-
schaften mit Nahrungsmittel- und Öl-
knappheit hart treffen – zur gleichen 
Zeit, in der ihre auf Dollar lautenden 
Auslandsschulden bei Anleihegläubigern 
und Banken fällig werden und der Dol-
larkurs gegenüber ihrer eigenen Wäh-
rung steigt. Viele afrikanische und la-
teinamerikanische Länder – vor allem in 
Nordafrika – stehen vor der Wahl, ent-
weder zu hungern, ihren Benzin- und 
Stromverbrauch zu drosseln oder sich 
die Dollars zu leihen, um ihre Abhän-
gigkeit vom US-geprägten Handel zu 
decken.

Es ist die Rede davon, dass der IWF 
neue Sonderziehungsrechte ausgibt, um 
die steigenden Handels- und Zahlungs-
defizite zu finanzieren. Aber solche 
Kredite sind immer mit Bedingungen 
verbunden. Der IWF hat seine eige-
nen Methoden, um Länder zu sanktio-
nieren, die nicht der US-Politik gehor-
chen. Die erste Forderung der USA wird 
sein, dass diese Länder Russland, Chi-
na und deren aufstrebende Handels- und 
Währungsselbsthilfe-Allianz boykottie-
ren. „Warum sollten wir euch Sonder-
ziehungsrechte geben oder neue Dollar-
kredite gewähren, wenn ihr diese einfach 

in Russland, China und anderen Ländern 
ausgebt, die wir zu Feinden erklärt ha-
ben?“, werden die US-Beamten fragen.

Das ist zumindest der Plan. 

Es würde mich nicht überraschen, wenn 
irgendein afrikanisches Land zur „nächs-
ten Ukraine“ würde, mit US-Stellvertre-
tern (es gibt immer noch viele Wahabi-
Anhänger und Söldner), die gegen Armeen 
und Bevölkerungen von Ländern kämpfen, 
die sich mit Getreide von russischen Far-
men ernähren und ihre Wirtschaft mit Öl 
oder Gas aus russischen Quellen versor-
gen wollen – ganz zu schweigen von der 
Teilnahme an Chinas neuer Seidenstra-
ßeninitiative, die ja der Auslöser für Ame-
rikas neuen Krieg um die globale neolibe-

rale Hegemonie war.

Die Weltwirtschaft steht in Flammen, 
und die Vereinigten Staaten haben sich 
auf eine militärische Reaktion und den 
Einsatz des eigenen Öl- und Agrarex-
ports als Waffe sowie auf den Waffen-
handel vorbereitet. Jetzt fordern sie die 
Länder auf, sich zu entscheiden, auf wel-
cher Seite des neuen Eisernen Vorhangs 
sie stehen wollen.

Und was hat Europa davon? Die grie-
chischen Gewerkschaften demonstrieren 
bereits gegen die verhängten Sanktio-
nen. Und in Ungarn hat Ministerpräsi-
dent Viktor Orbán gerade die Wahl mit 
einer im Grunde EU- und US-feindli-
chen Weltanschauung gewonnen, an-
gefangen mit der Bezahlung von russi-
schem Gas in Rubel. Wie viele weitere 
Länder werden aus der Reihe tanzen – 
und wie lange wird es dauern?

Doch was bedeutet dies für die Län-
der des Globalen Südens, die auf diese 
Weise unter Druck gesetzt werden? Das 
sind nicht einfach „Kollateralschäden“ 
aufgrund drastischer Verknappung und 
steigender Preise für Energie und Le-
bensmittel, sondern es ist das eigentliche 
Ziel der US-Strategie, die damit die gro-
ße Spaltung der Weltwirtschaft in zwei 
Teile einleitet. Indien hat US-Diploma-
ten bereits erklärt, dass seine Wirtschaft 
natürlich mit der Russlands und Chinas 
verbunden ist.

Aus amerikanischer Sicht stellt sich 
nur die Frage: „Was springt für die lo-
kalen Politiker und Oligarchien heraus, 
die wir für die Auslieferung ihrer Län-
der an uns belohnen?“

Das macht den heraufziehenden Drit-
ten Weltkrieg zu einem regelrechten 
Krieg der Wirtschaftssysteme. Für wel-
che Seite werden sich die Länder ent-
scheiden: für ihre eigenen wirtschaft-
lichen Interessen und ihren sozialen 
Zusammenhalt, oder für die US-Diplo-
matie, die in den Händen ihrer politi-
schen Führer liegt?

Mit Blick auf die Einmischung der 
USA in Form der 5 Milliarden Dollar, 
die sie vor acht Jahren in ukrainische 
Neonazi-Parteien investierten, um die 
Kämpfe zu initiieren, die den heutigen 
Krieg auslösten – wie die stellvertreten-
de US-Außenministerin Victoria Nuland 
prahlte – wäre einiges zu bedenken.

Wie lange wird es angesichts all die-
ser politischen Einmischungen und Me-
dienpropaganda dauern, bis der Rest der 
Welt begreift, dass ein globaler Krieg im 
Gange ist, der sich zum Dritten Welt-
krieg ausweitet?

Das eigentliche Problem besteht darin, 
dass bis zu dem Zeitpunkt, da die Welt 
begriffen hat, was vor sich geht, Russ-
land, China und Eurasien aufgrund des 
globalen Zerfalls bereits in der Lage sein 
werden, eine echte Alternative zur neoli-
beralen Neuen Weltordnung zu schaffen, 
die keine NATO-Länder mehr brauchen 
wird. Diese haben das Vertrauen und die 
Hoffnung auf gegenseitige wirtschaftli-
che Vorteile verloren.

Das militärische Schlachtfeld wird mit 
wirtschaftlichen Leichen übersät sein.
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[1] Michael Hudson, „R is for Rentier“, 
am 05.04.2014, <https://michael-hudson.
com/2014/04/r-is-for-rentier/>

Dieser Text wurde zuerst am 07.04.2022 auf www.
michael-hudson.com unter der URL <https://michael-
hudson.com/2022/04/the-dollar-devours-the-euro/> 
veröffentlicht. Lizenz: Michael Hudson, CC BY-NC-SA 3.0
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Strafanzeige gegen
Graf Lambsdorff, Frank Plasberg

und Anton Hofreiter 

„Die Allegorie der Gerechtigkeit und des 
Friedens“ Gemälde von Corrado Giaquinto, 
ca. 1754. (Quelle: Museo del Prado, Madrid, 
Wikimedia Commons, gemeinfrei)

Sehr geehrte Damen und Herren, 
die nachfolgende Strafanzeige erstatte ich 
nicht als Anwalt sondern in eigenem Na-
men. Da es bei den hier angegriffenen 
öffentlichen Äußerungen sich sämtlich 
um bundesweit veröffentlichte Äußerun-
gen handelt, dürfte die Staatsanwaltschaft 
Berlin örtlich zuständig sein, auch wenn 
einer der Beschuldigten seinen Wohnsitz 
in Wermelskirchen hat.
Die Anzeige richtet sich gegen:

1. �Alexander Graf Lambsdorff, 
MdB, Bundestag, Berlin  
und Wohnort Bonn.

Herr Lambsdorff hat Anfang April 2022 
nach übereinstimmenden Presseberichten

„die Ostermarschierer“ als „die fünfte 
Kolonne Wladimir Putins, politisch und 

militärisch“

bezeichnet. Diese Erklärung war für die 
Öffentlichkeit bestimmt und wurde über 
zahllose öffentlichen Medien verbreitet.

Der Beschuldigte hat sich damit straf-
bar gemacht gemäß § 130 I und II StGB. 

Er hat gegen Teile der Bevölkerung („Os-
termarschierer“) zum Hass aufgestachelt 
und derenMenschenwürde angegriffen, 
indem er diese böswillig verächtlich ge-
macht und verleumdet hat.

Als „fünfte Kolonne“ bezeichnet man 
der Subversion verdächtige Gruppen, die 
insgeheim mit den Interessen einer äu-
ßeren feindlichen Macht sympathisie-
ren und mit dieser kollaborieren (Wiki-
pedia). Die Ostermarschbewegung hat 
sich seit ihrem Entstehen gegen Wie-
derbewaffnung und Aufrüstung sowie 
für eine aktive Friedenspolitik einge-
setzt. Sie hat sich weder objektiv noch 
subjektiv als Gruppe im Interesse einer 
äußeren feindlichen Macht verstanden, 
mit der sie kollaboriert hätte. Im übri-
gen ist trotz des Krieges in der Ukra-
ine Russland, auf das der Beschuldig-
te offenbar anspielt, keine „feindliche“ 
Macht Deutschlands. Im Gegenteil: Da-
durch dass der Beschuldigte dies insinu-
iert, stachelt er zusätzlich Teile der Be-
völkerung gegen diesen vermeintlichen 
„Feind“ auf. Besonders verwerflich und 
verächtlich machend ist die Behauptung, 
die Ostermarschierer würden sich „po-
litisch und militärisch“ für eine feindli-
che Macht engagieren.

Autor: Dr. Rolf Geffken
ist Fachanwalt für Ar-
beitsrecht aber auch 
Autor auf diversen Ge-
bieten, nicht nur des 
Arbeitsrechts. Seine 
Publikationen finden 
Sie unter: www.drgeff-
ken.de/24_Veroeffentli-
chungen.php. 

Zu den neuesten Veröffentlichungen gehö-
ren ein Beitrag von ihm im Sammelband 
„Arbeitsunrecht“, der Roman „Shanghai An-
gel“, der deutsch-chinesische Konferenz-
band „Streik auch in China?“ und der Er-
zählband „Seeleute vor Gericht“. 

Sämtliche Publikationen können entwe-
der über den Buchhandel, bei den Verla-
gen oder in der Kanzlei RAT & TAT direkt 
bestellt werden:

http://www.drgeffken.de/

Dieser Text wurde erstveröffentlicht auf Free21.org am 
29.04.2022Lizenz: Dr. Rolf Geffken, CC BY-NC-ND 4.0

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ich habe angesichts der sich immer mehr verschärfenden Lage in der 
Ukraine aber auch in Deutschland Strafanzeige gegen zwei Politiker 
und einen Fernsehjournalisten gestellt. Ich bin mir darüber im Klaren, 
dass auch beliebige andere Politiker und Medienvertreter eine Strafan-
zeige wegen Volksverhetzung verdient hätten. Ich habe aber diese drei 
Vertreter ihrer Zunft herausgegriffen, weil ihre Erklärungen exemplarisch 
stehen für die gegenwärtige Kriegshetze und Volksverhetzung. Meine 
Anzeige ist zugleich eine Presseerklärung und kann gern weitergeleitet 
werden.
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Sämtliche offiziellen Verlautbarun-
gen der Ostermarschierer haben den An-
griffskrieg auf die Ukraine verurteilt. 
Aber ebenso tritt die Bewegung darin 
für eine Verständigung der Kriegspar-
teien im Interesse des Weltfriedens ein 
und macht auf die lebensbedrohliche Ge-
fahr einer Eskalation des Konflikts auf-
merksam.

2. �Frank Plasberg, Journalist, 
Wohnort Wermelskirchen

Herr Plasberg ist verantwortlicher Mo-
derator der vom Unternehmen „Ansager 
und Schnipselmann GmbH & Co. KG“ 
produzierten und vom WDR ausgestrahl-
ten TV-Sendung „hart aber fair“. Des 
Weiteren ist er neben Produzent Jürgen 
Schulte Eigentümer des Unternehmens.

Die am 11.4.2022 ausgestrahlte Sen-
dung stand unter dem von Plasberg ver-
tretenen (und mutmaßlich auch von ihm 
stammenden) Motto: „Was muss gesche-
hen, damit die Ukraine siegen kann?“

In dem auf der Website des Senders er-
schienenen Artikel zur Sendung heißt es:„

Kann die Ukraine mit so einem 
Feind noch einen Frieden aushandeln? 
Oder muß Deutschland mehr Waffen lie-
fern......, damit die Ukraine die russische 

Armee ganz besiegen kann?“

Mit dieser rhetorischen Fragestellung 
wird faktisch dem Fernsehpublikum in-
sinuiert, es könne überhaupt einen Sieg 
über Russland geben und die Tatsache 
verschwiegen, dass ein solcher „Sieg“ 
nur durch ein gigantisches Blutvergießen 
möglich wäre und einem „totalen Krieg“ 
in der Ukraine gleichkäme.

Zugleich wird damit eine eindeutig 
antirussische Stimmung verbreitet, die 
Deutschland zu einer Kriegspartei macht 
und besonnene Stimmen für einen Erhalt 
des Friedens ausgrenzt. Dass dies keine 
theoretische Behauptung ist hat der Un-
terzeichnete selbst in den sozialen Medi-
en erfahren müssen, als seine Aufrufe zu 
mehr Verständigungsversuchen mit Ka-
tegorisierungen wie „Putinverehrer“ usw. 
beantwortet wurden. Dabei ist die Bezug-

nahme auf angebliche „schwerste Kriegs-
verbrechen“ besonders verwerflich. Noch 
gibt es keine unabhängigen internationa-
len Untersuchungen. Alle diesbezüglichen 
Behauptungen beruhen auf Angaben der 
ukrainischen Seite, und dennoch wird die 
rhetorische Frage gestellt: „

Kann man mit so einem Feind 
noch einen Frieden aushandeln?“. 

Das ist faktisch ein Aufruf zur Verschär-
fung des Krieges, der zudem in beson-
derer Weise die russischstämmigen Tei-
le der deutschen Bevölkerung gefährdet 
und einem massiven Russenhass aussetzt.

3. �Anton Hofreiter, MdB, Berlin 
und Wohnort Sauerlach

Herr Hofreiter hat Anfang April über öf-
fentliche Medien erklärt:„

Wir müssen jetzt endlich anfan-
gen der Ukraine das zu liefern, was sie 

braucht: Schwere Waffen!“

Im Allgemeinen und von Hofreiter vo-
rausgesetzten Begriffsverständnis heißt 
dies: Panzer und schwere Artillerie!

Auch Hofreiter nahm bei seiner For-
derung Bezug auf angeblich schwerste 
Kriegsverbrechen Russlands, obwohl die-
se nach wie vor nicht untersucht wurden. 
Die Realisierung seiner Forderung wür-
de zu einer Verlängerung und Intensivie-
rung des Krieges zwischen Russland und 
der Ukraine führen, nicht zu einer Ver-
kürzung. Enorme Verluste an Menschen-
leben würden zu verzeichnen sein. Mil-
lionen von Kriegsflüchtlingen könnten 
vermutlich auf Dauer nicht in ihre Heimat 
zurückkehren. Die vehement vorgetrage-
ne Forderung Hofreiters, mit der er sogar 
massive Angriffe gegen den Bundeskanz-
ler verband, wird eine mediale Verschär-
fung des Konflikts auch hierzulande 
durch Angriffe auf Andersdenkende, auf 
Russen und angebliche „Russenfreunde“ 
zur Folge haben. Man muss angesichts 
der bereits laufenden Verschärfung des 
Tons in der Öffentlichkeit und angesichts 
der bekannten Vorbildfunktion von Po-

litikern davon ausgehen, dass diese Fol-
gen Hofreiter durchaus bekannt sind und 
er sie in Kauf genommen hat.

Die Äußerungen dieser drei Personen 
sind unverantwortlich. Sie treiben die 
Öffentlichkeit in eine Kriegsstimmung 
hinein, verbauen jede Rückkehr zu ei-
ner aktiven Friedenspolitik und ma-
chen Deutschland Schritt für Schritt zur 
Kriegspartei. Sie gefährden damit nicht 
nur den äußeren Frieden sondern auch 
den für unsere Demokratie unverzicht-
baren inneren Frieden !

Mit freundlichen Grüßen
Dr. Rolf Geffken
 

Ich möchte an dieser Stelle gern auf 
meinen zwei Wochen nach Kriegs-
ausbruch erschienenen Artikel „Die 
Zeitenwende – Zum Ukraine-Konflikt” 
auf www.drgeffken.de sowie auf den 
Video-Blog-Beitrag „Zerstörung des 
Rechts durch den Krieg“ auf Youtube.
com verweisen:
Dr. Rolf Geffken, „Die Zeitenwende – Zum Ukraine-
Konflikt“, am 04.03.2022, <https://www.drgeffken.
de/48_Die_Zeitenwende_-_Zum_Ukraine-Kon-
flikt.php> ; <https://free21.org/die-zeitenwende-
zum-ukraine-konflikt/>
Dr. Rolf Geffken, „Krieg & Recht – Zerstörung des 
Rechts durch den Krieg – Video 45 vom 11.03.2022 
auf Youtube.com unter der URL <https://www.
youtube.com/watch?v=7TU5H1xqjRw&t=29s>



35Publiziert auf Free21 am 08.06.2022, 06:00 Uhr

GEOPOLITIK

Der deutsche Bundespräsident 
auf dem Feldherrnhügel

Bundespräsident Steinmeier mit Putin 
bei einem Besuch in Moskau, 2017 (Foto: 
Kremlin.ru, Wikipedia.org, CC-BY 4.0)

Dieser Text wurde zuerst am 02.05.2022 auf www.
apolut.net unter der URL <https://apolut.net/der-deut-
sche-bundespraesident-auf-dem-feldherrnhuegel-von-
wolfgang-effenberger/>  veröffentlicht. Lizenz: Wolfgang 

Effenberger, Apolut, CC BY-NC-ND 4.0

Am 27. April 2022 setzte der deutsche 
Bundespräsident Frank-Walter Steinmei-
er seine Besuche an der „NATO-Ostflan-
ke“ – Lettland, Litauen und Polen – mit 
einer Visite in der Slowakei fort. Zusam-
men mit der slowakischen Präsidentin Zu-
zana Caputova wurden die seit Mitte März 
2022 an die slowakisch-ukrainische Gren-
ze verlegten deutschen Patriot-Staffeln in-
spiziert. Steinmeier betonte, man dürfe die 
Ukraine in diesen schwierigen Zeiten nicht 
allein lassen, und versprach Hilfe: „huma-
nitär, finanziell und auch militärisch.“ [1] 
Daran habe auch seine Ausladung für ei-
nen Besuch beim ukrainischen Präsiden-
ten Wolodymyr Selenskyi nichts geändert. 
Den Kreml warnte er, die Verteidigungs-
bereitschaft der NATO nicht zu unter-
schätzen: „Unsere Demokratien sind stark 
und wehrhaft“ und bereit und in der Lage, 
„jeden Zentimeter des Bündnisgebietes zu 
verteidigen - und das gemeinsam.“ [2]  Als 
nächstes Besuchsziel Steinmeiers ist Ru-
mänien vorgesehen. 

Nach seiner Wiederwahl am 13. Febru-
ar 2022 hatte Steinmeier gemäß Artikel 
56 GG vor den versammelten Mitgliedern 

des Bundestages und des Bundesrates fol-
genden Eid geleistet: „Ich schwöre, dass 
ich meine Kraft dem Wohle des deutschen 
Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, 
Schaden von ihm wenden, das Grundge-
setz und die Gesetze des Bundes wahren 
und verteidigen, meine Pflichten gewis-
senhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen 
jedermann üben werde.“ (Also hoffentlich 
auch gegen die über 2 Millionen Russland-
deutschen)

In seiner anschließenden Rede ver-
sprach er, Verantwortung für alle Men-
schen zu übernehmen, die in unserem 
Lande leben. Dabei werde er überpartei-
lich sein, aber nicht neutral, wenn es um 
die Sache der Demokratie geht. „Wer für 
Demokratie streitet, der hat mich auf sei-
ner Seite. Wer sie angreift, wird mich als 
Gegner haben“, so Steinmeier. Er verwies 
darauf, dass die Menschen in der Ukraine 
ein Recht auf ein Leben ohne Angst und 
Bedrohung, auf Selbstbestimmung und 
Souveränität haben. Haben die Menschen 
in Serbien, in Afghanistan, im Irak, in Li-
byen und Syrien nicht auch dieses Recht? 
Zu den Grundrechten des Völkerrechts 

Autor: Wolfgang Effenberger
Jahrgang 1946, wurde mit 
18 Jahren Zeitsoldat, stu-
dierte Bauingenieurwe-
sen und erhielt als jun-
ger Pionieroffizier Einblick 
in das von den USA vor-
bereitete „atomare Ge-
fechtsfeld“ in Europa. 
Nach dem Ausscheiden aus der Bundes-
wehr studierte er Politikwissenschaft sowie 
Höheres Lehramt (Bauwesen/Mathematik). 
Er lebt als freier Buchautor bei München.
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gehört das Selbstbestimmungsrecht. Es 
besagt, dass ein Volk oder eine Nation 
das Recht hat, frei über seinen politischen 
Status, seine Staats- und Regierungs-
form und seine wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Entwicklung zu entschei-
den. Dieses Selbstbestimmungsrecht er-
möglicht es einem Volk oder einer Na-
tion, sich in freier Willensentscheidung 
einem anderen Staat anzuschließen. [3] 
Das wird aber den über 2 Millionen Be-
wohnern der Krim vom Westen nicht 
zugestanden, dabei haben 13 Länder in 
Europa eine noch geringere Bevölke-
rungszahl. [4] 

Weiter versicherte Steinmeier, dass 
Deutschland an der Seite der Esten, der 
Letten und Litauer steht, und versprach 
Polen, Slowaken und Rumänen und al-
len Bündnis-Partnern: „Sie können sich 
auf uns verlassen. Deutschland ist Teil der 
Nato und der Europäischen Union. Ohne 
sie würden wir Deutsche heute nicht in 
Einheit und Freiheit leben“. Hier unter-
schlug Steinmeier die Tatsache, dass am 
10. Februar 1990 Bundeskanzler Helmut 
Kohl bei seinem Besuch in Moskau die 
prinzipielle Zustimmung des sowjeti-
schen Präsidenten Michail Gorbatschow 
zur Wiedervereinigung Deutschlands er-
hielt.[5] Ohne diese Zustimmung hätte es 
keine deutsche Einheit gegeben.

Obwohl Steinmeier in seiner Rede 
durchaus zum Ausdruck brachte, dass 
Deutschland sich „inmitten der Gefahr ei-
nes militärischen Konflikts, eines Krieges 
in Osteuropa,“ befindet, verzichtete er auf 
einen ernstzunehmenden Aufruf zur diplo-
matischen Lösung des Konflikts und eine 
Mahnung zur Friedenspflicht und machte 
Russland für den Konflikt allein verant-
wortlich: „Wir suchen nicht die Konfronta-
tion nach außen. Das ist die gleichlautende 
Botschaft aus Washington, Paris und Ber-
lin in diesen Tagen: Wir wollen friedliche 
Nachbarschaft im gegenseitigen Respekt“. 
Es folgte der Appell an Präsident Putin: 
„Lösen Sie die Schlinge um den Hals der 
Ukraine! Suchen Sie mit uns einen Weg, 
der Frieden in Europa bewahrt!“ [6]

Seit dem Zusammenbruch der Sowjet-
union und der Warschauer Vertragsor-
ganisation verfolgen USA und NATO eine 
Politik der unipolaren Weltordnung, in 
der es keine zweite Weltmacht mehr ge-
ben darf. Diese imperiale Politik ist nicht 
gerade vom Geist des Friedens geprägt, 
und wenn ein aktiver Politiker in Euro-
pa den langen Weg in den jetzigen Kon-
flikt kennt, dann ist es der amtierende 

deutsche Bundespräsident.

 Als im November 1998 die erste rot-
grüne Kriegskoalition installiert wurde, 
wurde der Schröder-Freund Steinmeier 
zum Staatssekretär im Bundeskanzler-
amt und Beauftragten für die Nachrich-
tendienste des Bundes berufen.

Nur wenige Monate später trug Stein-
meier den von seinem Kabinettskollegen 
Joseph Fischer (Grüne) bewusst herbei-
manipulierten völkerrechtswidrigen An-
griffskrieg gegen Rest-Jugoslawien mit. 
Im Februar 1999 hatten unter Führung 
der US-Außenministerin Madame Alb-
right und des deutschen Außenministers 
Joseph Fischer Friedensverhandlungen 
zwischen der Bundesrepublik Jugosla-
wien und der politischen Führung der 
Kosovo-Albaner begonnen. Als die ju-
goslawische Vertretung bereit war, den 
Vertrag zu unterzeichnen, wurde kurzer-
hand ein Anhang (B) angehängt. Darin 
wurden Forderungen wie die freie Be-
weglichkeit der NATO in ganz Jugos-
lawien, inklusive des Luftraumes und 
der See und ihrer Nutzung für Manöver, 
Training und andere Operationen (Arti-
kel 8), die völlige Immunität von NATO 
und NATO-Personal gegenüber jugosla-
wischen Behörden (Artikel 6 [7]) und die 
kostenlose Nutzung der gesamten Infra-
struktur Jugoslawiens (Artikel 10) fest-
geschrieben. Dieses Dokument wurde 
seitens des jugoslawischen Präsidenten 
Slobodan Milošević nicht unterschrie-
ben, was dann zur Begründung der am 
24. März 1999 begonnen 78tägigen Bom-
bardierung Jugoslawiens diente. Das Bri-
tische Unterhaus erfuhr erst am 1. April, 
eine Woche nach Beginn der Bombardie-
rungen, von den im Anhang B gelisteten 
Forderungen. In den USA wurden die in 
Anhang B enthaltenen Forderungen kurz 
im Rahmen eines NATO-Briefings vom 
26. April gestreift; erst ab dem 3. Juni 
wurden sie in Medien erwähnt. [8]

Für den damaligen Bundestagsabge-
ordneten Hermann Scheer, dem Parteige-
nossen Steinmeiers, war nach Bekannt-
werden von Anhang B klar: „Es war 
unrichtig von der Bundesregierung, zu 
glauben und dem Parlament und der Öf-
fentlichkeit zu suggerieren, dieser Vertrag 
hätte von Belgrad jemals unterschrieben 
werden können“. [9] 

Am 20. März 2003 griffen die USA 
und ihre willigen Helfer den Irak an. 

Das Schloss Rambouillet bei Paris, Verhandlungsort zwischen Jugoslawien und Kosovo-Alba-
nern im Frühjar 1999. Der Vertrag wurde von der NATO ausgearbeitet und nach dem Ort 
der Verhandlungen im Schloss Rambouillet bei Paris benannt. Die Nichtunterzeichnung des 
Vertrages durch Jugoslawien diente der NATO als Begründung für die am 24. März 1999 begon-
nene Bombardierung Jugoslawiens. (Foto: Pline, Wikipedia.org, CC BY-SA 3.0)
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Doch zwei Monate später standen die 
Sieger als Lügner da: „

George W. Bush und Tony Blair 
haben stets behauptet, der Irak besit-
ze Massenvernichtungswaffen und das 
legitimiere den Krieg. Doch alle angeb-
lichen Beweise entpuppen sich ... als 

plumpe Fälschungen.“ [10]

Bilanz: 190.000 Tote und mindestens 
2,2 Billionen Dollar Kosten. [11]

Während Bundeskanzler Schröder 
Deutschland aus der direkten Kriegs-
teilnahme heraushielt, nutzten die USA 
die Bundesrepublik dennoch als logisti-
sche Drehscheibe. Bis heute ist die Rolle 
von Steinmeier und dem ihm unterstellten 
BND im Irakkrieg umstritten. Recher-
chen des ARD-Magazins „Panorama“ 
zufolge soll der deutsche Geheimdienst 
BND den USA beim Irak-Krieg Hilfe-
stellung geleistet haben. [12]

Nach der Abwahl von Schröder wurde 
am 22. November 2005 Steinmeier inner-
halb der Großen Koalition von Union und 
SPD als Bundesminister des Auswärtigen 
in das von Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel geführte Kabinett berufen. 

Im Frühjahr 2007 erhielt Außenminis-
ter Steinmeier vom militärischen Bera-
ter des deutschen Botschafters in Kabul, 
Oberstleutnant Jürgen Heiducoff, eine ak-
tuelle Analyse der Lage in Afghanistan, 
die von den Medien als „Brandbrief aus 
Kabul“ bezeichnet und am 31. Mai 2007 
in einer ARD-Monitor-Sendung thema-
tisiert wurde. Bevor Oberstleutnant Hei-
ducoff den Dienstposten an der Botschaft 
antrat, war er während seines fast dreijäh-
rigen Dienstes in Afghanistan auch Zeuge 
seiner Auffassung nach unverhältnismäßi-
ger militärischer Gewalt durch westliche 
Verbände gegenüber Zivilisten geworden. 
Er empfahl schon frühzeitig eine strategi-
sche Neuausrichtung, die eine Stärkung 
der Zivilgesellschaft in den Vordergrund 
stellen sollte. Da 2007 die Situation zu es-
kalieren begann, wandte er sich direkt an 
seinen Vorgesetzten, den Außenminister 
Steinmeier:

„Herr Minister, ich beobachte eine 
wachsende Dissonanz zwischen den Zie-
len unserer Afghanistanpolitik und der 
militärischen Praxis. Ich stelle fest, dass 

in Unterrichtungen von ISAF für Politi-
ker und Parlamentarier die militärische 
Lage unzulässig geschönt dargestellt 
wird. Auch deutsche Generale beschöni-
gen oder verschweigen eigene Probleme. 
Die ständigen Forderungen nach Trup-
penverstärkung, die steigenden Kosten 
des militärischen Engagements, das An-
wachsen eigener Verluste und die wach-
sende Zahl ziviler Opfer verdeutlichen 
die Ungeeignetheit und Ausweglosigkeit 
der militärischen Gewalt als Lösung der 
inneren und äußeren gesellschaftlichen 
Probleme Afghanistans. … Wenn immer 
mehr zivile Opfer und unsägliches Leid 
durch die eigenen Militärs unter der Zi-
vilbevölkerung produziert werden, dann 
eignet sich das Mittel der militärischen 
Gewalt nicht, um die Probleme in die-
sem Land zu lösen. … Tragen Sie bit-
te dazu bei, die weitere Eskalation der 
militärischen Gewalt in Afghanistan zu 
stoppen.“ [13]

Welche Reaktion gab es 2007 von 
Steinmeier? Oberstleutnant Heiducoff 
wartet bis heute noch auf eine Antwort 
von seinem damaligen Außenminister. 
Dafür folgten 2007 dienstrechtliche Aus-
einandersetzungen, die 2008 zur vorzeiti-
gen Ablösung Heiducoffs führten. Höhe-
punkt dieser fatalen deutschen Politik ist 
die Beförderung von Oberst Klein zum 
General, der am 4. September 2009 den 
fatalen Luftangriff gegen zwei im Mo-
rast stecken gebliebene Tanker befohlen 
hatte, bei dem es offiziell 91 Tote – dar-
unter dutzende Zivilisten – gegeben hatte 
(unabhängige Zählungen gehen von 142 
Toten aus). [14] 

Nach der Bundestagswahl 2013 wurde 
Steinmeier im dritten Kabinett Merkel 
am 17. Dezember 2013 wieder Außen-
minister. So hat Steinmeier in exponier-
ter Stellung die Entwicklung des von den 
USA orchestrierten „Maidan-Putsches“ 
nicht nur mitverfolgt, sondern auch mit-
getragen.  

Bei seinem Moskau-Besuch am 14. Fe-
bruar 2014 nahm Steinmeier zu Fragen 
der russischen Tageszeitung Kommersant 
Stellung. Die Möglichkeit, Russland zu 
den Vermittlungsbemühungen zur Bei-
legung der politischen Krise in der Uk-
raine hinzuzuziehen, sah Steinmeier da-
mals positiv: „Dazu kann auch Russland 
einen konstruktiven Beitrag leisten“. Da-

bei waren die Weichen zum Sturz des ge-
wählten ukrainischen Präsidenten Viktor 
Janukowitsch längst gestellt. 

Die nächste Frage war dann schon 
heikler: „Stört es Sie nicht, Herr Minister, 
dass auf dem Kiewer Maidan Gruppie-
rungen, die sich offen zu einer nationalis-
tischen, bisweilen sogar neonazistischen 
Ideologie bekennen, eine zunehmend gro-
ße Rolle spielen? Sind Sie nicht der Mei-
nung, dass Europa der ukrainischen Op-
position ein klares Signal senden sollte: 
Wenn solche Leute wie der Chef der Par-
tei „Swoboda“, Oleg Tjagnybok, Mitglied 
des zukünftigen Ministerkabinetts wer-
den, dann kann die EU eine solche Re-
gierung nicht als demokratisch ansehen 
und mit dieser nicht in vollem Umfang 
zusammenarbeiten?“ Steinmeier stellte 
dazu fest, dass eine gute Zukunft für die 
Ukraine nicht auf Gewalt und Extremis-
mus gegründet werden kann. Eine poli-
tische Lösung, die von Regierung, Oppo-
sition und vor allem von den Menschen 
in der Ukraine mitgetragen wird, sei das 
Gebot der Stunde. [15]

Am 20. Februar 2014 traf sich Stein-
meier dann mit dem ukrainischen Fa-
schistenführer Oleg Tjagnybok in der 
deutschen Botschaft in Kiew, der nach 
dem Gespräch als „gleichberechtig-
ter“ Oppositionspartner an den mehr-
stündigen gemeinsamen Verhandlun-
gen über den Umsturz in der Ukraine 

teilnehmen durfte. [16]

Einen Tag später unterzeichneten Prä-
sident Janukowytsch und die Oppositi-
onsführer eine Vereinbarung zur Beile-
gung der Krise, die auf Vermittlung der 
Außenminister Deutschlands, Frank-
reichs und Polens zustande gekommen 
war. Anschließend floh Janukowytsch 
nach Russland. Seitdem herrscht in der 
Ostukraine ein Krieg, der das politi-
sche Verhältnis der Europäer zu Russ-
land veränderte und die seit 1991 vor-
herrschende Politik der Annäherung 
zwischen Ost und West beendete. Der 
andauernde Konflikt machte die Ukra-
ine – das zweitgrößte Land Europas – 
nach Moldawien auch zum zweitärms-
ten Land des Kontinents. Die Folgen des 
seit dem 24. Februar 2022 andauernden 
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Kriegs sind noch gar nicht abzuschätzen. 
Und die Länge auch nicht. Die Nachrich-
ten über weitere Waffenlieferungen an 
die Ukraine reißen nicht ab. Am 26. Ap-
ril 2022 richtete das US-Verteidigungs-
ministerium im Hauptquartier des „US-
European Command“ in Stuttgart ein 
internationales Geberkoordinationszen-
trum (IDCC) ein. Es dient zur Koordi-
nierung der Lieferung und Bereitstel-
lung von Militärhilfe für die Ukraine 
mit den mehr als 40 Partner- und ver-
bündeten Nationen, die sich am gleichen 
Tag auf der US-Air Base in Deutschland 
trafen. [17]

Zugleich versprach US-Präsident Joe 
Biden der Ukraine weitere 33 Milliarden 
US-Dollar. Mit der Verabschiedung ei-
ner neuen Version des Lend-Lease-Ge-
setzes durch den US-Kongress kommen 
dunkle Erinnerungen hoch. Am 18. Fe-
bruar 1941 hatten die damals neutralen 
Vereinigten Staaten das Leih- und Pacht-
gesetz (englisch Lend-Lease Act) [18] 
verabschiedet. Es ermöglichte den USA, 
kriegswichtiges Material wie Waffen, 

Munition, Fahrzeuge, Treibstoffe, Nah-
rungsmittel, Flugzeuge etc. an die gegen 
die Achsenmächte (Deutschland, Italien, 
Japan) kämpfenden Staaten zu liefern. 
Nun dürfte es nur noch ein paar Monate 
dauern, bis sich die USA und damit auch 
die NATO im Krieg mit Russland (und 
vermutlich auch mit China) befinden. 

Der ukrainische Präsident Wolody-
myr Selenskyj dankte Washington und 
sprach von einem „wichtigen Schritt“. 
Dieser Schritt wird die Ukraine in den 
Abgrund stürzen. 

Am 28. April 2022 segnete eine gro-
ße Mehrheit im Bundestag die Liefe-
rung von schweren Waffen an die Uk-
raine ab. Vor diesem Hintergrund tourt 
der deutsche Bundespräsident durch die 
„Ostflanke der NATO“ und hilft, mit sei-
nen „Frontbesuchen“ zur Erhöhung der 
Kampfmoral beizutragen. Das scheint 
oberflächlich mit seiner Aussage über-
einzustimmen: „Wer für die Demokra-
tie streitet, hat mich an seiner Seite. Wer 
sie angreift, wird mich als Gegner ha-
ben.“ [19] 

US-Präsident Roosevelt bei der Unterzeichnung des Lend-Lease Act am 18. Februar 1941, das den 
USA ermöglichte, kriegswichtiges Material wie Waffen, Munition, Fahrzeuge, Treibstoffe, Nahrungs-
mittel, Flugzeuge etc. an die gegen die Achsenmächte (Deutschland, Italien, Japan) kämpfenden 
Staaten zu liefern. Es diente als Vorlage für ein neues Land-Lease-Gesetz des US-Kongress, womit 
US-Präsident Joe Biden der Ukraine weitere 33 Milliarden US-Dollar versprach. (Foto: Associated 
Press photograph, Wikipedia.org, Gemeinfrei)
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Doch ohne Frieden ist auch die Demokra-
tie NICHTS. Unter dem Banner von Frei-
heit, Demokratie und Menschenrechten 
werden auf dem Rücken der Menschen 
machtpolitische und interessengelei-
tete Kämpfe ausgetragen, die Zerstö-
rung, Destabilisierung, Angst, Tod und 

Schmerz bringen.

Bis jetzt ist der Ukraine-Krieg noch ein 
Stellvertreterkrieg, wie z. B. die Kriege in 
Korea (1950–1953), Vietnam (1964–1975) 
und Afghanistan (1979–1989). Dahinter 
geht und ging es um große geopolitische 
Zielsetzungen. 

Nur drei Monate nach dem Maidan-
Putsch sagte US-Präsident Obama unter 
dem Applaus der West Point-Kadetten, 
dass der „Amerikanische Exzeptionalis-
mus“ eine Doktrin sei, die rechtfertigt, 
was immer Washington macht: „Ich glau-
be mit jeder Faser meines Wesens an die 
amerikanische Ausnahmestellung“, so 
Obama, „aber was uns außergewöhnlich 
macht, ist nicht unsere Fähigkeit, inter-
nationale Normen und die Rechtsstaat-
lichkeit zu missachten; es ist unsere Be-
reitschaft, sie durch unser Handeln zu 
bestätigen.“ [20] 

Wie ernst können die deutsch-amerika-
nischen Erklärungen aus der zweiten Ju-
lihälfte 2021 genommen werden?

Am 15. Juli 2021 bekräftigten der 
Präsident der Vereinigten Staaten und 
die Bundeskanzlerin der Bundesrepub-
lik Deutschland ihr „Bekenntnis zu en-
ger bilateraler Zusammenarbeit bei der 
Förderung von Frieden, Sicherheit und 
Wohlstand auf der ganzen Welt... Über-
all auf der Welt müssen alle Nationen frei 
von Einflussnahme durch fremde Mäch-
te selbst über ihre politische Zukunft be-
stimmen können.“ [21] Hier wäre noch 
ausreichend Zeit gewesen, das Minsker 
Abkommen umzusetzen und damit das 
Leiden der ostukrainischen Bevölkerung 
zu beenden. Ein Leiden, das erst durch 
die US-amerikanische Einflussnahme 
(mit 5 Milliarden US-Dollar) auf die uk-
rainische Politik provoziert wurde.

In der nur 6 Tage später folgenden Er-
klärung der USA und Deutschlands zur 
Unterstützung der Ukraine und der eu-
ropäischen Energiesicherheit wurde auf 
drei DIN-A4-Seiten dreimal betont, „ge-

meinsam gegen russische Aggression und 
russische destruktive Aktivitäten in der 
Ukraine und darüber hinaus vorzuge-
hen“. [22] Das Spiel mit dem Feuer wur-
de ernst! 

Ohne eine Rückkehr zum Prinzip des 
Westfälischen Friedens wird es nir-
gendwo Frieden oder wirtschaftliche 

Sicherheit geben. 

Das wäre aber mit den geopolitischen 
Zielen der selbsternannten Verantwor-
tungsmacht, die „bei der Entwicklung 
globaler Lösungen für gemeinsame He-
rausforderungen eine Führungsrolle“ [23] 
übernehmen will, unvereinbar. Und natür-
lich erst recht unvereinbar mit den Inhal-
ten und Zielen des Langzeitstrategiepa-
piers von 2014 „Win in a Complex World 
2020-2040“ [24]. Europa und vor allem 
Deutschland soll für die imperialen Plä-
ne den Steigbügel halten und die Ressour-
cen bereitstellen – da wird sich die Welt 
wohl auf einen längeren Krieg einstel-
len müssen. 

In seinem Gedicht, „Der Krieg, der 
kommen wird“ hebt Bertolt Brecht her-
vor, wie in jedem Krieg alles zu Lasten 
der Menschen und Völker geht, die ge-
zwungen sind, für „höhere“ Interessen zu 
kämpfen und zu sterben. Kein Volk will 
Krieg, aber jedes Volk zahlt dafür. [25]

Der Krieg, der kommen wird
Ist nicht der erste. Vor ihm
Waren andere Kriege.
 
Als der letzte vorüber war
Gab es Sieger und Besiegte.
 
Bei den Besiegten das niedere Volk
Hungerte. Bei den Siegern
Hungerte das niedere Volk auch. [26]
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Ab sofort gibt es in Free21 eine neue Rubrik: Utopie. Utopie bedeutet wörtlich „Nicht-Ort“. Ein Ort, den 
es noch nicht gibt. Eine Utopie ist eine positive Vision der Zukunft, und damit immer auch eine Kritik 
an den gegenwärtigen gesellschaftlichen Verhältnissen.

„Die Gegenwart soll an die 
Zukunft keine Fragen stellen, 
sondern Forderungen.“ 

Erich Mühsam, 1918

Der Begriff „Utopie“ hatte lange einen 
zweifelhaften Ruf. „Wer Visionen hat, 
sollte zum Arzt gehen“ hatte Helmut 
Schmidt in den 70er Jahren gesagt. Als 
Francis Fukuyama meinte, nach der Zei-
tenwende von 1989 mit seinem gleichna-
migen Buch „Das Ende der Geschichte“ 
ausrufen zu müssen, wollten die neu-
en Herren der Welt in einem Aufwasch 
gleich alle Utopien auf dem Müllhaufen 
der Geschichte entsorgen.

Mittlerweile wird aber zunehmend kla-
rer, dass die Ideenarmut der Gegenwart 
die wachsenden Probleme nicht lösen 
kann und dass die herrschende Ideolo-
gie nur die Ideologie der Herrschenden 
ist, prägnant zusammengefasst: Neolibe-
ralismus plus Imperialismus. Das reicht 
nicht für eine Zukunft, die diesen Na-
men verdient.

Noch schlimmer: Neuerdings versucht 
die globale Oligarchie auch noch, ihre Vi-
sion der Schönen Neuen Welt mit großem 
PR-Aufwand als Great Reset und Great 
Narrative anzupreisen: „Dir wird nichts 
gehören und Du wirst glücklich sein.“ Die 
Vision der Besitzlosigkeit gilt natürlich 
nicht für Bill Gates, Elon Musk, Jeff Be-
zos oder Klaus Schwab, sondern nur für 
die Fußgänger: Menschen, wie Sie und 
ich. Die Oligarchen werden ihr Eigentum 
nicht abschaffen. Sie werden nur glück-
lich sein, wenn ihnen alles gehört. An-

gebliche Philanthropen wie Bill Gates 
schaffen es, ihre durch kein demokrati-
sches Verfahren legitimierte Macht und 
ihr steuerfreies Stiftungskapital ständig 
zu vergrößern, bei Gates wuchs es von 40 
Milliarden bei der Gründung seiner BMG 
Foundation 2008 auf derzeit mehr als 130 
Milliarden. Was „Menschenfreundlich-
keit“ genannt wird, ist schlicht ein ver-
chromter Monopolkapitalismus. Er glit-
zert und funkelt in den Medien, aber er 
stinkt.

Wir finden es darum wichtig, nicht nur 
den Erzählungen der Reichen und Mäch-
tigen zu folgen, sondern unsere eigenen 
Utopien zu entwickeln. Deshalb wollen 
wir in jeder Free21-Ausgabe einen Artikel 
über möglichst reale Utopien abdrucken. 
Diese Artikel stellen wir zur Diskussi-
on und hoffen, dass Sie als Leser/innen 
nicht einfach fertige Vorschläge überneh-
men, sondern Ihre eigene Utopie entwi-
ckeln, gemeinsam nachdenken und dar-
über sprechen. Nur wenn wir zusammen 
Graswurzel-Bewegungen ins Leben ru-
fen und zusammen arbeiten, können wir 
eine demokratische Moderne aufbauen, 
die diesen Namen verdient.

In unseren aktuellen Verhältnissen wer-
den die Reichen reicher und die Armen 
ärmer. Das ist kein Unfall, das hat Sys-
tem und ist das System. So wie es War-
ren Buffet unverblümt erklärte: 

Dieser Text wurde zuerst am 15.06.2022 auf www.free21.
org unter der URL <https://free21.org/die-gegenwart-
soll-an-die-zukunft-keine-fragen-stellen-sondern-
forderungen/> veröffentlicht. Lizenz: Dirk Pohlmann, 

Free21, CC BY-NC-ND 4.0
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„
Es herrscht Klassenkrieg, rich-

tig, aber es ist meine Klasse – die Klas-
se der Reichen, die Krieg führt, und 

wir gewinnen.“ Warren Buffet

Oder wie es die Anarchistin Emma 
Goldman 1908 in „Was ich denke“ aus-
drückte: „Es ist die private Herrschaft 
über Dinge, die Millionen von Men-
schen ins Nichts zwingt, sie zu leben-
den Körpern macht, die keine Origi-
nalität und Initiative mehr besitzen, zu 
menschlichen Maschinen aus Fleisch 
und Blut, die bergeweise Wohlstand für 
andere schaffen und dafür mit ihrer ei-
genen grauen, stumpfen und elenden 
Existenz bezahlen.“

Man zwingt uns mit dem Kapitalis-
mus ein System auf, das uns vereinzelt 
und zu einem Kampf „Jeder gegen je-
den“ zwingt. Er macht alles zur Ware. 
Die Tiere, die Umwelt, den Menschen 
und unseren gesamten Planeten. Das 
Problem an unserer Überfluss-Gesell-
schaft ist, dass sie überflüssige Men-
schen produziert, wie Ilja Trojanow 
schrieb. So eine Gesellschaft ist men-
schenverachtend, das muss nicht wei-
ter erklärt werden.

„Die Regierung des Menschen über 
den Menschen ist die Sklaverei. Wer 
immer die Hand auf mich legt, um 
über mich zu herrschen, ist ein Usur-
pator und ein Tyrann. Ich erkläre ihn 
zu meinem Feinde.“ schrieb Pierre-
Joseph Proudhon (1809-1865).

Ob das Problem mit ein paar Re-
förmchen erledigt werden kann? Mar-
tin Luther King war anderer Ansicht: 
„Ich habe jahrelang an der Idee gear-
beitet, die bestehenden Institutionen 
der Gesellschaft zu reformieren – ein 
wenig Veränderung hier, ein biss-
chen Fortschritt dort. Doch jetzt bin 
ich zu anderer Überzeugung gelangt: 
Ich glaube, man muss die ganze Ge-
sellschaft umstrukturieren – wir brau-
chen eine Revolution unseres Werte-
systems.“ Und Johann Wolfgang von 
Goethe schrieb dazu:„

Welche Regierung die bes-

te sei? Diejenige, die uns lehrt, uns 
selbst zu regieren.“

DieDie -Stunden--Stunden-
WocheWoche

Im historischen und  
volkswirtschaftlichen Kontext:

Der Zweck der Arbeit

Anlehnung an das 35-Stunden-Woche Logo der IG Metall. Lizenzfrei.

Dass wir falsch wirtschaften, zeigt sich 
im Raubbau an unseren Ressourcen, der 
globalen Umweltzerstörung, in der welt-
weit wachsenden Arbeitslosigkeit, in der 
zunehmenden Armut und in der Vernich-
tung der Überproduktion wie z.B. an Le-
bensmitteln.

Doch warum  
wirtschaften wir falsch?

Wir wirtschaften falsch, weil wir verga-
ßen, was Wirtschaften ursprünglich war: 
Haushalten. Wir müssen wieder verste-
hen, warum und wofür wir arbeiten. Wir 
arbeiten für unsere Versorgung und un-
seren Wohlstand. Die Versorgung basiert 
heute fast ausschließlich auf der Geld-
einkommensquelle und finanziert auch 
die Reproduktionsarbeiten, die zusätzlich 
zum Gelderwerb geleistet werden. War-

um dies so ist, zeigt die Entwicklung der 
Gesellschaft in den Industrienationen am 
deutlichsten.

Das Lehnswesen

Das Lehnswesen des Frühmittelalters war 
die am engsten mit der Natur verbunde-
ne Wirtschaftsform. Sie organisierte sich 
in viele kleine Gemeinschaften mit ei-
ner geschlossenen Hauswirtschaft. Die-
se Gemeinschaften waren Selbstver-
sorger. Nicht Geld, sondern geliehenes 
Land sicherte den Anführern der ger-
manischen Stämme die Gefolgschaft ih-
rer Krieger. Das Lehen verpflichtete die 
Bauern zur Erbringung einer Tätigkeit 
oder zur Abgabe eines bestimmten An-
teils ihrer Ernte. Das kaiserliche Lehen 
einer Pfalz verpflichtete z.B. zur Unter-
bringung und Verpflegung des Hofstaa-

Der Zweck der Arbeit wird durch das herrschende System definiert. 
Dabei hängt die Länge der Arbeitszeit davon ab, wie wir wirtschaften. 
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tes, sobald der Kaiser auf dieser Pfalz Hof 
hielt und Recht sprach. Verlieh ein Ritter 
seinen Bauern ein Lehen, so wurden die 
Bauern zur Versorgung ihres Ritters ver-
pflichtet. Gleichfalls gehörte die Bewaff-
nung des Ritters zur Pflicht der Bauern.

Demgemäß lässt sich die Verteilung der 
Arbeit im Frühmittelalter wie in Abbil-
dung 1 beschreiben. Die Menschen die-
ser Gesellschaft wussten noch, warum sie 
was, wann und wie machen mussten, um 
durch den Winter zu kommen. Sie waren 
nicht entfremdet von ihrer Arbeit und be-

gleiteten die Herstellung eines Gutes von 
Anfang bis Ende. So verstanden sie die 
Versorgung der Gesellschaft.

Der Feudalismus – Kolonialismus 
(16. bis 18. Jahrhundert)

In den unterschiedlichsten Staaten wurde 
ein stehendes Heer und das Beamtentum 
eingeführt. Die Beamten waren besolde-
te Staatsdiener, die wie ein ziviles Herr ar-
beiteten und dafür sorgten, dass im ganzen 
Lande die königlichen Befehle durchgesetzt 
wurden. Die höchsten Beamten waren die 
Minister, die den König berieten.

Finanziert wurde dies aus den Einnah-
men des Königs. Die kamen vor allem aus 
den direkten und indirekten Steuern. Um 
die Steuereinnahmen zu steigern, musste 
ein Staat versuchen, möglichst viel Geld 
ins Land zu ziehen und möglichst we-
nig Geld hinaus zu lassen. In dessen Fol-
ge mussten möglichst viele Güter im ei-
genen Land produziert und im Ausland 
verkauft werden, während vom Ausland 
möglichst wenig Güter eingekauft werden 
durften. Dies war die Geburtsstunde des 
Merkantilismus [1] (das Verbot der Ein-
fuhr ganz bestimmter Güter, hohe Zoll-
mauern für eingeführte Güter, niedrige 
Besteuerung für ausgeführte Güter [2]). 
Dieser Maßnahmen bedienten sich z.B. 
auch der Finanzminister Colbert unter 
Ludwig XIV. [3]

Durch hohe Exporte konnten die Ein-
nahmen an Steuern und damit die Macht 
des Staates nach innen und außen ver-
stärkt und das Staatsgebiet vergrößert 
werden. Der Umfang der Produktion 
musste also vergrößert werden. Dies ge-
schah vor allem mit der Herstellung von 
Luxusgütern.

Um in großen Stückzahlen produzie-
ren zu können, wurden von den jeweili-
gen Staaten handwerkliche Großbetrie-
be aufgebaut, die Manufakturen genannt 
wurden. Diese waren die Vorläufer der 
heutigen Fabriken. Vor allem Kaufleu-
te wurden mit eingebunden, die im Staat 
durch den Aufbau von privaten Manufak-
turen vielerlei Vorrechte erhielten.

Um Güter möglichst billig herstellen zu 
können, mussten Rohstoffe, die es im eige-
nen Lande nicht gab, möglichst billig be-
schafft werden. Am billigsten waren die 

Könige, Fürsten, Ritter, sonstige Adlige und 
Geistliche verrichteten keine güterwirtschaft-
lich notwendige Arbeit, sondern wurden 
über die Lehensabgaben versorgt.

Knechte, Schmiede, Handwerker, Junker, 
Pagen, Knappen usw., die unmittelbar für 
den Hofstaat arbeiteten oder Kriegsdienst 
leisteten, gehörten sozusagen zum erwei-
terten Hofstaat. Sie wurden von ihren Lehns-
herrn aus den Lehensabgaben versorgt.

Bauern und Fischer in vielen kleinen Gemein-
schaften mit einer geschlossenen Hauswirt-
schaft. Sie hatten die Lehensabgaben zu 
erwirtschaften, um den Hofstaat und den 
erweiterten Hofstaat zu versorgen. Zudem 
mussten die Männer auf Ruf ihres Lehns-
herrn Kriegsdienst leisten.

Abbilung 1: Verteilung der Arbeit im Frühmittelalter

Könige, Adlige und Klerus verrichteten keine 
güterwirtschaftlich notwendige Arbeit, 
sondern wurden über Steuern, Pacht, Leib-
eigenschaft usw. versorgt.

Beamte, Soldaten, Schneider, Schmiede, 
Architekten, Handwerker, Knechte, usw., 
die unmittelbar für den Staat oder einen 
„Hofstaat“ des ersten oder zweiten Standes 
arbeiteten, gehörten zu deren Bediensteten. 
Bezahlt wurden sie aus dem jeweiligen Haus-
halt: König, Adel oder Klerus.  

Bauern, Kleinbürger, Mägde, Knechte, 
Fischer und Tagelöhner, die die Steuern 
oder Pachtabgaben erwirtschafteten oder 
sich in der Leibeigenschaft befanden. Sie 
versorgten die Gesellschaft mit Gütern des 
täglichen Lebens.

Buchhalter, Schneider, Schmiede, Archi-
tekten, Handwerker, Knechte, Lakaien usw., 
die unmittelbar für das Großbürgertum 
arbeiteten oder zum Zweck der Repräsen-
tation beschäftigt wurden.

Großbürgertum lebte von den Erträgen des 
Binnen- und Fernhandels und den Gewinnen 
der entstehenden Manufakturen.

Abbilung 2: Verteilung der Arbeit im Feudalismus
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Rohstoffe aus den eigenen Kolonien. Die 
Sicherstellung der Versorgung mit billigen 
Rohstoffen war der Antrieb, ein möglichst 
großes Kolonialreich aufzubauen.

Die Ausbeutung der Rohstoffe in den 
Kolonien zur Versorgung der Produkti-
on in den Mutterstaaten wurde damit 
zum Kennzeichen der Epoche des Kolo-

nialismus [4, 5].

Der Imperialismus  
(19. bis 20. Jahrhundert)

Die Manufakturen entwickelten sich zu 
Fabriken. Das Innungsrecht wurde in wei-
ten Teilen aufgehoben und gewöhnliche 
Kaufleute konnten in Fabriken Güter des 
täglichen Gebrauchs industriell produzie-
ren. Um den Bedarf an billigen Rohstof-
fen sicherzustellen, wurden immer mehr 
Länder erobert und als Kolonien an das 
Mutterland angegliedert.

Durch die fortschreitende Industria-
lisierung stieg die Produktivrate in den 
Mutterländern exponentiell. Hierdurch 
drohte stets ein Überangebot und ein 
Preisverfall für die hergestellten Pro-
dukte. In den Mutterländern entstand der 
Druck, immer neue Märkte zu erschlie-
ßen und dem Mutterland immer neue Ko-
lonien anzugliedern. 

Die billige Produktion von Gütern des 
täglichen Gebrauchs führte schließlich 
dazu, dass die in den Kolonien produzier-
ten Güter unterboten und die traditionelle 
Produktion in den Kolonien zerstört wur-
de. Die Folge war, dass sich die Produk-
tion von Gütern immer mehr in den Mut-
terländern verdichtete und die Kolonien 
immer mehr zu Lieferanten von Rohstof-
fen und Naturalien wurden. Nur so konn-
te in den Imperialstaaten der „tendenzielle 
Fall der Provitrate“ (nach Rosa Luxemburg 
[6]) abgewendet werden. In den Kolonien 
fielen hingegen immer mehr Menschen in 
die Rolle der Tagelöhner und des Lum-
penproletariats. Diese Epoche, bezeich-
nen wir als Imperialismus (nach Rosa Lu-
xemburg [7, 8]).

Kennzeichen dieser Epoche war, dass 
die (industrielle) Produktion für die Güter 
des täglichen Gebrauchs in den Imperial-
staaten verdichtet wurde. Kolonien hinge-

gen wurden immer mehr zu reinen Roh-
stofflieferanten. Gegen Ende dieser Epoche 
begannen die Menschen in den Imperial-
staaten zu vergessen, was Wirtschaften im 
Sinne von Haushalten bedeutet.

Denn es ging seit dem Kolonialismus nur 
noch um Ausbeutung und die Umver-
teilung der Einkommen von unten nach 
oben zur Machtzentralisation. In diesem 
Prozess veränderte sich die Wahrneh-

mung der Arbeit grundlegend.

Veränderung der Wahrnehmung 
der Arbeit im Kolonialismus und 
Imperialismus

Ursprünglich haushalteten die Menschen, 
indem sie die aufgewandte Arbeitszeit 
an den Ertrag an Gütern maßen, die sie 
brauchten. Diese Sichtweise ist ein we-
sentlicher Teil der Güterwirtschaft.

Der Güterwirtschaft haftete immer 
die Frage nach der Sinnhaftigkeit einer 
Tätigkeit an: Der Bestellung eines Fel-
des die Ernte; der Schulung von Kindern 
die Entwicklung der Kinder; dem Mau-

ern die Fertigstellung eines Gebäudes; 
der Pflege eines Kranken die Genesung 
desselben usw. Betrachten wir die Ab-
bildung 4, erkennen wir, wie stark durch 
den Einsatz modernster Maschinen die 
güterwirtschaftlich sinnvollen Tätigkei-
ten in den USA zurückgingen. In der 
Landwirtschaft von  1840 bis 2010 von 
70% auf knapp 3%. In der Industrie von 
1960 bis 2010 von rund 38% auf 20%. 
Für Deutschland sehen die Verläufe ge-
nauso aus [10].

Die allgemeine Arbeitszeit hätte also 
sinken müssen. Die Arbeitsmenge stieg 
jedoch im Dienstleistungssektor erheblich 
an. Hierin erkennen wir, dass der güter-
wirtschaftliche Sinn einer Arbeit und die 
Menge der geleisteten Arbeit immer mehr 
auseinanderdriften. Die Arbeit wurde von 
ihrem güterwirtschaftlichen Sinn entkop-
pelt. Ein Großteil der Arbeit im Dienst-
leistungssektor entstand in der Finanz-
wirtschaft [11, 12, 13, 14].

Die Finanzwirtschaft hat dabei unsere 
Wahrnehmung von Arbeit verändert: Wir 
leihen Geld, um uns einen Traktor oder 
ein Stück Land zu kaufen, um es bestellen 
zu können. Wir leihen Geld, um einen Be-
trieb aufzubauen. Die Versicherung zahlt 

Könige und Adlige verrichteten keine güter-
wirtschaftlich notwendige Arbeit, sondern 
wurden über Steuern, Pacht usw. versorgt.

Beamte, Soldaten,, Architekten, Hand-
werker, Arbeiter, Knechte,  Lakaien usw., 
die unmittelbar für den Staat oder für einen 
„Hofstaat“ der Adligen arbeiteten, definieren 
wir als Bedienstete des Staates. Sie wurden 
aus dem jeweiligen Haushalt des Staates 
bezahlt.

Bauern, Kleinbürger, Handwerker, Arbeiter, 
Fischer, die die Steuern oder Pachtabgaben 
erwirtschafteten. Im wesentlichen versorgten 
sie die Gesellschaft mit Lebensmitteln und 
in der handwerklichen oder industriellen 
Produktion mit allen Gebrauchsgütern des 
täglichen Lebens. 

Buchhalter, Angestellte z.B. in Banken, 
Architekten, Handwerker, Arbeiter, Knechte, 
Lakaien usw., die unmittelbar für das Groß-
bürgertum arbeiteten oder zum Zweck der 
Repräsentation beschäftigt wurden.

Großbürgertum lebte von den Erträgen des 
Binnen- und Fernhandels und den Gewinnen 
der industriellen Produktion.

Abbilung 3: Verteilung der Arbeit in den Imperialstaaten
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Geld, damit der Pfleger einen Menschen 
pflegt oder wir arbeiten in einem Betrieb, 
um Geld zu verdienen.

Der Erwerb von Geld wurde in allen 
Wirtschaftszweigen immer mehr zum 
Zweck einer Tätigkeit, während ihr gü-
terwirtschaftlicher Sinn immer mehr ins 
Zwielicht des Vergessens fiel, keine Rolle 
mehr spielte oder ganz vergessen wurde. 

Der Gelderwerb wurde das, was eine 
Tätigkeit zu einer Arbeit ausmacht. Stark 
vereinfacht wurde das Geld der Finanz-
wirtschaft, Banken und Versicherungen 
zu einem Schmiermittel, welches Mensch 
und Arbeit zusammen bringt. Das Geld 
schaltet die Erbringung einer Arbeitsleis-
tung frei. Und die Freigabe zur Verrich-
tung einer Arbeit erfolgt über die Auszah-
lung eines Lohnes oder eines Kredites. 
Denn fehlt das Geld für Löhne und Kre-
dite, ist die Ware Arbeit nicht mehr ver-
fügbar und eine Arbeit wird nicht mehr 
geleistet. In dieser Zeit wurde die Lohnar-
beit zur wichtigsten Arbeit, weil sie auch 
alle anderen wie die Reproduktionsarbei-
ten mitfinanzierte.

Die Epoche des  
Spätimperialismus und die  
KaputtMach-Wirtschaft

Das Fehlen von Geld für Löhne und Kre-
dite kann sich zu einer Wirtschaftskrise 

ausweiten. In ihrer Folge wird auch im-
mer weniger güterwirtschaftlich notwen-
dige Arbeit geleistet. Ein Mangel an Gü-
tern entsteht und Hunger, Not und Armut 
folgen. Wir sehen, dass die Wirtschaftskri-
se in Wirklichkeit eine Krise der Finanz-
wirtschaft ist, da die Menschen durch das 
Fehlen des Geldes von der Arbeit abgehal-
ten werden! Denn die Faktoren der Güter-
wirtschaft (Menschen, Produktionsmittel 
und Rohstoffe) sind vorhanden.

In den international bestehenden Ar-
beiterbewegungen des 19. und 20. Jahr-
hunderts wurden Stimmen laut, dass die 
Güterwirtschaft mit einer Arbeiterselbst-
verwaltung fortgeführt werden könnte. 
D.h., ohne die Finanzwirtschaft und ohne 
die Industriellen und Eigentümer der Le-
bens- und Arbeitsbedingungen. Dies war 
ein Schock für das Finanzkapital (nach 
Rudolf Hilferding) [15].

Genau mit dieser Forderung wurde 
das Finanzkapital z.B. auch durch den 
Schwarzen Freitag 1929 konfrontiert. Aus 
der Revolution von 1917 war die sozialis-
tische Sowjetunion als staatlicher Mono-
polkapitalismus hervorgegangen. Die Zei-
chen standen auf Sturm und es entstand 
eine Systemkonkurrenz zwischen staat-
lichem Monopolkapitalismus und dem 
westlichen Finanzkapital. Die Herren des 
Finanzkapitals waren nicht bereit abzu-
danken und ihre Produktionsmittel sowie 
Grund und Boden zu vergesellschaften. 

Sie reagierten auf den staatlichen Mono-
polkapitalismus ab 1925 mit der Bildung 
eines Kartellkapitalismus, mit dem sie vor 
allem den „tendenziellen Fall der Profit-
rate“ stark verlangsamen konnten.

Ein Beispiel ist das Phoebuskartell [16, 
17]. Es „… war ein Gebiets-, Normen- 
und Typenkartell, welches am 15. Januar 
1925 in Genf von den international füh-
renden Glühlampenherstellern gegrün-
det wurde. Ziel des Kartells waren Ab-
sprachen zum Austausch von Patenten 
und technischen Informationen sowie die 
Aufteilung des Weltmarktes für Glühlam-
pen unter den Beteiligten“ [18].

Die Industrieherren des Westens trafen 
grundlegende Entscheidungen, die für die 
Epoche des Spätimperialismus in den im-
perialistischen Mutterstaaten kennzeich-
nend sind:
a. �Die künstliche Verknappung von Wa-

ren (Güter und Arbeit). Dies sollte das 
Angebot verringern. Hierzu gehört 
auch die Vernichtung der tatsächli-
chen Überproduktion, so wie es lange 
Zeit in der EWG bzw. EU praktiziert 
wurde und wird. Z.B. die Vernichtung 
von Nahrungsmitteln und Marken-Pla-
giaten usw. [19]

b. �Die großflächige Finanzierung von 
unproduktiven bezahlten Tätigkeiten. 
Dies sollte die Nachfrage nach Waren 
durch den Erhalt des volkswirtschaft-
lichen Kaufkraftvolumens stabil hal-
ten und einen konstanten Geld-Waren-
Kreislauf garantieren.

Beide Maßnahmen (a & b) sollten An-
gebot und Nachfrage auf dem Markt im 
Gleichgewicht halten und den „tendenzi-
ellen Fall der Profitrate“ verlangsamen. 
Die Macht des Finanzkapitals sollte hier-
mit über die Zeit gerettet werden.

In dieser Phase des Spätimperialismus 
ging es nicht mehr allein um die Um-
verteilung der Vermögen von unten nach 
oben, sondern es ging im Wesentlichen 
um eine Rechtfertigung der Doktrin des 

Handels durch Knappheit.

Historisch wurde diese Knappheit durch 
eine Serie von Wirtschafts- und Sozial-
reformen zu einem sehr komplizierten 
Wirtschaftsgefüge verbunden. Hier sei-

Abb. 4: Arbeitskraftverteilung pro Wirtschaftssektor von 1840 bis 2010 [9]
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en nur wenige wegweisende und später in 
anderen Ländern kopierte, Maßnahmen 
herausgegriffen und aufgezählt:
1. �Die 1925 eingeführte geplante Obso-

leszenz (eingebauter Verschleiß) [20]. 
Dies ist eine Vernichtung der indust-
riellen Produkte durch Kurzlebigkeit. 
Durch den verkürzten Lebenszyklus 
sollte die Nachfrage nach industriel-
len Gütern vergrößert werden.

   �Diese Maßnahme fällt unter die Ver-
knappung von Waren (a). Die Idee der 
eingebauten Obsoleszenz geht auf die 
Theoretiker Bernard London (The New 
Prosperity) und Brook Stevens (Verfüh-
rung zum Konsum und zur Schnellle-
bigkeit) zurück.

Aus der Analyse zur 5-Stunden-Woche 
geht hervor, dass 1991 ca. 20% des Er-
werbstätigenpotentials mit Arbeiten zur 
Obsoleszenz beschäftigt war. [21]

2. �Der New Deal, der in den Jahren 1933 
bis 1938 unter US-Präsident Frank-
lin Delano Roosevelt als Antwort auf 
die Weltwirtschaftskrise durchgesetzt 
wurde.

    �Zum New Deal gehörten eine Serie 
von Wirtschafts- und Sozialreformen, 
die den größten Umbruch in der Wirt-
schafts-, Sozial- und Politikgeschich-
te der Vereinigten Staaten darstellte 
und die stark vom Ökonomen John 
Maynard Keynes beeinflusst wurden 
(s. Tabelle 1). Keynes fasste vor allem 
die antizyklischen Staatsinvestitionen  
mit einer Vergrößerung der umlaufen-
den Geldmenge ins Auge. Eine weite-
re Forderung war, dass die Löhne der 
Arbeiter proportional mit der steigen-
den Produktivität anwachsen sollten. 
Der New Deal verhinderte den heute 
vergessenen Versuch von Senator Hugo 
Black (Anm.: Er vereinigte viele Indus-
trielle und Gewerkschaften hinter sich), 
die 30-Stunden-Woche einzuführen.

Einige Maßnahmen des New Deals wur-
den uns als Errungenschaften der Wohl-
fahrt oder der Arbeiterbewegung ver-
kauft. 

3. �Die Einführung unsinniger Tätigkei-
ten. Seit dem New Deal folgte die Fi-
nanzelite Keynes Postulat vom pro-
portionalen Anstieg von Produktivität 
und Löhnen. Hierdurch wären die Ar-

beiter durch die Lohngewinne in der 
Lage gewesen, sich durch Lohnverzicht 
von den langen Arbeitszeiten freizu-
kaufen und die Arbeitszeit zu reduzie-
ren. Seit 1967 wurde Keynes Postulat 
verlassen. Ohne proportional steigen-
de Löhne zur ansteigenden Produktivi-
tät kam es nie zu der von Keynes 1928 
postulierten 15-Stunden-Woche [22]. 
Statt dessen schuf die Finanzelite im 
Kapitalismus Bullshit Jobs (David Gra-
eber [23]), mit denen sie einen erhebli-
chen Teil des Potentials der Erwerbs-
tätigen in den Industrienationen von 
der produktiven Arbeit ausschlossen 
und mit sinnlosen Arbeiten beschäftig-
ten. Ich beschränke mich jedoch hier 
entgegen Graebers Definition auf die 
Bullshit Jobs, die selbst im Kapitalis-
mus sinnlos sind.

Wenn wir die Abbildungen 4 und 5 be-
trachten, so sehen wir in der Abbildung 
5, dass ab 1962 der proportionale Anstieg 
von Löhnen und Produktivität aufgegeben 
wurde und dass ab etwa 1972 die Löhne 
in ihrem Kaufkraftvolumen eingefroren 
wurden.

Betrachten wir die Abbildung 4, so se-
hen wir, dass die Jobs im primären und 
sekundären Sektor (Landwirtschaft, Fi-
scherei, Produktion) sanken und die Jobs 
im tertiären Sektor (Dienstleistungen) an-
stiegen. In der Landwirtschaft, Fischerei 

und Produktion sank die Beschäftigungs-
rate um 20% und im Dienstleistungsbe-
reich stieg sie um 20%.

Die Abbildungen 4 und 5 zeigen, dass 
das Geldvolumen, das durch die Ratio-
nalisierungen in der Landwirtschaft, Fi-
scherei und Produktion frei wurde, zur 
Finanzierung der Jobs im Dienstleis-
tungsbereich verwendet wurde.

Doch wie konnte dies bei so vielen unab-
hängig voneinander operierenden Unter-
nehmen einheitlich umgesetzt werden?

Bei der Finanzierung spielt der tenden-
zielle Fall der Profitrate (nach Marx [24]) 
eine entscheidende Rolle. Der tendenzi-
elle Fall der Profitrate bezeichnet hier ei-
nen Zyklus von Anstieg und Verlust eines 
Mehrwertes, mit einer allgemeinen Ten-
denz der Senkung des Mehrwertes am 
produzierten Einzelstück.

Ein relativer Mehrwert [25] entsteht 
den Produzenten z.B. durch Rationali-
sierungen oder Lohnsenkungen als Zu-
satzgewinn. Die Produzenten verschaffen 
sich hiermit einen Wettbewerbsvorteil ge-
genüber ihren Konkurrenten. In der Regel 
fließen die Zusatzgewinne dann in eine 
Kriegskasse für zukünftige Kämpfe um 
Marktanteile.

Dieser Wettbewerbsvorteil verliert sich 
aber, sobald die anderen Produzenten mit 
Rationalisierungen oder Lohnsenkungen 
nachziehen. Der relative Mehrwert geht 

Maßnahmen (a) (b) Keynes

Reduzierung der landwirtschaftlichen Produktion,  Geldmittel aus dem  
Agricultural Adjustment Act (AAA) vom 12. Mai 1933 x x
Rechtliche Grundlagen für Gewerkschaften x x
Kinderarbeit wurde verboten x
Einführung von Renten x x
Arbeitslosenversicherung wurde eingeführt x x
Mindestpreise für Agrarprodukte x x
Einführung von Mindestlöhnen x x
Freiwilliger Arbeitsdienst x
Gebäude, Straßen- und Brückenbau x
Bau von 20 Staudämmen x
Steuersystem mit niedrigen Sätzen für Arme und hohen für Reiche x

Tabelle 1: Wirtschafts- und Sozialreformen des New Deal
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verloren, sobald die Produzenten anfan-
gen, sich im Kampf um Marktanteile ge-
genseitig im Preis zu unterbieten.

Der Wettbewerb um Marktanteile ist 
ein Verdrängungskampf, der auf die Er-
beutung fremder Marktanteile zielt. Er 
kann sich soweit steigern, dass die Pro-
duzenten anfangen, sich gegenseitig so 
stark zu unterbieten, dass sie ihre Pro-
dukte sogar unter ihren Herstellungskos-
ten anbieten. Die Verluste der Hersteller 
werden dann jeweils aus der Kriegskasse 
des Unternehmens bezahlt. Dies geht hin 
bis zum Konkurs bestimmter Anbieter, 
wobei deren Markt dann von den verblei-
benden Produzenten übernommen wird.

Durch diesen Kampf um Marktanteile 
geht der relative Mehrwert aller Produ-
zenten verloren. Wegen seines regelmä-
ßigen Verlustes im Marktzyklus wird die-
ser Mehrwert daher als relativ bezeichnet.

Da nach dem Verdrängungskampf die 
Preise pro hergestelltem Einzelstück auf 
einem niedrigeren Niveau liegen, sinkt 
die Profitrate am Einzelstück. Das Unter-
nehmen kann den Rückgang des Gesamt-
profits jedoch i.d.R. durch eine Zunahme 
des Produktionsumfanges ausgleichen, da 
es nun den dazugewonnenen Markt be-
dienen kann. D.h., der Gewinn am Ein-
zelstück sinkt und der Produzent macht 
nun seinen Gewinn mit der Zunahme des 
Produktionsumfangs, also durch Masse. 
Aus diesem Grund sprechen wir vom ten-
denziellen Fall der Profitrate.

Der Gesetzgeber eines Staates ist in 
der Lage, durch neue Verwaltungsvor-
schriften zusätzliche Verwaltungsarbeiten 
von den Unternehmen einzufordern. Dies 
trifft alle Unternehmen in einem Wirt-
schaftsraum in gleicher Weise. In Folge 
dieser neuen Verordnungen müssen so-
wohl im Staat als auch in Unternehmen 
zusätzliche Abteilungen aufgebaut wer-
den, die diese Arbeiten leisten.

Beispiele hierfür sind die Erweiterung 
des Steuerrechts in der BRD im Jahre 
1968 oder das Qualitätsmanagement und 
die Zertifizierung von Betrieben. Dabei 
führten weder Qualitätsmanagement noch 
Zertifizierung zu einer Verbesserung der 
Qualität oder der Verlängerung der Le-
bensdauer unserer industriellen Produk-
te. Dies obwohl der Mangel an Qualität 
als eingebaute Obsoleszenz vielfach nach-
gewiesen wurde. Es zeigt die Absurdi-

tät des gesamten Systems. Mit dem Ins-
trument neuer Verwaltungsvorschriften 
war die Finanzelite über den Staat in der 
Lage, den Wettbewerb um Marktantei-
le zu zügeln.

Die Unternehmen waren nun gezwun-
gen, den von ihnen selbst erwirtschafte-
ten relativen Mehrwert anzuzapfen, um 
diesen zur Finanzierung der vom Staat 
geforderten Verwaltungsaufgaben in ih-
ren Unternehmen einzusetzen.

Steigende Steuern machten gleichfalls 
eine Aufblähung der Bürokratie im Staat 
möglich, denn auch dort mussten Abtei-
lungen geschaffen werden, um den zu-
sätzlichen Verwaltungsaufwand zu be-
dienen. So wurden die Bullshit Jobs im 
Kapitalismus finanziert.

Diese neuen Bullshit Jobs im Dienst-
leistungssektor wurden schleichend und 
unsichtbar mit dem von den Unternehmen 
erwirtschafteten relativen Mehrwert fi-
nanziert. Dadurch wurden dem „tenden-
ziellen Fall der Profitrate“ Fesseln ange-
legt und der Mehrwert pro Einzelstück 
blieb über längere Zeitabschnitte stabil 
und senkte sich langsamer. Dies trug er-
heblich zu einer Aufrechterhaltung der 
imperialistischen Macht- und Eigentums-
bedingungen bei. 2010 waren ca. 20% al-
ler Beschäftigungen Bullshit Jobs. Diese 
Maßnahmen können der Kategorie (a & 
b) zugeordnet werden.

4. �Hartz IV und die unterschiedlichsten 
Namen und Definitionen für Arbeits-
losigkeit. Am 1. Januar 2005 wurde in 
Deutschland Hartz IV eingeführt [26]. 
Mit Harz IV wurde die Arbeitslosig-
keit nach dem SGB II kleingerechnet. 

Doch wie hat die Schröder-Regierung 
dies gemacht?

Die wichtigste Referenz, die wir über 
all die Jahre entdecken, ist Jeremy Rif-
kin [27]. Rifkin ist wohl einer der be-
deutendsten US-Ökonomen und Vorsit-
zender des Think Tanks Foundation on 
Economic Trends (FOET), der die ver-
schiedensten US- und EU-Regierun-
gen beriet und deren Rat sich auch die 
Schröder- und Merkel-Regierung ein-
holte [28]. 

1995 prognostizierte Rifkin in seinem 
Buch „Das Ende der Arbeit und ihre Zu-
kunft“ einen erheblichen Rückgang der 
nachgefragten Arbeit [29]. Durch die 
Halbautomatisierung würden so viele Ar-
beitsplätze wegrationalisiert, dass, wenn 
wir dies auf eine Wochenarbeitszeit um-
rechnen, nur noch 8 Stunden pro Woche 
erhalten blieben [30].

Rifkin sagte 1995 die Einführung des 
Zwei-Stufen-Systems voraus und be-
schrieb, wie sich in der US-Wirtschaft 
eine Umwandlung von Vollzeitstellen in 
Teilzeitstellen vollzog, um die Menschen 
mit Teilzeitstellen in einem Beschäfti-
gungsverhältnis zu halten [31].

Wir wissen nicht, welche Ratschläge 
Rifkin der Schröder-Regierung gab, aber 
wir sehen, dass mit der Hartz IV Gesetz-
gebung (Hartz IV = ALG2) die Umwand-
lung von Vollzeitstellen in Teilzeitstellen 
für Deutschland unterstützt wurde. Denn 
mit der Einführung der Hartz IV Gesetze 
wurde es unmöglich, sich aus einer Teil-
zeitbeschäftigung (ab 15 Stunden in der 
Woche) arbeitslos zu melden, um mit Un-
terstützung des Jobcenters eine Vollzeit-

Abbildung 5: Vergleich der Produktivität mit dem Stundenlohn. Quelle: EPI analysis of Bureau 
of Eceonomic Analysis and Bureauo of Labor Statistics data.
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stelle zu suchen. Der Grund hierfür ist, 
dass diese Menschen nach dem SGB II 
nicht als arbeitslos gelten.

Vor Hartz IV galt eine Teilzeitstelle in 
vielen Fällen als eine Überbrückung, die 
nach dem Verlust des Arbeitsplatzes ein-
gegangen wurde, um sich auch mit Hilfe 
des Arbeitsamtes eine neue Vollzeitstel-
le suchen zu können. Diese ist nun weg-
gefallen und auch die Unterstützung der 
heutigen Arbeitsagenturen für diese Teil-
zeitbeschäftigten als Arbeitslose fehlt voll-
ständig. Dies gilt heute sogar dann, wenn 
Teilzeitbeschäftigte ihren Lebensunter-
halt mit ihrem Einkommen nicht aufbrin-
gen können und somit ihr Einkommen mit 
ALG2 aufstocken müssen.

So werden seit der Einführung von 
Hartz IV ALG2-Empfänger, die in Schu-
lungsmaßnahmen geschickt werden oder 
ein geringfügiges Beschäftigungsverhält-
nis von mindestens 15 Stunden pro Wo-
che eingehen oder einen 1-Euro-Job an-
nehmen oder sich einer gewerblichen 
Stellenvermittlung anvertrauten oder min-
destens 58 Jahre alt sind und seit 12 Mo-
naten kein Stellenangebot erhielten oder 
vorübergehend erkrankten oder [...], nicht 
mehr als arbeitslos gezählt. 

Die Zahlen der Bundesagentur für Ar-
beit taugen damit nichts, um eine tatsäch-
liche Auskunft über die Arbeitslosigkeit 
in Deutschland zu erhalten. Es ist offen-
sichtlich, dass sie im Sinne der herrschen-
den Parteien so weit herunter gerechnet 
wurden, dass sie eine Beleidigung für die 
Intelligenz eines jeden klar denkenden 
Menschen sind.

Wenn wir die tatsächliche Arbeitslo-
sigkeit in der vor Schröder geltenden Be-
rechnungsweise erhalten wollen, müssen 
wir also andere Quellen nutzen und die 
Teilzeitstellen auf Vollzeitstellen umrech-
nen. In der Pressemitteilung des Statis-
tischen Bundesamtes Nr. 071 vom 4. 
März 2020 wird die jüngste und höchs-
te Zahl für die Teilzeitbeschäftigung ge-
nannt [32]. Gemäß dieser Pressemittei-
lung verteilen sich die Stellen auf 11,7 
Millionen Teilzeit- und 30,1 Millionen 
Vollzeitbeschäftigte. Demnach arbeiten 
Teilzeitbeschäftigte durchschnittlich 20 
Stunden pro Woche.

Wir sehen, dass in der Epoche des 
Spätimperialismus der größte Teil der ge-
leisteten Arbeit in der Scheinwirtschaft 

versiegt oder zur Untätigkeit im Sinne 
von Unproduktivität führt. Hierzu zäh-
len wir die Obsoleszenz (ca. 20%), die 
Bullshit Jobs (ca. 20%) und die Arbeits-
losigkeit (ca. 17,8%).

In der Scheinwirtschaft versiegt ein er-
heblicher Teil der volkswirtschaftlichen 
Arbeit darin,
· �dass die auf Kurzlebigkeit produzier-

ten Güter immer neu hergestellt werden 
müssen, oder

· �dass ein Großteil der Arbeitskräfte 
durch Bullshit Jobs, Arbeitslosigkeit 
oder Teilzeitjobs (50% möglicher pro-
duktiver Tätigkeiten werden verhindert) 
als Potential für die güterwirtschaftlich 
sinnvolle Produktion neutralisiert wer-
den. D.h. das Angebot an Arbeitskräf-
ten für die Produktion von Gütern wird 
reduziert, womit die Preise für Arbeit 
stabil gehalten und eine Verknappung 
von Gütern dauerhaft garantiert wer-
den kann. Zudem erhalten sie ein Ein-
kommen, durch welches das volkswirt-
schaftliche Kaufkraftvolumen aufrecht 
erhalten wird und die Nachfrage nicht 
einbricht.

Durch die aufgezählten Maßnahmen 
bleibt es in den Industrienationen bei ei-
ner potentiellen Überproduktion und das 
Finanzkapital wird nicht mehr durch ein 
Überangebot von Waren bedroht. Dieser 
Scheinwirtschaft unseres heutigen Wirt-
schaftsgefüges in den imperialistischen 

Mutterländern gebe ich die Bezeichnung: 
KaputtMach-Wirtschaft (s. Abbildung 6, 
Verteilung der Arbeit in den westlichen 
Industriestaaten im Spätimperialismus).

Dies ist das kapitalistische Restbild des 
Neoliberalismus, eine Rechtfertigungs-
ideologie, die das Finanzkapital den Men-
schen des Westens als Scheinrealität vor-
setzt, in der auch Arbeitskämpfe oder 
politische Auseinandersetzungen über 
das Finanzkapital und seine Medien in-
szeniert werden.

Durch die KaputtMach-Wirtschaft, die 
nur der Finanzelite zur Rechtfertigung 
ihres Wirtschaftssystems dient, können 
wir nicht von 5 Stunden Arbeit pro Wo-
che leben, denn ein Großteil der Arbeit 
versiegt in der KaputtMach-Wirtschaft. 
Schließlich muss aus der Güterwirtschaft 
so viel Geld generiert werden, dass ne-
ben den Gewinnen der Finanzelite all die 
Menschen bezahlt werden können, die in 
der Finanzwirtschaft, den Banken, den 
Versicherungen, den staatlichen Institu-
tionen und der KaputtMach-Wirtschaft 
arbeiten. Gerade deshalb bleibt dem gü-
terwirtschaftlich tätigen Arbeiter nach 
40 Stunden Arbeit pro Woche vom güter-
wirtschaftlichen Gegenwert seiner Tätig-
keit nur so wenig Geld, dass es zum Le-
ben mit etwas Luxus reicht. Insgesamt 
werden alle über die Geldgenerierung und 
die Ausübung von Arbeiten, die nur dem 
Finanzsystem und seiner militärischen 

Bei einer Umwandlung von 11,7 Mio Teilzeitjobs in 
Vollzeitstellen erhalten wir (11‘666‘000 / 2 =) 5‘833‘000 
Vollzeitstellen und 5‘833‘000 Arbeitslose.

5.833.000

Erwerbslose im Alter zwischen 15 und 74 gemäß dem 
„Statistischen Jahrbuch Deutschland und Internationales 2019“, 
Abt. 13.1.2., Seite 359 [33]:

+1.456.000

Die Obdachlosen gehören auch zu den Arbeitslosen. Gemäß 
BAG Wohnungslosenhilfe e.V. sind die Zahlen der Obdachlosen 
[34] in den letzten Jahren zurückgegangen. Schätzung 2020:

+417.000

Absolute Zahl der teilzeitbereinigten Arbeitslosen 2020: 7.706.000

Tabelle 2: Beziehen wir dies auf das Potential der Erwerbspersonen von 43,4 Mio. [35], so erhalten 
wir in Deutschland eine Arbeitslosenrate von 17,8%: (7.706.000 : 43.400.000) * 100 = 17,8%
Mit diesen Zahlen ist etwa jeder fünfte in Deutschland arbeitslos. 
Zusammenfassend können wir diese Maßnahmen für die Zahlung von Arbeitslosengeld, welches 
unter den unterschiedlichsten Namen und Definitionen ausgezahlt wird, als eine Maßnahme 
der Kategorie (a & b) identifizieren.
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Absicherung dienen, um 35 Stunden pro 
Woche betrogen. Denn würde die güter-
wirtschaftlich notwendige Arbeit auf alle 
verteilt, bliebe nur eine 5-Stunden-Wo-
che übrig.

Schlussfolgerungen für die Indus-
trialisierung 4.0, den Lockdown 
und den Great Reset

Die Industrialisierung 4.0, der Einsatz 
der künstlichen Intelligenz und ihr Ein-
satz in der industriellen Fertigung, in der 
staatlichen Verwaltung und im Dienstleis-
tungssektor (Banken, Handel und Versi-
cherungen) sorgt für weitere Rationalisie-
rung von Arbeitsprozessen und für eine 
weitere Verdichtung des Kapitals. Immer 
mehr Menschen werden aus dem Arbeits-
prozess freigesetzt und eine Entlassungs-
welle folgt der nächsten.

Dies lässt auch den Anteil der güter-
wirtschaftlich tätigen Arbeiter weiter zu-
sammenschrumpfen. Der im Niedergang 
befindliche Spätimperialismus kann das 
alte System in seinen Mutterländern und 
den USA mit den alten Methoden immer 
schlechter finanzieren.

Mögliches Szenario für  
die zukünftige Entwicklung

Die internationale Konkurrenz mit China 
bewirkte, dass es den Industrienationen 
auf den internationalen Weltwirtschafts-
kongressen immer mehr um ein Feilschen 
um Produktionskontingente ging. Dies er-
innerte an die Zeiten der Planwirtschaft 
des Ostblocks und zeigt, dass das Finanz-
kapital des Westens wieder vom entste-
henden Überangebot an Waren bedroht 
wird.

Die fortschreitende Industrialisierung 
Chinas, welches mit zunehmend mehr Wa-
ren auf den Weltmarkt drängt, gibt hier 
den Ausschlag. Denn durch ein Überan-
gebot an Waren stehen wir vor einem exis-
tentiellen Krisenzyklus des Kapitalismus 
[36]. Ein weltweiter Unterbietungswettbe-
werb wäre die Folge. Damit droht ein Han-
delskrieg und ein Preisverfall aller Waren. 
Die Sättigung der Märkte setzt das Finanz-
kapital des Westens mit dem Gespenst 
des „tendenziellen Falls der Profitrate“ in 
Angst und Schrecken. Alle hiergegen in 
den Mutterländern des Imperialismus er-
richteten Dämme drohen durch eine Kon-
kurrenz von außen zu brechen.
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Die Finanzelite und deren politische Klasse in den Parteien und Parlamenten. Sie leben 
von den Steuern und den Erträgen ihrer industriellen Produktion sowie des Binnen- 
und Fernhandels.

Beamte, Staatsbedienstete, Polizei, Soldaten, Angestellte z.B. in den Banken, Versiche-
rungen usw., Architekten, Handwerker, Arbeiter sowie Lakaien in den privaten Sicher-
heitsunternehmen usw. Sie arbeiten unmittelbar für das Großbürgertum, den Hoch-
adel und die politische Klasse oder werden zur Repräsentation wie die Uniformierten 
der Wach- und Schließgesellschaften beschäftigt.

KaputtMach-Wirtschaft
Menschen in der Scheinwirtschaft der Obsoleszenz. Sie werden durch die Kurzlebig-
keit der industriellen Produkte und deren immer wiederkehrenden Herstellung in der 
Arbeit gehalten.
Menschen in der Scheinwirtschaft der Bullshit Jobs, die mit sinnlosen Tätigkeiten zur 
Aufrechterhaltung des Kaufkraftvolumens beschäftigt werden.
Menschen, die von einer Tätigkeit im produktiven Sektor durch den Doktrin des Handels 
ausgeschlossen werden. Dies sind Arbeitslose, Teilzeit Jobs (50% der Arbeitskraft neut-
ralisiert), Rentner usw., die alle eine staatliche Zahlung oder eine Aufstockung ihrer 
Löhne durch den Staat erhalten.

Bauern, Kleinbürgertum, Handwerker, Arbeiter, Fischer, die die Steuern oder Pachtab-
gaben erwirtschaften. Im wesentlichen versorgen sie die Gesellschaft mit Lebensmit-
teln und in der handwerklichen oder industriellen Produktion mit allen Gebrauchs-
gütern des täglichen Lebens.

Abbilung 6: Verteilung der Arbeit in den westlichen Industriestaaten im Spätimperialismus
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Mit der herangewachsenen Konkurrenz 
Chinas ist es schlicht und ergreifend so, 
dass aus dem schrumpfenden Potenzial 
an güterwirtschaftlich tätigen Menschen 
nicht mehr genügend Geld generiert wer-
den kann, um den Spätimperialismus des 
Westens zu finanzieren. Dies gilt für die 
Mutterländer des Imperialismus ebenso 
wie für die USA.

Um auf dem Weltmarkt gegen China 
weiterhin konkurrenzfähig bleiben zu 
können, müssen die Kosten für die Pro-
duktion gesenkt werden. In Folge dessen 
werden die Kosten zur Aufrechterhal-
tung des spätimperialistischen Systems 
heruntergefahren. Dies geht am besten, 
indem der Konsum der Bevölkerung ein-
geschränkt und das Kaufkraftvolumen 
des Geldes durch eine Inflation gesenkt 
wird. In Folge dessen müsste aus den 
güterwirtschaftlichen Tätigkeiten auch 
nicht mehr so viel Kaufkraft generiert 
werden.

Hiermit würde China einen Großteil 
seiner Absatzmärkte verlieren, weil die 
Kaufkraft der privaten Haushalte in den 
imperialistischen Mutterstaaten erheb-
lich sinken würde. Zudem wäre es mög-
lich, dass die Nationalstaaten versuchen, 
durch die Abwertung ihrer nationalen 
Zahlungsmittel die nationalen Produkte 
auf dem Weltmarkt billiger anzubieten 
(Währungskrieg). Ob sich durch billi-
ge Produkte der Güterfluss vom Wes-
ten nach China umkehren würde ist sehr 
unwahrscheinlich, da vermutlich auch 
China seine heimischen Produktions-
stätten durch hohe Einfuhrzölle schüt-
zen würde.

Da sich ein Unterbietungswettbewerb 
und ein Währungskrieg nicht dauerhaft 
auf dem Weltmarkt ohne Schaden für die 
Weltwirtschaft praktizieren lässt, wären 
alle Industrienationen gezwungen, sich 
zunehmend auf eine regionale Selbstver-
sorgung umzustellen. 

Wer würde in den Mutterländern des 
Spätimperialismus am  meisten von der 
Senkung des Konsums betroffen sein?
Die Menschen, die zur Kategorie der 
KaputtMach-Wirtschaft gehören, leisten 
keinen Anteil an der Produktion, müs-
sen aber von den Geldern, die aus den 
güterwirtschaftlichen Tätigkeiten gene-
riert werden, mitfinanziert werden. Es ist 
möglich, dass dieser Bevölkerungsanteil 

in seinem Konsum soweit zurückgefahren 
wird, dass es gerade noch so zum Leben 
reicht. Dies kann bis zu 60% des Potenzi-
als an Arbeitskräften betreffen, die heute 
schon zur KaputtMach-Wirtschaft gehö-
ren und für die Produktion ohne Bedeu-
tung sind, und ist abhängig vom Ausmaß 
der hierdurch eintretenden sozialen Un-
ruhen. Die restlichen 40% würden weiter 
leben wie bisher, weil sie vom Finanzka-
pital noch gebraucht werden.

Gestützt wird diese Darstellung von 
den Aussagen, die  schon 1995 500 füh-
rende Politiker, Wirtschaftsführer und 
Wissenschaftler aus allen Kontinen-
ten im Fairmont-Hotel in San Francis-
co (Kalifornien, USA) tätigten, die ähn-
liche Zustände für die Industrienationen 
für das 21. Jahrhundert voraussagten und 
im Buch Die Globalisierungsfalle veröf-
fentlicht wurden. [37]

Denkbar ist auch eine massive Mili-
tarisierung der Gesellschaft, so dass ein 
Großteil der Arbeitskräfte der Kaputt-
Mach-Wirtschaft ins Militär verschoben 
wird. Ein erster Schritt in diese Richtung 
könnten die seit einiger Zeit von den USA 
geforderten Aufrüstungsmaßnahmen an 
die Mitgliedsstaaten der NATO und die 
vom Bundeskanzler Olaf Scholz ange-
kündigten Sondervermögen für die Bun-
deswehr über 100 Milliarden Euro sein. 
[38] Demnach wäre es denkbar, dass in 
Deutschland bald jeder zweite Erwachse-
ne (also das Potential an Arbeitskräften, 
welches sich derzeit in der KaputtMach-
Wirtschaft befindet) in einer Militäruni-
form steckt.

Bei den vorbereitenden Maßnahmen ei-
nes Handelskrieges mit China wäre es für 
das Finanzkapital des Westens sehr wich-
tig, dass ihre Doktrinen des Handels und 
des Kapitalismus keinen Schaden neh-
men. Die Übersättigung der Weltmärkte 
und die hierdurch notwendige Senkung 
der Produktionskosten sollen als vorbe-
reitende Maßnahmen für einen Handels-
krieg mit China nicht wahrgenommen 
werden. Dies wäre für das Finanzkapital 
notwendig, um die Menschen des Westens 
mit der Doktrin des Handels und des Ka-
pitalismus gegen die Diktatur des Staats-
monopolkapitalismus Chinas einzustel-
len, welcher wohl weiter irreführend als 
Kommunismus bezeichnet würde, um die 
tatsächlichen Inhalte des Kommunismus 
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Utopie

zu verschleiern. Der Kapitalismus könnte 
also weiterhin für den Westen die Rolle 
einer Rechtfertigungsideologie einneh-
men.

Eine Pandemie, deretwegen die Wirt-
schaft in einen Lockdown gezwungen 
und damit gegen die Wand gefahren 
wird, dient einer Verschleierung der wah-
ren Ursachen, die im Krisenrhythmus des 
Kapitalismus zu suchen sind.

Gewinner wären auch hier die Finanz
eliten. Sie würden z.B. die Kunkursmasse 
des Mittelstandes aufkaufen und einkas-
sieren. Dies sind vermutlich die Grün-
de, warum die Wirtschaft wegen einer 
Krankheitswelle mit der Gefährlichkeit 
einer mittelschweren Grippe durch ei-
nen Lockdown zurückgefahren wird. Der 
„Schrecken der Pandemie“ sollte hier nur 
die Akzeptanz für das Herunterfahren der 
Wirtschaft schaffen.

Der Krieg in der Ukraine war vom Fi-
nanzkapital des Westens nur ein miss-
glückter Griff nach Russlands Rohstof-
fen, die sich jetzt China holen wird, wobei 
China in Russland seinen Markt für in-

dustrielle Produkte ausbauen wird. Chi-
nas Brücke zur Beherrschung von Europa 
könnte ein Bündnis mit Russland werden.

Mit dem Great Reset von Klaus Schwab 
sieht es so aus, als wolle das Finanzka-
pital des Westens der Bevölkerung ihren 
Besitz mit dem Mittel einer Wirtschafts-
krise rauben und alle Demokratien in 
eine Art von feudalistischen Kapitalis-
mus überführen.

„Die Menschen werden nichts mehr be-
sitzen, aber trotzdem glücklich sein“… 
und die Finanzelite als Retter ihres Le-
bens empfangen.
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